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Vorwort. 



Die Rechtsgrundsätze über die Verbrechenskonkuneiiz 
— oder wie statt dessen umfassender und richtiger gesagt 
werden mttsste, Uber die Verbrechenseinheit und -mehrheit — 
gehören nicht zu denen, welche der Bichter nur selten an-* 
zuwenden Gelegenheit hat, soiidorn sind solche, welclie ihn, 
mag er in erster oder in oberer Instanz mitwirken, tagtäg- 
lich besdiäfÜgjBn. Umsomehr sollte man erwarten, dass 
über diese täglichen Dinge vollste Klarheit herrschte. Aber 
man täuscht sich. Praktiker wie Theoretiker betonen immer 
wieder, zu wieviel Zweifeln die Lehre noch Raum gebe^). 

Die Schriften, welche versuchen, die Zweifel zu lösen, 
sind überaus zahlreich^. Eine fast unübersehbare Litt^ 
ratur ist seit dem 17. Jahrhundert entstanden, so umfang- 
reich, wie sie nur noch ein Gegenstand der Stialrochts- 



') So z. B. Schutze, Zeitschr. f. d. gesamte Strafrechtswissensch- 
Bd. III. S. 48 f.; Rosenblatt, Die Strafkonkurrenz, Teschen 1879, S. 1: 
^Was KOstlin noch vor 20 Jahren von der Lehre von der Verforechens- 
konkiurens bemerkt hat, dass es nämüch noch immer einer sicheren Be- 
Stimmung defl Begriffs der KonkmreDz und semes Unterschiedes von 
lümlichen Erseheinungeii .... fehle, bewAhrt noch jetst im grossen ond 
ganzen seine Richti^eit; denn auch jetzt noch fehlt es an einem klaren, 
prüzisen Begriff der Verbrechenskonkurrenz, noch jetzt können wir von 
keinen aHgemein anerkannten Grundsätzen unserer Lehre spreehen.** 

^ litteraturftberdeht s. B. Binding, Handbuch S. 517 N. 1; 
Rosenblatt a. a. 0. nach dem Tonrort 
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wissenschatt aufzuweisen hat, der dolu« indirectus. Dies 
gilt aber lediglich von unserer deuti>chen Litteratur. Scheu 
wir uns in der ausländischen um, so befremdet es, wie ge- 
ring die Zahl der Abhandlungen Uber unsere Materie ist. 
Fast noch mehr überrascht es, dass die ausserdeutschen und 
insbesondere die j oniaiiischen Gesetzgebungen ihr nur wenig 
Beachtung schenken, während unsere deutschon Partikular- 
Strafgesetzbücher sich in Bestimmungen und Definitionen ge- 
radezu ersch(ipfb haben. Eine.Erklä'rung dafür, dass Schwierig- 
keiten für unser Recht bestehen, welche das fremde nicht 
kennt, gibt uns die geschichtliche Entwickelung. Aus ihr 
ersehen wir, dass in dieser Lehre das heutige Becht ein Pro* 
dukt verschiedener Rechtsanschauungen — römischer und 
deutscher — ist, welche einer ToUkommenen Verschmelzung 
zum Teil noch harren. 

Bei der Fülle der heimischen Litteratur Über unseren 
Gegenstand muss es femer auffallen, dass keine der zahl- 
laichen Schriften es unterlässt, auf seine stiefhiOtterliche 
theoretische Behandlung hinzuweisen. Es ist volJkomnien 
richtig, wenn Miller sagt: „Der Klage Über die theoretische 
Vernachläfisigung dieser Lehre begegnen wir an der Spitze 
aQer neueren sie betreffenden Arbeiten.** Und was am 
meisten wundert, diese Klage ist noch heute berechtigt. Aber 
wie stimmt sie zu dem hervorgehobenen Reichtum an Litte- 
ratur? Ist dieselbe so inhaltlos, dass sie keine Beachtung* 
beanspruchen darf? Das kann nicht sein. Die Meister 
unserer Wissenschaft, von Feuerbaeh und Savignyi) an, 
haben der Verbrechenskonkurronz besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet. Die Klage kann sich somit nur darauf beziehen, 
dass nicht das ganze Qebiet die . nötige Bearbeitung ge- 
funden hat. 



„De Goncursu delictonim fonDali" lautet der Titel der in Marburg 
1800 erschienenen DisBertation SaTignys. 
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Die TJtteratur ist in der Tliat nach doppelter Ricbtung 
liiiv lückenhaft. Einmal hat man sich bis auf die 1879 er- 
schienene Abhandlung t. Buris^), der Yerbrechenseoiheit 
als Bolcher gar nicht zugewandt, und sodann fehlen Unter- 
suchungen über die begriffliche Abgrenzung der Verbrechens- 
einheit und -mehrheit gänzlich. Bis zur Mitte dieses Jahr- 
hunderts erörterte man bloss das Bestrafüngsprinzip. £rst 
später begann man die Begriffe der Idealkonkurrenz und 
des fortgesetzten Verbrechens darzulegen. Das waren aber 
.Einzeluntersuchungen, welche die Zusammengehörigkeit der 
verschiedenen Materien ausser acht Hessen und die Ab- 
grenzung des jeweilig behandelten Begriffs auf Kosten eines 
anderen vornahmen. 

An diesem Fehler leiden alle neueren Abhandlungen''*) 
bis auf die erwähnten v. Buris. Haben auch die Resultate 
derselben keine Anerkennung gefunden, so hat die Arbeit 
doch gelehrt, dass die einzelnen Teile unserer Lehre zu eng 
miteinander verwachsen sind, als dass es für das Ganze 
fruchtbringend sein könnte, nur Stücke derselben zu unter- 
suchen. 

Lässt sich aber die Ueberwindung der Schwierigkeiten, 
die unsere Lehre bietet, nur erhoffen, wenn die grundlegenden 

Fragen im Zusammenhang erörtert werden, dann nuiss man 
freilich darauf verzichten, eine Entscheidung aller Kontro- 
versen zu geben. So gern wir auf diese oder jene näher 
eingegangen wären, mussten wir uns auf die wichtigsten be- 
schränken. „Sind doch", wie Hüler^) sagt, „der zur Lösung 
drängenden Fragen so viele, dass es als eine geradezu 



^) T. Buri, Einheit und Mehrheit der Verbrechen 1879 als Beilage« 
heft des Gerichtssaals und selbständig erschienen. 

*) Es ist dies aach der Fehler der jüngsten , während des Druckes 
nnserer Schrift erschienenen Abhandlung Heinemanns, Die Lehre von 

der Idealkoiikurrenz. Berlin 1893. 

3) Hill er, Gerichtssaal 1880. S. 195. 
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innuense Aufgabe bezeichnet worden iniisste, denselben: 
aiien, etwa in eiuer eiuaügeu Mouograpluo, gerecht zu 
werdea^. 

Uns war es darum m thun, die Prinzipien darzulegen^ 

die, in dem gesamten Gebiet durchgefülut, brauchbare Er- 
gebnisse liefern. 

Marburg, im Mai 1893. 

F, WaeJienfdd. 
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fiinleitung. 



Mit Unrecht hat niaii der deutsclieii Jurisprudenz vor- 
geworfen, dass sie die Bahnen, welche die italienischen Ju- 
risten des 15. und 16. Jahrhunderts eingeschlagen hatten, 
um Frage nach deju idem dclictuni zu lösen, niciit weiter 
Yeriolgt habe.^) Sie konnte es nicht. Denn die Italiener 
waren bereits zu einem gewissen Abschluss in der £ntwicke- 
lung gelangt. Sie hatten aus römischen und germanischen 
Kleiiienten einheitliche Prinzipien in einer Zeit herausgebildet, 
wo in Deutschland beide miteinander um Hegemonie stritten. 
Was die Italiener boten^ waren Kesultate, welche die deutsche 
Doktrin fruchtbringend nur verwerten konnte, wenn sie sich 
selbst zu diesen durchdrungen hatte. Aber in jener Zeit 
stand ilir dieser Kaiupi' iiocli bevor. Nicht U'icht konnte er 
sein. Denn die römischen und altdeutschen Kechtsan- 
schauungen zeigten in unserer Materie den gleichen Gegen- 
satz, wie in der Lehre von der Schuld. Derselbe, der hier 
erst in unserem Jahrhundert ausgeglichen wurde und seine 
letzten Spuren noch in unserem Straigesetzbuch zurück- 
gelassen hat,^) ist auch in der Entwickelung unserer Lehre 
ein Hindernis gewesen, das erst nach langen Mühen ttber-- 
wunden werden konnte. 

0 So Hiller, Gerichtssaal 18S0 S. 213 im Anschluss an Halschnei*. 
Sjatem des preussischen Stra&echts, Teil I. Bonn 1858. S. 495 f. 

*) Vgl §§ 118 Abs. 1, 178, 220 Abs. 2, 221 Abs. 3, 228 St.aB. 
S. Liszt, Lehrb. d. Strafrecbts. 5. Aufl. Berlin 1892. S. 171, na- 
mentlieh N. 5. 

Wacbenfeld, Yerbrediraskonkiurens. 1 
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Freilich untci-schieden sich in dei- Lclirc von der Ver- 
brechenseinheit und -niehrheit römisches und deutsclies Recht 
nicht so schart', dass dort bloss aul die Absicht, hier bloss 
auf den Erfolg Crewicht gelegt wurde. Aber doch ging die 
Verschiedenheit aus demselben Gesichtspunkte hervor. Das 
rüniische Recht sah ohne Rücksicht aui' die Zahl der Hand- 
lungen die Mehrheit dei' V( rbrechen in der Mehrheit der 
Gesetzesübertretungen. £ine Gesetzesübertretung nahm os 
bei Verletzung eines Gesetzes an, und darum Verbrechens- 
niehrheit. avciiii die verbrcclu i ischc Handhin^j die Verletzung: 
mehrerer Gesetze ciitliiclt.M Daher keimte nach rümischeiu 
Kecht derjenige, welcher einen anderen verwundet hatte, nur 
eines Verbrechens schuldig sein, gleichviel wie die ViTunde 
l)eschatl(Mi. und ob sie durch eine oder mehrere Haiidlnngeu 
herbeige lüiu't war. Denn hier war nur ein (iesetz scliuld- 
haft übertreten. Bei einor derartigen Fortsetzung der Ver> 
wundung, dass der Tod des Opfers eintrat, musste aber das 
römische Recht mehrere Verbrechen annehmen. 2) Denn dann 
la^ in der einen That eine suhjektiv(^ Verseluildunir vor, 
sowold in Bezug aul die Verwundung als auch auf die Tötung. 

Nach der deutschen Auffassung ist allein die ä,ussere 
Verletzung am Gegenstande des Verbrechens ausschlag- 
gebend.^) Danach kommt, es auf die iiusserlich erkeimbaren 

') Vgl z. B. 1. 2 D. (lo pi iv. dei. 47, 1; 1. 5 l). de quaest. 48, 18; 
1. Ö C. do accus. 9, 2; 1. im. C. d«/ rapl. virj^. 9, 13. 

-) L. 2 § 4 D. n. a. 0. 47, 1: ..Itoiii si quis siin'0))luni llagello ceci- 
derit, duabus actionibus tcnetur, fiirti et iiiimiaruni et si forte liunc cundem 
occideht tribus accionibus tenetur.** — Diese Stelle hat dadurch eine be-. 
sondere Wichtigkeit erlangt, dass die Glossatoren und Postglossatoren 
vornehmlich an sie ihre Erörterungen nber die BesUmmung der Strafe 
anknüpften. 

^ Lex Salica XVIII. namentlich 6: »Si .quis ingenuus ingenuum de 
fuste pereusserit, ut sanguis non oxeat, usque tres colpug pro uno quoquo 
icto CXX. denarios qui faciunt solides III culpabilis iudicetur'*. Ebenso 
Lex Bibuario I.: »Si quis ingenuus ingenuum ictn percusserit, soliduni 
I culpabilis iudicetur. Si bis, duos solides, si ter III solidos**. — Femer 
Lex Francorum Chamavorum XX. und XXV. 
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Wirkungen der Handlung an. Deshalb repräsentiert ein 
jeder Erfolg (»in Verbrechen. In Konsequenz hiervon wird 

bei (l(M- Krii'pervcrlctziuig nicht nur dio vorscliipdcni' Ali der 
Verwundung einer vci'schiedciu'ii Hcui i<iiiiug unterzogen, 
sondern sogar jeder Schlag als ein Verbrechen angesehen. 
So fremd eine solche Auffassung den Bömern war, so fern 
lag den Deutschen die. das8 die durch Verwundung ver- 
ursachte Tödtuiig zwei Verbrechen enthalte. Keine Stelle 
der älteren Quellen weist darauf hin. Diese betonen viel- 
mehr allein das Resultat der Handlung. Der Tod als der 
Erfolg des Verbrechens bestimmt dessen Einheit, während 
die Vt'i wundung als blosses Mittel ausser Betracht bleibt. 

Die Verschiedenheit der beiden Kcchte in der Annalnnr 
der Verbrechenseinheit und -mehrheit musste sich auch in 
der Straffestsetzung bekunden. Erblickte das deutsche Recht 
in der Tfltuiig durch Verwundung oin V(»rbrechen, so 
konnte es auch nur ein«? Strale veriüingen. wälirend da« 
römische Recht bei Annahme zweier Vorbrechen zwei 
Strafen eintreten liess. 

In Ländern, wo diese heterogenen Auffassungen " 7ai- 
sammentralen, nnisste ein Ausweg gesucht werden, um bv'nW 
mit einander in Einklang zu bringen. Dies gelang, indem 
man das deutsche Prinzip in das römische Recht einpasste. 
Man nahm in jenem Falle formell zwei Verbrechen und 
zwei Strafen an, liess aber vun diesen die eine von der 
andei-en absorbiert werden, sodass mau nur auf ein(* zu ver- 
urteilen brauchte, und so zu demselben Ergebnisse kam, zu 
dem die germanische Rechtsanschauung hindrängte. Das 
Absorptionsprinzip, das Vfrinutlich wie der dolus indirectus 
scholastischen Ursprungs ist. diente niitliiii dem gleichen 
' Zweck wie dieser, nämlich der Verschmelzung beider 
Rechte.^) In der C.C.C. ist dasselbe noch nicht zum Ausdruck 

^) S. Wik Im- Ilfeld, Die BegriH'e von Moni und ToLHchlaj; etc. 
Marburg: 1890. S. 24 f. 

. ^ Wenn sieli auch einzelne Beispiele Undeit. wo ]>«'i Ziisanimen- 
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gekommen,^) aber die Doktrin nach derselben, die es der 
italienischen Jurisprudenz entlehnte, hat ihm Eingang ver- 
schafft. Freilich war sie noch nicht kräftig genug, es zu 
v<'rarb(üten. Das Bihl solcher Unfähigkeit zeigt noch 
Karpzov. Der Ansicht huldigend, dass jedes Verbrechen 
seine Strafe finden müsse, erklärt er: „Etenun in iure cer- 
tissima extat regula, ac omnibus fere probata, quod plura 
delicta, non iiiiica. sed pluril)us poenis plecti dcbeaiit.**^) Aber 
mit dem Kuniulatiojisprinzip kommt Karpzov nicht zurecht, 
da er, der sächsische Jurist, seiner heimischen Anschauung ge- 
mäss nicht Überall da eine Verbrechensmehrheit annehmen 
kann, wo solches das röniische Rocht gebietet. Ausser stände 
sich in solchen Fällen eine eigene Meinung zu bilden, schreibt 
er da, wo er von dem Absorptionsprinzip handelt, aus Fari- 
nacius*) ab. In seinen eigenen Ausführungen begnügt er 
sich, durch willkürlich ausgewählt© Beispiele das Absorptions- 
prinzip zu rechtfertigen, kommt aber dabei nicht über das 



treffen mehnerer Verbrechen nidit auf mehrere, sondern auf eine ge- 
schärfte Strafe erkannt wird (z. B. 1. 5 D. de qnaes. 48, 18), so kennen 
doch beide Rechte dag reine Absorptionsprinnp nicht. Beide stehen viel- 
mehr .auf dem Standpunkt des Kumulationsprinzips. Vergl. 1. 2 pr. D. de 
priT. del. 47, 1: „Nunquam plura delicta concunrentia faciunt, ut ullius 
impunitas detur". Noch für späteres deutsches Recht lässt sich dies 
nachweisen, vgl. BrQnner Schoffenbuch § 397 (zitiert bei Geib Bd. II. 
8. 128) : „Non est mirandum duplex enim peccati duplici poena puniri debet, 
nnde in proverino dicitnr: ad fecinus duplex non sufficit ultio simplex". 
— Auch die ält«r«n Italiener kennen das Absorptionsprinzip nicht: vcrgl. 
Gloj;8. lul 1.2 de priv. del. un<l Hai tolus zu derselben Stelle. 

') für das Absoi'piiua.sprinzip oft niigrführte Aitikcl ispricht 
ausdrücklich von einem Diebstahl. Dass man daran dcakt'n konnte, ihn 
oder giu' Art. 108 tür das Absorptioiisjtrinzip anzuführen, ist nur ein Be- 
weis ftlr die Unklarheit, die in der Lehre von der Verhreehenseinheit und 
-mehrheit h«'rrsehte. - - S. die treffenden AusfUhi'ungen bei Savignj, 
De com ursu <it'lictorun) S. 121 ft*., und Wächter, Lehrbuch des römisch- 
deutschen Strafrechts Teil I. S. 254. 

Karpzov, Practica rerum criiiiinalium P. III. qu. 132 n. f. 

^) Hierauf hat ächon Küstlin, S^ötem S. 554 N. 6 hingewiesen. 
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Selbstver??taiulIicho hinaus, dass beim Zusammentreffen «ge- 
wisser btralen, wie Todes- und lebenslänglicher Freiheits- 
strafe, nur eine vollzogen werden kann. 

Der Wert seiner Darlegung liegt in der Wiedergabe 
der Worte des Farinacius, die mit der Herrschaft 
Karpzovs Norm und Richtschnur wurden. Sie enthalten 
den Kern unserer Lehre und legen an der Hand des Bei- 
spiels von dem, der einen anderen verwundet und tötet, dar, 
dass das grössere Delikt das kleinere absorbiere, wenn beide 
ad eundem finem et effectiim tendantJ) Das letztere Ist 
also das Kriterium. Es enthält die Vereinigung zweier Mo- 
mente: erstens des subjektiven, des einheitlichen Zwecks, 
und zweitens des objektiven, des einheitJichen Erfolgs. Ge- 
rade in dieser Verschmelzung, die sowohl an das römische 
als au das deutsche Recht anklingt, lie^rt der Keim zu einer 
Weiterentwickelung. Zunächst bestand dieselbe darin, das» 
bei einheitlichem Zweck und Erfolg nicht nur eine Strafe 
verhängt, sondern den Worten des Farinacius gemäss 
wirklich auch nur ein Verbrechen angenommen wurde. 

Von diesem Standpunkt aus scineibt der Konunentator 
des ersten deutschen Partikularstrafgesetzbuchs Kreit- 
mayr: „Oft werden mehr' Uebelthaten ftlr eine gerechnet, 
wenn sie ad unuin tinem et eff'ectuin gehen. Obschon also 
das crimen adulterii, stupri violenti raptus, incestus an sich 
unterschieden sind, so gehen sie doch uur für eins, wenn 
sie an der nämlichen Person uno actu individuo ausgeübt 
werden. Denn da wird allzeit das kleinere durch das 
grössere delictum concomiliuis absorbiert und mvd jeues nur 
für einen aggravireuden Umstand geachtet. Desgleichen 

0 Karpzov a. a. 0. N. 16: Quandoque etiam, inquiunt, occidit, iit 
plura delicta generis diversi eodem tempore commisBa ad unum eimdemqiie 
finem et effectum tendant; quo casu malus delietum absorbere minua, 
unamque tantummodo poenamf scUicet maioris delicti imponendam esse 
aiintraatur, yeluti in vulnennte et ocddente, qui solum paniri debeat 
de bomicidio et non de homieidio et Tulnere simul''. 
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differiert 7Avar das crimen homicidii ab iiiiuria i'oali aller- 
dings, wenn aber einer in einein Geräul gestossen, ge- 
sehlagen und endlich gar um das Leben gebracht wird, so 
ist all dies zusammen pro uno delicto zu halten« wenn es 
unum tinem et elfectuni hat.*^M 

Bestimmte man nun das Grebiet des Alisoi-ptionsprinzips 
durch das Zusammentreffen zweier Momente, so hätte streng 
genommen die Regel quot delicta, tot poenae überall Platz 
Reifen müssen, wo nur eins derselben vorhanden war. Aber 
docli Sellien eine solche Ausdehnung nicht ijereclit fertigt. 
Deshall) versuchte man weiterhin zu scheiden um! einzu- 
teilen. Diese Einteilungen bezog man aber auch auf dio 
Fälle, wo einheitlicher Zweck und Erfolg zusammen kamen. 
Denn, üIjwüIiI man hier an der Veihrofhenseinht ii festzu- 
halten suchte, Uess sich, wie auch ;uis den angeführten 
Worten Kreitmayrs hervorgeht, der Gedanke an eine 
Yerbrechensmehrheit nicht verdrängen. Die immer wieder 
zweifelhafte Natur dieser Fälle fand einen beredten Aus- 
druck in ihrer Bezeiehimiig delictoruni coneursiis sinuiltaneus. 
Sie sollten eine nicht wirklich, aber doch in der Idee vor- 
handene Yerbrechensmehrheit darsteilen! 

Das Bemühen, möglichst richtige Einteilungen der Ver- 
brechensk- iik iirf(Miz als dos wichtigsten AussclHiitts der Vcr- 
brechensmeiirheit herauszutinden, charakterisiert die Ge- 
sduchte unserer Lehre- bis über Mitte dieses Jahrhunderts 
hüiaus. 

Den Kiiiteilmiiicii wandte nuin so grosse Aufmeiksamkeit 
zu, weil nuin durch sie die Stratirage zu lösen glaubte. Da- 
bei stritt man über Kumulations- und Absorptionsprinzip, 
vergass aber^ was zunächst einer Feststellung bedurft hätte, 
nämlich zu prüfen, wann Yerbrechenseinheit, wann -mehrheit 
vorliege. 



') Anmerkungen Uber den codicem iuris Bavarici eriminalis, 2. Aufl. 
1774 S. 28. 
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Die Einteilungsversuche vor Feuerbacli^) haben wenig 
Interesse, um so mehr aber die Stellung des Reforma- 
tors selbst. Trutz dos Neuen, das er braclitc, t mauzipiert 
i)r sich nicht voa der Kichtung seiner Zeit. Das tritt 
namentlich darin hervor, dass er gar nicht die Frage nach 
der Einheit des Verbrechens berührt. Er wendet sich so- 
fort der Verbrecheiiskonkurrcnz zu und zwar im Sinne 
seiner Zeit ledifflich deshalb, um hier das Kiuiiuiatioüs-. dort 
das Absorptionspiinzip zu begi'ünden. Die erste Gruppo 
innerhalb der Verbrechenskonkurrenz ist ihm die ideale oder 
formale Konkurrenz, in der man die Umbildung des früheren 
concursus simultaiieus unschwer erkennt. 

Aus dem „tendere ad unum hueni et elfectiinr' ist tlie 
Einheit der Handlung geworden. Da nun die ideale Kon- 
kurrenz zugleich eine Verbrechensmehrheit sein sollte, 
niusste ihr auch ein darauf bezügliches Kriterium ticiicbcn 
werden. Feuerbach liudet es in der Vei^schiediMÜieit 
der übertretenen Strafgesetze. Die Einheit der Handlung 
liefert ihm den Gegensatz der idealen zu den beiden anderen 
Konkurrenzarten. Diese scheidet er nach der Gleichheit und 
Verschiedenheit der übertretenen Gesetze in subjektive und 
objektive Konkurrenz. Für alle Fälle der ersteren hält er 
das gleiche Strafprinzip nicht anwendbar und deshalb eine 
nochmalige Einteilung für notwendig. Bei ihr bildet die 
LbMitität des Objekts das Öchcideinerknial. Feuerbachs 
Einteilung gestaltet sich also folgendennassen: 

I. Ideale oder formale Konkurrenz : 

Uebertretung verschiedener Strafgesetze durch eine 
Handlung (oder in einem ununterbrochenen Akt). 

II. Objektive Konkurrenz: 

üebcM'tretung verschiedener Stmfgesetze durch ver- 
schiedene Handlungen. 

') Vergl. Fe u«rl)M ( h . Ijchrbuch de» gemeinen in Deutschlaiul 
gilltigon Peinl. Rj'clits. 14. Aus*,»-. Heransgeg'. v. Mitt^rmaier, Giessen 1847. 
§ 127 u. § 128*. Ferner Fe uerbach, Kevision Bd. I. [Erfurt 1799. S. 338 ft. 

,t 
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m. SubjectiTe Concurrenz. 

Uebertrotnnjr eines Strafgesetzes durch verschie- 
dene Handlungen. Dieselbe ißt entweder: 

1. fortgesetztes Verbrechen, wenn sie an demselben 
Gegenstande, 

2. wiederholtes Verbrechen, wenn sie an verschie- 
denen Go<ronstäiiden irrschieht. 

Hierbei iUllt die Mehi^heit der Prinzipien auf, Ton denen 
ans das System durchgeführt ist. Das eine Mal gibt den 
-Ausschlag die Verschiedenheit der Stratgt sctze, das andere 
Mal die Mehrheit der Handlungen. Diesem Dualismus gegen- 
über kount(^ di(; Bestrebung nicht ausbleiben, ein einheit- 
liches Prinzip aufzustellen und die Verbrechensmehrheit 
entweder nach der Verschiedenheit der Uebertretungen oder 
nach der Mehrheit der Haiidlun^ren m konstruieren. Feuer- 
bach selbst neigte zu jenen. Darum hat die nächsto Zeit 
nach ihm als erste Bedingung fUr die Verbrechensmehrheit 
Verschiedenheit der übertretenen Strafgesetze gefordert. Zu- 
gleich haute sie die Feuprbachsch» n (iniiuLsätze weiter 
aus. Bei der subjektiven Konkurrenz hatte Feuerbach die 
Einheit des Strafgesetzes, bei der idealen die Einheit 
der Handlung fßr ausreichend erklärt. Jedes dieser Merk- 
male an sich konnte mithin kein Hinderunj^strrund sein, die 
Verhrcchensmehrheit bei einer durch eine Handlung erfolgten 
mehrmaligen Uebertretung eines und desselben Strafge- 
setzes anzunehmen. Waren in diesem Falle auch nicht ver- 
schieden e Strafgesetze übertreten, so blieb doch immer 
(las Wesentlichste des Feuerbachschen Merkmals die 
Mehriieit der Uebertretungen. 

S ander 1) nahm diese Idee auf und liess zunächst nur 
die mehrfache Gesetzesttbertretung entscheiden. Dement- 
sprechend teilte er die VerbrcclH nsmehrheit nach der Gleich- 
heit oder Ungleichheit der übertrctcnon Strafgesetzeein und 



Sander, Archiv des Criminalt^chtt» 1836. S. 266 ff. 
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machte nach der Einheit und Mehrheit der Thätigkeiten 
Unterabteikmgen unter die beiden Hauptgruppen, Nach 
Sander ist die Verbrechenskonkurrenz: 

I. eine gleichhaltige: 

mehrfache Uebertretung eines und desselben iStraige- 
setzes. Sie ist 

1. eine einthätige, falls die Gresetzesttbertretungen durch 
eine Handlung, 

2. eine inehrthätige, falls sie durch mehi'ere Hiindiungen 
geschehen, 

n. eine ungleichhaltige: 

mehrfache Uebertretung verschiedener Strafgesetze. 

Sie ist entweder 

1. eine einthätige oder| 

2. eine mehrth&tige J ^ 

Die Bezeichnungen Sanders hat mau nicht beibf^halten 
und oft gewechselt. Aber seine vierteilige Gliodorung 
ist geblieben. Nur hat man später erst nach Zahl der Hand- 
lungen und dann nach der der Uebertretungen geschieden. 
Durch diese Aenderung ergab sich folgendes Schema:^) 

I. Ideale (einthäüge, gleichzeitige, formale) Konkmrenz 
und zwar 

1. gleichartige: mehrfache Uebertretung eines Straf- 
gesetzes durch eine Handlung, 1». ein Stein wuil 
verletzt mehrere Personen; 

2. ungleichartige: Uebertretung mehrerer Strafgesetze 
durch eine Handlung, z. B. ein Steinwurf verletzt 
die Person A und die Sache B. 

H. Beale (mehrt hätige, ungleichartige, niateriale) Kon- 
kurrenz und zwar 



1) Z. B. V. Wächter, Deutsches Stmfrecht, Vorlesungen, 1881 
S. 280; Oejer, Grundriss Teil I. 1884, S. 184; Meyer, Lehrbuch des 
deutschen Strafrechts, 4. Aufl. 1888 S. 484 fr.; Bern er, Lehrb. des deut- 
schen Sirafrechts, 15. Aufl. 1888 § 145. 
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1. gleichartige: moiiri'aciie üebertretuüg eines Straf- 
gesetzes durch mehrere Handlungen, z. B. mehrere 
Steinwtirfe verletzen mehrere Personen; 

2. uugleicliartio^e : U(»hertr(»tuiig iiu*hroror Strafgesetze 
durch mehi'ere iiaudlungeu, z. B. ein Wurf verletzt 
die Person A und ein anderer die Sache B. 

Bis heute hat die gem. Meinung an diesem System fest- 
gehalteu, aber den Kreis der darunter subsiunierteii Falle 
immer wiedei- und wieder voiscliohen.') indem sie unechte 
Konkurrenzialle ausschied und zu der Verbrechenseinheit 
zählte. Bereits Sander hatte das festgesetzte Verbrechen, 
das Feuerhach zu der Verbrechensmehrheit rechnete, als 
A'erbrechenseinheit erkannt und deshalb der Unterabteilung, 
welche Feuerbach Ix i Ueberti'ctung desselben Strafgesetzes 
durch verschiedene Handlungen gemiacht hatte, nicht mehr 
bedurft. 

Nunmehr sonderte man auch ans der ideal(Mi Konkurrenz 
ciue Verbrecheuscinheit aus und stellte sie als üesetzes- 
konkurrenz der ersteren gegenüber. Aber die Grenze zwischen 
beiden wurde fortwSlhrend geändert und so ist noch heute 
die gem. Meinung, sobald eine Handlung eine mehrfache 
Gcsetzcsverletzuüg enlhäll, sicli kaum klar, ob eine Ver- 
brechensei n hei t oder ob ideale Verbrechenskonkurrenz 
vorliegt. 

Waren die Einteilungen der Konkurrenz früher eine 
blosse Handhabe, um das Gebiet zu umgrenzen, in dem aus- 
nahmsweise das Absorptioüsprinzip gelten sollte, so änderte 
sich dies, nachdem man von der Idealkonkurrenz als wirk- 
licher Konkurrenz, die Fälle einer bloss scheinbaren los- 
gelöst hatte. 

Blieben dieser gegenüber wirkliche Verbrechensmehr- 

S. Bin ding, .Britiüge zur ijehn' von der Kuiikiirronz der Straf- 
gesetze S. 4 If. lu der Abbaudlung wird da» Gebiet der Uesetzeskonkurrenz 
sehr erweitert. 
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heiten, so schien es uuerfindlich. die niehrtTen V^erbrechen 
liier ajidei-s als sonst zu stralcn. In dieser Erwägung tortlern 
Anhänger der gemeinen Meinung sowohl bei der idealen als bei 
der realen Eonkurrenz einheitliche Bestrafung. Damit geben 
sie die Unterscheidung zwischen beiden Konkun enzarten als 
überflüssig aul'.^) 

Freilich schrecken andere Verfechter der gemeinen Mei- 
nung^ vor dieser Konsequenz zurück. Sie wollen die Schei- 
dung zwischen idealer und realer Konkurrenz nicht nur bei- 
behalten, sondern auch eine verschiedene Hesti-atunir bei 
beiden einti*eteu Itvssen, Dort soll auf eine Strafe, liier auf 
mehrere Strafen erkannt werden, dort das Absorptions-, 
' hier das Kumulationsprinzip Anwendung finden. 

Sie erblicken also in der Handlungscinheit. obwohl 
sie bei, ilu* durchgehe nds V^erbrechenscinheit anzuerkennen 
sich scheuen, einen Faktor, welcher einen Strafunterschied 
begründet. Sie nehmen eine Mittelstellung ein zwischen 
denen, welche das Wesen der Verbrechensmehrheit in der 
Mehrheit der (J esetzesül)ertretungen. und denen, welche 
es in der Mehrheit der Handlungen sehen. 

Neben der bisher besprochenen Hauptrichtuug hat sich 
nirmlich eine andere gebildet, welche das zweite derFeuer- 
l)achschen Prinzipien herausgekehrt und die Haiidlungsein- 
lieit und -mehrheit zur Grundlage der V'erbrechenseinheit und 
-mehrheit gemacht hat. £inen Vorläufer hat diese üich- 
tung in Krug.') Entwickelt wurde sie einerseits durch 

■ 

Merkel in v. Holtzendorffs Handbuch des deutschen Strafrechts. 
Bd. n. 1871 S. Sd^t; Rosenblatt, Die Strafenkonkurrenz. Teschen 
1879, S. 48; Habe rm aas. Die ideale Konkurrenz der Delict«. Stuttgart 
1882. S.81ff. 

*) Z. B. Berner, Lehrbuch § 147 und N. 1; Meyer, Lehrbuch 
'3. 486 f. und K. 9, sowie S. 498f. Schütze, Lehrbuch des deutschen 
Strafrechts S. 87. 

^ Krug, Konmientor zum sachsisfhen Strafgesetzbuch I. S. 142. 
und derselbe, Ueber die KonkuiTcuz der Verbrechen. Leipzig 1842. § 1. 
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Jofaii,^) . Hälschner^) und insbesondere Binding,') 

andererseits durch Hiller *) und namentlich v. Liszt.*) 
Binding und v. Liszt verwerfen in gleicher Weise die 
Idealkonkurrenz der gemeinen Meinung, beide aber aus ver- 
schiedenen Gründen: Binding, weil er Handlnngsmehrheit, 
T. Liszt, weil er mit *der gemeinen Meinung zwar eine 
Handlungseinheit, aber k«'inr Verbrechensmehrheit an- 
nimmt. 

Denen, welche auf dem zweiten Feuerbachschen 
Prinzip fussen, scheint die Handlung so wichtig, dass sie 

darauf ilire ^j^esanito Tlieorie von der Verhrechensmehrheit 
stützen. Dem grösseren Teil der anderen Richtung ist die 
Handlungseiuheit wenigstens bedeutungsvoll genug, um daraus 
eine Verschiedenheit der Bestrafung abzuleiten. Spielt aber 
der Begriff der Handlung in unserer Lehre eine so grosse 
Rolle, so ist es gewiss oreT'echtfertiprt. bei unserer Untei- 
suchung von ihm auszugehen.^) Nm* bei Klarlegung dieses 
Hauptmerkmals des Verbrechens kennen wir hojffen zu einem 
brauchbaren Ergebnis zu gelangen. 

Es entsteht demnach für uns zuerst die Frage: was ist 
Handlung? Haben wir die Antwort darauf geiunden, dann 
müssen wir den Handlungsbegriff in Beziehung setzen zu 
der Verbrechenseinheit und -mehrheit und uns weiter fragen: 

Joliii im Airhiv für Strnfm-ht 1855 S. 498tt'.. und derselbe. 
Die Lehre \om fort^^esetzten Verbrechen und dej* Verbrechen8konk»irren2. 
Berlin IHOO. S. 2. 

*'') Hälsf'hner. System Bd. 1. S. 496. h\ ^vhwm späteren Werk«'. 
iUif« ^cnit'ine deutsflic StratVccht — s. Teil I. S. 681 — ist Hälschner 
AnhJingrr ^^oni. Mr-innna geworden. 

^) Binding. Handbuch des Strafrechts. Bd. T. Leipzig 1885. S. 565. 

*) Hill er, Zeitschrift für das Privat- und öffentliche Recht der 
Gegenwart Herausgegeben von Grünhut. Bd. 13 S. 126 f. nnd S. 151. 

») V. Liszt, Lehrb. S. 240 ff. 

^) Dass man bei einer Untersuchung über die Verbrecht nskonkurrenz 
von dem HandlungsbegrifT ausgeben mttsse, billigen auch Anhänger der 
gem. Meinung z. B. Kärcher, Gerichtssaal Bd. 35 S. 481. 
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wann und in welchen Fällen, ist eine Verbrechens einheit 
bei Handlungs einheit befindet? sowie femer, wann und 
in welchen Fällen liegt eine Vcrbiecheus einheit bei Hand- 
lungsraehrheit vor? Schliesslich hätten wir noch auf die 
Verbrechensmehrheit bei Handlungsmehrheit einzugehen. 

Demnach wflrde unsere Abhandlung in 4 Abschnitte 
über: 

I. Handlung, 

II. die Verbrechensmehrheit bei Handlungseinhelt, 
m. die Verbrechenseinheit bei Kandlungsmehrheit, 

rV. die Verbrechensraehrheit bei Handlungsmehrheit 
zerlallen. 
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Abscliiiitt 1. 



Die Handlung. 

Kapitel L 
Die Tolleudete Handlung. 

§ 1. 

Entwiekelang des UandlangsbegrilfB. 

Das Verbrechen ist ein Ereignis des täglichen Lebens, 
• das von anderen sich nur dadurch unterscheidet, dass es auf 
schuldhaftes menschliches Verhalten zurückzuftthren ist. 
Dieses kann ein positives oder negatives, ein Handeln oder 
Unterlassen sein. Je nachdem die Handlung in dem zu 
Tage tretenden Ereignis ihr Endziel gefunden oder noch 
nicht erreicht hat, ist sie eine vollendete oder bloss ver- 
suchte. Die juristisch einfachste Gestalt zeigt die vollendete 
Handlung. An ihr wollen wir deshalb den Haudlungsbcgrilf 
entwickeln und (?rst dann untersuchen, ob und in wie weit 
die gefundene Bestimmung auch für die versuchte Handlung 
und die Unterlassung anwendbar ist. 

Aus dem Vorhergehenden ersehen wir bereits, dass fl^r 
die Begi'iffsbestiniiinii]^ der Handlung nanientlicli zwei Mo- 
mente in Frage konuiun: erstens das menschliche Verhalten, 
das, wenn wir an die Handlung im Gegensatz zur Unter- 
lassung denken, nur Thätigkeit sein kann, und zweitens das 
in Eischeinung tretende Ereignis. Um von den einfacheren 
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Formea auszugehen, . setzen wir eiue Thätigkeit voraus und 
nehmen an, dass nur ein Ereignis aus ihr resultiert. 

Ah ein Bestandteil der Handlung wird, wenn sie sonst 

nuclj lioch so v(M*sclii(Ml('ii (Ictinit'rt ^^^rd, dio Thäti^koit 
aiioff^^eJieu. Da.ss sie zur Handlung gehört, ist gleiclisani 
ein Axiom, das keines Beweises bedarf. Die Thätigkeit ist 
nun nicht anders denkbar als mittels Körperbewegung. Eine 
solche nuiss. wenn überhaupt von l'liätiiikt it die Rede sein 
soll, stattget'und<'n haben, mag sie auch ihk h so sehr hinter 
der Kraft der Werkzeuge (wie Dampi, Elektrizität), deren 
sich der Thäter bedient, zurücktreten. Menschliche Thätig- 
keit und Körperbewegung stehen in solchem Zusammen- 
bang, dass da. wo eine Körperb<'weguug vorliegt, auch 
immer Thätigkeit vorhanden sein nmss. Bei einer einzigen 
Körperbewegung hat diese mit der Thätigkeit sogar den 
gleichen Inhalt. Es können also beide, Körperbewegung und 
Thiitigkcil. (^ventuell einander decken. Diesen Fall wollen 
wi)' in f olgendem unterstellen und erst später darlegen. \n ie 
sich jene beiden Begriffe gegeneinander abgrenzen. Nach 
ihrem Ursprung ist die Thätigkeit entweder eine willkttrliche 
oder eine un\viilkiirlich(\^) Jenes ist sie. wenn die Körper- 
bewegung gewollt, dieses wenn <ie nicht gewollt war. Au 
einer dahingehenden Unterscheidung muss man festhalten, 
auch wenn man die Bezeichnung der Unterscheidungsmerk- 
male ändert und von der gewöhnlichen Ansicht ttber di<^ 
W üleusfrcilieit aliweicht. l)v\m die unwillkUiliche Thätigkeit 

0 S. V. Liszt a. rt. 0. S. 128 f.; Meyer .i. n. O. S. 173. Die 
Ausdrlleke «wnikftrh'che** und „Timvillknrlir'ho" Thiitiokoit sind vit'llcitht 
nicht koiTckt. deuten aber eitu'n zweifellos l)estrlii lulen G('l^en^^al/ «miI- 
.-piialu iul iin. 1 1(1111 nielit jede 'Hiiitiirkcit ist eint lutfrci«'. WUs man 
Thätij^'keit srlilcthlliiii nennl. .«^ety.t vichnt'hr. nni^ man sie iiul Willens- 
resp. rirhtijrcr WahltVeiheit '/nrnekfühnn <>d«'i" nicht, cino ijcwisso Spon- 
taneiijil \oi,iu>. Fr»'ilirh ln;i(uhf dirsr kfiut' ah.solntc. sond<M't» nur oinr 
relativ»' in dem Sinn*' y.n -ein. dass sie für unser reclüHrii ireordnetcs 
.soziales Leben spontan erseheint. Leui:m>t man aber aueli dies, so mtiss 
man kon.sc'qiientenvei!<e dem Staat diis Jiecht zu gtrateii bestreiten. 
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ist vom Begriffe der Handlung auszif scheiden, so dass zu 

dieser nur die Thätigkcit gehört, welche ans trcwoiltcr Körper- 
bewegung besteht.^) Mithin ist z. B. keine Handlung die Be- 
schädigung fremder Sachen im Krampfanfall, oder die Uater- 
Zeichnung einer Urkunde seitens dessen, dem gewaltsam die 
Hand geführt wird.') 

Die geringste ThUtigkeit ruft in dem Augen l)lick, in 
dem die Körperbewegung stattfindet, Veränderungen in der 
Aussenwelt hervor.^) Die Bewegung der Hand in freier 
Luft verursacht Veränderungen, auch wenn sie unser Auge 
nicht erkennt. neutlicher wird dies, wenn die Bewegung 
au festen oder in flilssigeii Körpern geschieht. Führen wii* 
z. B. die auf dem Wasser ruhende Hand nach unten, so 
sehen wir auf dem Wassei-spic^gel ringsum kleine und immer 
gi'össer werdende konzentrische Kreise entstehen. Diese Be- 
wegungen können wir nocli hinge wahrnehmen, nachdem 
die Thätigkeit selbst aufgehört hat. Sie dauern fort, bis 
sie durch entgegenwirkende Kräfte paralysiert werden. 

Die Kreise auf dem Wasser sind durch die Thätigkeit 
entstanden. Allerdings niussien noch andere Faktoren, wie 
z. B.' die Ruhe des Wassers, hinzukommen. Doch, ohne 
das Verhältnis der Thätigkeit zu diesen näher zu er($rtern, 
können wir jene als die alleinige Ursache deshalb be- 
zeichnen, weil uui' sie bewegende Kraft ist>) Sind 

') So ReiL-hsirericht^oTitsfh. vom 2:i Der hr. 1889 E. Bd. 20 S. 146. 
Im jr^wfihiiliclifii öprufhL''<'hrau<li wird auch dies Uandlung ge- 
nannt. Du.^ Stnitjjjesetzbucli folgt ihm in § öl. 

*) VeriL^I. V. Lilieiilhal. der Ort der begangeneu Handlung im 
Strafrecht. Matburg 18m S. 1 ff, 

*) Damit haben wir uns «u der Ansicht bekannt . welche einen 
qualitativen Unterschied zwischen Bedinj^Minir iintl I'i SiK lif eines Eifolgs 
annimmt. Doch ist uns Ursache sowohl die willkürliche Thätigkeit [nicht 
Handlung!], als auch jede andere Aeussening bi^wegender Kraft. Ursache 
kann demnach auch die unwillkfirliche Thfttigkeit. sowie z. B. das Fallen 
eines Steins oder Sjerspnngen eines Kessels sein. Denn auch hierin äussert 
sich — monschltche Thfitlgkeit nicht vorausgesetzt — eigene Kraft. Der 
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)ene sämtlichen Kreise auch Wirkungen der einen Hand- 

bewogun^, der einen Thiiiii^keit, können sie alle hieran i' 
zurückjfeftihit weiden, so doch nicht alle in der gleichen 
Weise. Unmitteibai* durch sie ist nur die nächste Wirkung 
entstanden, die schon im Augenblick der Bewegung geworden 
ist. Jede der übrigen ist vermittelt durch eine andere. 

Alle WirkiiDiion sind also sowolil erzeii^it als selbst er- 
zeugend, indem sie die bewegende Ki-aft weiter übertragen. 
Wir k((nnten daher dasselbe, was wir in Bezug auf das Vor- 
hergehende „Wirkung", in Bezug auf das Folgende „Ursache*- 
nennen, wenn es originäre und nicht nur eine übertragene 
Kj-alt wäi'c, welche lortgepüanzt wird. Die doppelte Qualität 
der Wirkung zeigt sich namentlich, wenn wir von verschie- 
denen Standpunkten das Ganze überschauen. Ueberblickeu 
wir es von der Ursache aus. dann erscheint uns im Gegen- 
satz zu ihr die Gesamtheit der Veränderungen in der 
Aussenwelt als Gewordenes. Blicken wir von dem Stand- 
punkte einer Wirkung aus zurück, dann erscheint uns das 
EinzeMe, unmittelbar Vorhergehende als Ursache. Doch nur 
solange, bis wir auch dieses als Gewordenes erkennen, füi- 
das wir weiter nach der Ursache zu forschen haben. Aul 
solche Weise gelangen wir — um bei dem angeführten Beispiele 
zu bleiben — von grösseren zu kleineren Kreisen, bis wur 
schliesslich auf die bewegende Ki.itt selbst kommen. 

Die Wirkungen der Thätigkeit äussern sich nach allen 
Richtungen. Greifen wir eine einzelne Wirkung heraus und 

Stein liillt durch seine Sehwei kialt. der iMiupl kes.-el zer>»pringi intolire seiner 
Widerstiuulsknitt. biaiKlien in jenem Fall nicht auf die Anziehungs- 

kralt der Erde, in diesem nicht aut die Expani*ionskrat> des Dampfes 
zurückzukommen; wir hahen nicht zu prüfen, ob das Erdbeben den Stein 
zun» Rollen bringen, ob der Dampf die Explosion hen'oiTulen konnte. 
Denn es ist nicht die Aufgabe des Sfarafrechts, die Entstehnugsursache 
der bewegenden Kraft zu untersuchen. Für uns ninss sie originäre be- 
wende Kraft schon dann sein, wenn sie erste ftlr die Rechtswelt erheb- 
liche Veränderungen schafft, wenn sie eine zu einem Erfolg hinfahrende 
Kansalkette anregt. 

Wachenfeldy V«rbrec1i«n<konlnirrenz. 2 



Digitized by Google 



18 

svtzm si<' iii Beziehuug zu der Ursache, dann ergibt sieb 
4'inr Rette, in welcher die Thätigrkeit der Anfang ist^ df« 

zAvischonlie<?eiideii Wirkiinjroii blosse Mittoltrliodcr bilden und 
tlie lu'nuis^'egrifffMH' Wirkiiii^^ am Ende siebt. Diese letztere 
ist nicht das Ende der Wirkungen überhaupt, sondern mir 
<la8 End<t der in Betracht gezogenen. Weil aber die späteren 
niiberttcksichtijrt bleiben, sind sie derart irrelevant, dass es 
irleicb,iriilti«r erscheint, ob mit jeiu i das Ende aller Wirkungen 
tler Thätijikeit erreicht ist oder nicht. Darnni hat die heraus- 
gegriffene Wirkung für uns bloss die Bedeutung eines £r> 
eignissps. bei dem die ihm innewohnende Fähigkeit weiter zu 
^virk< II uns niebt kümmert. Au5 diesem (Ji iuide nennen wir 
<Hes:eIbe Kvioi^. Diesem <re<.(«'nübcr sind die vorhergehead(>ii 
\\ irkungen blosse Zwischenwirkungen. 

Alles <lies gilt nicht nur für die Thätigkeit überhaupt, 
soiidei-n anci» für die verbrecherische Thätigkeit. V) Nehmen 
wij' ein H«Mspiel. an dem wii* zugleicb prüfen können, wie 
weit die Wirkungen derselben reicht n: X hält ein brennende:» 
Streichholz an eine Zündschnur, die in einem auf dem Boden 
eines Hanses an f gespeicherten Haufen leicht entzOndlicber 
Stoffe nuiudt i. Der Flinke ^linniit in der Zünd^clmui* weitei 
und entzündet dieselben, die dann das Feuer dem Gebälk 
des Hauses mitteilen. Das Haus brennt nieder. Der 
Kigentümer, der es nicht versichert hatte, verliert Hab 
und <liii. konnnt in Not nnd. um ^amügcnden Unterhalt zu 
selialb n. ;n lH'it«'t er derart, dass er erkrankt und dabinsiecht. 
Sind all«' diese Umstände Wirkungen der Thätigkeit? Solche 
köinien nur diejenigen sein, welche die bewegende Kraft auf- 
genommen haben und weiter begeben. Die Wirkungen hören 
auf. nachdem die ejitgegenwirkenden Kriilte eim^ solche Ueber- 

M l>rnn „Ilamlcln im rtclilliclu'n .^imt iiuU imi ili li( lies. Haiidoln sind". 
\vi»' BünirtT. Z<'itscliritl tili' dio ircsimimt»- Slrafmlilswisscnschaft Bd. 8 
S. 57l{. jiiil LVcht .sagt. ..keiiu' lieh'io»ifeüeii iit'^riHr. sondern dorselbfii 
HegiitiVguttunjf angebOrig. Erstereti ist nur ein Ausschnitt aus dem 
ietüteren". 
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traguüg unmöglich ^^i-niacht haben. Desliall» entstehen keiiM) 
mehr, wenn das Haus niedergebrannt ist, und das Feuer 
anderen Gegenständen sieb nicht mehr mitteilen kann, Dass 
der A in Not frc^iiU, erkrankt etc., sind wohl Fol^'-en, ahei- 
inVht Wirkungen der Thätigkcit. Diese heginnen mit dem 
Brand der Zündschnur und dauern bis zum Erlöschen de«s 
Feuers. Somit sind solche z. B. das Brennen der Zündstoffe, 
das Brennen dos Hauses, das Niedergebranntsein desselben. 
Unter ihnen ist. da der Gesetzgeber das Inbrandsetzen vei-- 
hoten luvt, die relevante Wirkung das Bi'ennen des Hauses 
in irgend einem seiner Bestandteile.^) Das Brennen der 
Zündstoffe genügt nicht, um die Strafe zu verbängen. Dass 
das Haus niedergebrannt ist. ist nicht erforderlich. Mit dem 
Bi-eum n des Hauses isi da^ \ Cibreclien vollendtl. Darum 
reicht bis dabin die rechtlich relevante Kausalkette, ihren 
Abschluss findet sie in jener Wirkung als dem Erfolge. 

An sich hat dieser nichts vor den übrigen Wirkungen 
voraus. Aber die Beachtung, welche ihm der (Tesetzge])er 
schenkt, erhebt ihn über dieselben und macht, dass die nacli- 
folgenden rechtlich unbeachtet bleiben, die vorhergehenden 
in einem untergeordneten Verhältnis erscheinen. Der Er- 
folg viTcinigt zweierlei. Er ist erstens natürliche Wirkung 
wie jed(^ andere, zweitens mehr als diese durch die Bedeu- 
tung, die ihm die Kechtsordnung gibt. Wir können ihn da- 
her delinieren als die natürliche Wirkung in ihrer rechtlichen 
Bedeutung. 

Stellen wir uns die ThätiLiktit mit ilu-en nach eiin'i' 
lÜchtung hin verursachten W it kungcn als eiiu' gerade Linie 
vor und bezeichnen wir die Tbätigkeit mit T, die einzelnen 
Wirkungen mit a, b. c, d, e und unter diesen c als Erfolg 

(K) also: 




a 



b 



0 



d 



') S. Oppen hott, 8triifg«!M'Uhiu Ii ^ '.m N. l. 2. 
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dann sind a und l> dir den Erfolg vermittelnden, d und e 
die ihm nacht'olgendeo Wirkungen. £)a die Tliätigkeit unter 
allen Umständen zur Handlung gehOrt, so kann diese, je 
nachdem noch weitere Stücke zu ihr gerechnet werden, sein : 

1 =T. 

2 = T + (a -f b). 
3=«T + (a + b) + E. 

4 = 4 -f- la -f b) -f- E + d + e. 

Diese sämtlichen Definitionen haben Verteidiger ge- 
funden. Die Verfechter der beiden ersten sind es, welche 
Handlung und Erfolg einander gegenüberstellen. Unter ihnen 
ist namentlich verbreitet die Ansicht, welche die Handlung 
mit der Thätigkeil aulhören Ulsst, mithin Handlung und 
Thätigkeit identifiziert.*) Sie unterscheidet gewöhnlich nicht 
zwischen dem Erfolg und den übrigen Wirkungen und sieht 
letztere in ihrer Gesamtheit als Erfolg an. Wohl am 
schrollsten finden wir sie bei Bekker:'-) „Die Handliinir reicht 
so weit wie die Bewegungen des Handelnden selber .... 
Alles, was die Bewegungen des Handelnden wirken, ist als 
Erfolg der Handlung entgegenzusetzen"*. Diese Auffassung 
ist dem gewöhn licht ii Sprachgebrauch zuwider. Denn wenn 
man von einer Handlung spricht, so meint man nicht die 
körperliche Thätigkeit mit Ausschluss der Wirkungen.^) 
Trennt nicht der gewöhnliche Sprachgebrauch Handlung und 
Erfolg, so kann auf dem Gebiete des Strafirechts eine solche 
Trennung noch weniger am Platze sein. Denn strafrechtlich 
interessieren allein die Verändeiungen in dei' Aussenwelt, 



^) So z. B. Bekker, Theorie des heutigen deutschen Stvafrecbts 
Bd. I. Leipzig 1859. S. 88 IT., 245 C; Schatze, Lehrbuch des deatschen 
Strafrecbts 2. Aufl. 1874 S. 100; Janka, Zeitschrift fdac die geeamie 
Strafrechtswissenschaft Bd. IX. S. 510; Oppmhoff, Strafgesetzbuch 
§ 3 N. 6. 

^ Bekker a. a. 0. S. 245. 

^ Hülsehner. Das gem. deutt<che Siralreoht Bd. S. 185 ff. 
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welche eine Störung der Rechtsordnung enthalten. Die 

Thätigkcit allein ist ohne strafrechtliches Interesse. Dass 
z. B. X ein brennendos Streichholz mit einer Zünd^clmur in 
Verbindung gebracht, hat, ist an sich unerheblich, weil es 
die verschiedenartigste Wirkung haben kann. Bedeutungs- 
voll wird es erst, nachdem der Funke einen Gegenstand 
in Brand gesetzt hat, dem dcas Gesetz besonderen Schutz 
verleiht. 

Ist es nun unzutreffend, die Wirkung von dem Begriff 
der Handlung auszuscheiden, so geht es noch weniger an, 

^^erade die Hauptwirkun^ auszuschliessen iin<l den Bejfrift' der 
Handhing auf die Thäti^^keit mit ihren Zwischenwiikuügen 
zu beschränken. ^) Den Anhängern dieser Ansicht kann man 
zwar nicht einen Vorwurf daraus machen, dass sie einen Gegen- 
satz zwischen dem Erfole: und den Zwischen wirkun^ren be- 
tonen. Dciii) l)oid(^ cisclit inen in veischiedener Eijrenscbait. 
Die Zwischen Wirkungen kommen auch als fortwirkend 
in Betracht, während der Erfolg die Kausalkette abschliesst. 
Ein Unterschied vom StaiHlj) unkte des Strafrechts besteht 
also. AI)or er ist nicht ^rceijjfnet. den Zwischenwiikunofen 
und dem Erfolg in ihrer Beziehung zur Handlung eine vei*- 
schiedene Stellung einzuräumen. Denn, sind die Verände- 
rungen in der Ausscnwelt das strafrechtlich Erhebliche, so 
darf man nicht gerade die bedeutendste Wirkung von den 
übrigen treuueu, niciit diejenige, um (lereiitwlllen erst ein Zu- 
.«^animenhang zwischen dem Geschehnis und der Thätigkeit 



') 8. darlllK'i' v. I.ili»*nlh;i 1 :i. :i. (). S. 7f.. rlorli dililti- di»« An- 
sicht, wonach ..man so hmge> hjiiidlr. :il> »Iii- in Bewegung gcsct/,lc Kraft 
wirksam sei", nur dniin dahin i:rh(>n'ii . Wfun dii-sc Worte voniusJsotzrn, 
da.ss Wirkungen der Thiitiirkcii nur wälin-nd dcr?:olhoii mit^iii li seien. 
An sicli licirt das nicht darin. Ist es aher richtig - wotür ni. K. von 
Lilicnthal S. 2 den Beweis erhracht hat . dass die Wirkungen die 
Thüti^keit üherdauern. so selieint diese Aneic-ht L'rntde alle, auch die 
nach dem Erfolg ent^tandenea Wirkungen zur Haudlung ssu rechnen. 
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gaBQcht wird. Gehören die Zwischen Wirkungen zu dein 
HandlungsbegrifP, dann um so mehr der Erfolg. 

Wenn man behauptet, dass man handele, so hinter man 
wii'kc, so ist dagegen vom ^rewöhnlichen Sprachgcbraucli 
aus nichts einzuwenden. Denn die Wirkungen entstehen ja 
im Augenblicke der Thätigkeit, und Wirkung ist auch der 
letzte Umstand, der aus der Thätij^keit resultiert. Aber zum 
Hegritt' der strafrechtlichen Handhuig kaiiu man nicht die* 
Gesamtheit der Wiikungeu recimeii. Denn, soll die Hand- 
lung ein strafrechtlicher ßegriff sein, so kann sie nicht 
Dinge enthalten, die strafrechtlich bedeutungslos sind. Die 
weitereu Wii kuugen nach dnu Erlolg geliören nicht zu dem 
HtrafrechtHcheu Begrill der Haiullnng. K.h ist daiicr ungenau 
und ein Zuviel, wenn das Keichsgericht von derselben sagt. • 
dass sie so lange wie ihre Wirkungen dauere.^) 

Von deji vier angeführten Definitionen der Handlung 
bleibt noch diejenige zu erörtern iil)rig. wiMrhe die Wirkungen 
f)is zum Jiirfolg einschliesslich unter die Handlung begreilt. 
Diese Definition dürfte den Sprachgebrauch für sich haben 
und die strafrechtlich am meisten berechtigte sei. da sie alle 
und uui' die Momente des iiussritn Vorganges in sich 
schJiesst. die wirklich von , Erheblichkeit sind.^J Sie ist 

V. Lilienthal a. a. <). S. 7: „Der verbrochprische Erfolg" ist 
nicht im höheren iiiul nicht im iiiiiidtTea Msiasse Folire der kOrptjrliehen 
Thiitif^keit als jene sou. Zwischfriwirkiiiiiicii . Da.s ».in/iiic, \v;i> ihn uuter- 
seheidet. ist das Interesse, wcl« In s dn Uandehide nnd deshalb auch der 
die Handlung BeurteiliMnlr tlini niniinl". 

h Reiehsi^M^r. 18. Miii/. ISSO i:. lid. 1. S. 274: 8. F. l.ruar 1881 K. 
Jid. Hl. S. ;H8. L(»\\ «>. Stiatiiroeessdrdnunj^ -ij 7 N. l. lt. 

So z. B. V. Lilitiiihal a. a. (). S. (J t. und 'irundriss zur Vor- 
lesung über lit nlseiu's ritratreeht I. Marburg 1892. S. H3: v. Liszt. 
Lehrbueh S. 217 f.: Meyer, Lehrbuch 8. 174: iJinding. Handbuch 
S. 565 u. 574 f.: Hälseimer. gem. deutsches Strat'recht Bd. 1. S. 183tt'.: 
Wächter, Das königl. sächs. und thllring. Strafrecht ßd. 1. 1857 Ö. 317. 

Keineswegs ist aber hei allen diesen Scliriftstellon ersichtlich, wo der 
Erfolg beginnt, wie weit er reicht, und ob darunter die Wirkung selbst 
oder der durch üie genchaffene Zustand zu verstehen ist. 
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cliojenige, welche die meisten Anhänger j^efunden hat. Dio 

li('ii\s('h(Mid<' imisstc sio worden. Doiiii sie stoht auf doiii 
Jiodeii des positiven Keclits.M Wollcu wii- das letztere Im'- 
weiBen, so müssen Stellen des Strafgesetzbuchs ausser acht 
bleiben, wo nicht von der verbrecherischen, sondern wie iu 
den §§ 68, 72 von einer Handlung des Richters und der Strat- 
vollstrcckuii^shehördi' d'iv iU-dv ist. Wo aber das Stial- 
gesetzbuch vou jener spricht, nimmt es sie in der vou uns 
dargelegten Bedeutung. Die.«; geht schon aus seinem ersten 
Paragiaphen hervor: „Eine mit dem Tode . . . bedrohte 
Handluntr ist l iu \ t rlH i clien." Fraixen wir. welches eine 
t odosw' ürdi^e Handlung sei. so ergibt sich z, B. aus dem § 211 
8t. G.B. , dass es die Handlung ist, welche den Tod eines 
anderen verursacht hat. Ohne Eintritt des Todes ist dio 
'l'odesstrate nicht verwirkt. Dieser lilrlolg" ii'eh(>rt also zu der 
Handlung:. Dieselbe Bedeutung erhellt aus §2 8t. G.B. ..Eine 
Handlung kann nur dann mit einer Strafe ))elogt weixlen. 
wenn die Strafe gesetzlich bestimmt war, bevor die Handlung 
begangen wurde", d. h. die Herbeiführung eines Ereignisses, 
au welches zur Zeit eine Strafe geknüiift ist. bleibt straflos, 
weil es im Augenblicke dov Herbeiführung nicht verl)ot(ui 
war.^) Der Paragraph hat also die strafbare Handlung im 
Auge als die Gesamtheit von Thätigkeit. Wirkungen und 
Erfolg. Nichts anderes ergt hni die 'd, 4. 5. (i. 7 etc.. 
namentlich aber § 63: „Das gerichtliche Verfahren liudet 
gegen sämtliche au der Handlung Beteiligte (Thäter und 
Teilnehmer), sowie gegen den Begünstiger statt. Zu den 
Teilnehmern gehört der (lehülfe. Gehülfenschaft ist aber 
noch nach alii^vscldüssener Thätigkeit vor Eintritt des Er- 
folges mögUcli. Es ist z. B. Gehülle der, welcher das Feuer, 
ilas die Zündstoffe schon in Brand- gesetzt hat, noch weiter 
schürt, damit es desto schneller um sich greife. Sollen der- 
artige Fälle der Beihüile, die das Gesetz unzweifelhaft dahin 

») S. Meyer a. a. 0. S. 174. 

S. abweichende Ansicht bei Olshauseu, Komment^' §2 N. 8. 
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rechnet^) nicht ausfjfcschlossen sein, so niuss die HaudUmg 
in dem § 6B auch den £rfolg mit umfassen. 

Das Gesetzbuch scheint also grundsätzlich den Hand- 
lungsbegrilT in dein aiig"egebeneu Sinne geuoiniiuM) zu liabiMi. 
Fraglich könnte es nur sein, ob ihm nicht ausnahmsweise 
eine andere Bedeutung beigelegt sei. Da wir hier nur eine 
vollendete Handlung vorausgesetzt haben, so können Be- 
^hnmungen ans dem Abschnitt über den Versuch nicht 
herangezogen wei(l<*n. 

Als Ausnahme ausserhalb desselben wird § 67 Abs. 4 
angeführt.^) „Die Verjährung beginnt mit dem Tage, an 
welchem die Handlung begangen ist, ohne Bttcksicht auf 
den Z(Mtininkt des eingetretenen Erfolges/' Hätte aber der 
Gesetzgcbei' hier untei* Handlung die Thätigkeit verstanden 
wissen wollen, so ist nicht einzusehen, warum diese Bestim- 
mung nicht mit den Worten ,,begangen ist^ abschliesst. Der 
Zusatz ..ohne Rücksicht auf den Zeitpunkt des eingetretenen 
Erfolges" macht gerade den § 67 Abs. 4 St. G.B. zu einem 
Argument für unsere Ansicht. Denn gehörte der Erfolg 
nicht zur Handlung, so konnte er selbstverständlich bei der 
Verjähnmg der Handlung nicht in Rechnung gezogen wer- 
den. Weil ihn der Gesetzgeber aber zu derselben zählt, be- 
durfte es einer besonderen Vorschrift. 

Eine weitere Ausnahme wu'd für die §§ 78 u. 74 St.G-.B. 
behauptet,*) aber nur im Interesse der Konstruktion der 
Hajidlungseinheit und -niehrheit. Deshalb werden wir da- 

1) S. Oi>penhoff. Strafgesetzbuch § 49 NT. 16: »Die Hauptthat i»t 
nicht vollendet, so lauge der . . . Erfolg noch nicht eingetreten ist; biK 
zu diosem Au^nblick kann daher auch ein Dritter isnr HerbeiAlhrung 

(Ifs Eilolüfs niitwirken. sollte auch der Thfiter genug vollbracht haben, 
inn (licst'ii Zweck zu erreielien". 

«) Z. Ii. V. Lilie niJiiil ji. 0. 8. H. 

^) So Hindintr. Ilandlduh S. 5(j() X. H: ..Wesentlich al)\veichend 
ist der MeirritV (h v flnnfllunjr nur (!) in ;j 7:? und § 74", Unter Handlunij 
wille soll liiei-, ;i. ;\. O S. öT-l. ^dvi 7.\\'\>i \wn Eutschhiss und Erfolg 
liegende Au.ssehnitt der Handlung" xu verstehen .soin. 
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rauf in dem zweiten Abschnitt der Abhandlung Kurtlck- 

konimeii. 

Der Krio\^ ist w\v Tiuit%koit ein iutogrieremiei" Be- 
standteil des HandlungsbegriffB. Ks kann sich nur fragen, 
ob bereits dieser schon damit erfüllt sei, oder ob nicht etwa 
noch andere Momente hinzukommen müsf?en. 

Gcliöi t dazu auch der Kntscliliiss odor die Schuld in einer 
ihrer Formen? Den Kntschliiss zur Handlung zu rechnen. 
^eht nicht an. Denn die Handlung ist das Resultat des Ent- 
schlusses. Es hiesse ganz heterogene Elemente zusammen- 
lassen, wollte man ihn in den Bandlungsbegriff him inziehen. 
Die Thätigkeit und dei- Krlolg tret(»n nach aussen iu Er- 
scheinung, der Entschiuss dagegen ist ein innerer Vorgang, 
der sich der Beobachtung entzieht. 

Was die Schuldform hetiifft. so iiiuss auch ihr<' Zug<'- 
höriizkeit zur Handhmg v<'rii( iiit werden.^) Denn die Schuld 
besteht in der subjektiven Beziehung zu der rechtlich rele- 
vanten Wirkung, in dem auf den Erfolg bezüglichen Wissen 
lind Wollen des Thäters. Wissen und Wollen sind aber auch 
Interna, auf Avelche man aus äusseren Vorgängen wohl 
schliessen kann, die aber m'cht als solche äusserlich erkenn- 
bar sind. Darin stehen Versuch und Fahrlässigkeit im Gegen- 
satz zu den übrigen Momenten, welche wir zu der Hand- 
lung zählen. Dieser ( IciicMi^atz al)ei' ist es. der sie von dem 
Hegrifl der Handlung ausschlies.st. 

Kennen wir diese, so wissen wir damit nur, dass eine 
Rechtsverletzung herbeigeführt wurde. Es bleibt also noch 
unentschieden, oh die rechtswidrige und deshalb an sich 
objektiv strat1)are Handlung eine vorsätzlic he. eine fahrlässig«' 
oder eine nicht schuldhaite ist. im letzten Falle nennt man 

>) Z. a Billding. Handbuch S.o66f. 

^) S. Wächten Das sächsische Strafiwht S. 319 f. Die gegen- 
teilige ÄniNshauung wird dadurch genährt, dass man sich bemttht. anstatt 
nur die Thätigkeit auch deren Wirkungen auf den Willen des Handelnden 
ssni-lIckKufnhren. S. auch v. h\»7,t, Lehrb. K t77ft'. 
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(He Handlung eine kasuelle, obwohl der Eintritt des Erfolp; 

nichts weni^rer als zulUUig. vielinehr notwendig, durch gewollto 
Körperbewegung verui*sacht wurde. Aber das Fehlen d<;s 
Zusammenhangs zwischen dem Denken und Wollen des 
Handelnden einerseits und dem Erfolg andererseits stellt 
eine so] die Rechtsverletzung eiuer durch andere Zufällig- 
keiten herbeigeführten Verletzung gleich. Diese zufällige 
Handlung fällt gerade so wie die vorsätzliche und fahrlässige 
unter den Handlimgsbegrifl'. Dadurch unterscheidet sich 
dieser von dem des Verbrechens. Die Handlung ist das 
Verbrechen abgesehen von der bchiild. Das Verl)re('lien ist 
der engere, durch die Schuidform spezialisierte Begiiü. Frei- 
lich ist dies nur die regelmässige Bedeutung. Das Ver- 
brechen, das bald jede, bald nur die schwerste Strafthat be- 
zriclniet.M hat auch ciiio vei'schiedene Bedeutung der Hand- 
lung gegenüber. Bisweilen wird es mit derselben synonym 
gebraucht/^} Alsdann hat man den Hechtsbruch vor Augen 
und lässt es wie bei der Handlung dahin gestellt ob die 
Verletzung am Ii zur Schuld gereicht. 

In seiner regeimäsi^igeu Bedeutung verliiilt sich ahei- das 
Verbrechen zur Handlung wie diese zur Thätigkeit. Die 
Thätigkeit ist die gewollte Körperbewegung, die Handlung 
die Thätigkeit mit ihrer Wirkung bis zum Erlbig einschliess- 
lich, aber ohne Rücksicht darauf, ol) dessen Herbeiführung 
auf Schuld beruht. Das Verbrechen ondhch ist die schukl- 
hafte Handlung. 

I9ähere Bestimmung der Thätigkeit und Handlung mit 

mehreren Thätigkeiteu, 

Körperbewegung und Thätigkeit haben wir bisher ein- 
ander gleichgestellt. Wir durften es. da wir eine einzige 

Körperbewegung annahmen. Meist ist e.-^ aber nicht bloss 

^) V. Liszt, Lebrbueh S. 119, 124. 
Z. B. Olshausen, Kommentar § 1 N. 1. 
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oint». sondern eino Reihr von solchon. die erst in ihrem 
ZusanuiJtMivvirkeii eine Kausalkctto anzurogon imstande ist. 
Alsdann kann mau Zweil'cl darüber haben, durch welches 
Moment mehrere Körperbewe^ngen zu einer Thätigkeit 
vereinigt werden. 

Ks iM'stclicii zwei Mr»«rlii-lik('itf'n. ImiiiikiI kaaii inaii 
eiueu subjektiven Massütab auloj^eii. l'i t iiicii es <larauf au- 
kommen zu la»t$en, was der Handelude selbst als eine 
Thätigkeit ansieht, Messe die Willkür entscheiden lassen. 
Solches wird heute wohl von lueuiandeni lietürwortet. 

ünisouiehr Anhäu^er hat aber die Ansieht jzct'nnden. 
(las» die Absicht des Handelnden th^n Aussclüag gelte. M Zu 
eioer einheitlichen Thätigkeit sollen danach solche Körper- 
bewejLi^unj^en zusammengefasst wei"den, welche in der näm- 
lichen Absieht vorjivnoninien wurden. 

Zweitens ist ein objektiver Stand})unkt ni(it>lieli. Bei 
einem solchen kOnnte die Zeit entscheiden. Danach würden 
die zu gleicher Zeit vorgenommenen Köi"]h rbewei^un^en in 
einer Thäti^^keit iMit't^elien. wälu-eiid zritlieli <ietrennt(* und 
uuseiuande!' lie^i iide nielit zusaiuiueu gehören würden. 

In der italienischen Jurisprudenz des iVlittelalters war 
diese Ansicht verbreitet. Sie wird aber mit Rocht ver- 
worfen.^) Denn selbst durch j-rössere Zeiträume getrennte 
Körperliewejiunj^en können eine Thätijrkeit ausmachen, zeitlieh 
auf einander folgende, aber unter Umständen ganz ver- 
Hchiedene Kausalketten herbeiführen: z. B. der entlassene Ar- 
beiter X hat. um dem A (Ue Ernte zu verderben, einen da*« 
Walser al>haltendeu Damm zu durelisteelien l^eyonnen. Kr 
glaubt sich aber entdeckt, ^bt sein VorhalH*n voreist auf 
uod vollführt, es in der nächstfolgenden Nacht. Wenn er 
siA dem dazwischen liegenden Tage mehn^re Entwendungen 

1) HaUcbner. System Bd. 1. $.497. Kadorff. Da» Strafgesetz- 
huch eti^ mit Koniincntar, § 7S N. 2. 

lieber die Mt^lichkeitt die Zeit entisflieideu zulassen, ».Häls eb- 
ner. System Bd. I. S. 495 ff. nnd gem. deutsches Sti-afrecht Bd. 1. S. 665f. 
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nnd Beti ü;z*'ioien veiHbt. so wird doch niemand annehmen, 
dass dioso mit dem Durchstechen dvs Daimns ein Ganzen 
bilden. Weit eher wird mau geneigt sein, die Körperbe- 
wegimgen fttr eine Thätigkeit zu halten, die schon an 
sich betrachtet, ohne KUcksicht auf die Absicht des Thäters, 
sich unter don f?csotzlichon licjnrriff der verbrecherischen 
Thätigkeit sul>sumiercii lassen.') 

Nur die letztere Ansicht und diejenige, welche die Ab- 
sicht des Handelnden zum Massstab macht, können emstlicli 
in Frage komiiu u. Der Streit dieser beiden Meiiiuiigeii 
l)eriiht aut denselben Gründen, wie iil)ei* BeihüU'e und Mit- 
thäterschatt. Leichter aber als bei der Lehre von der Teil- 
nahme wird es hier zu entscheiden sein. FOr die Willens- 
richtung des Handelnden als Kriterium spricht es. dass die 
<'iii:cne Thätigkeit dcsMdben auch aus ihm selbst zu be- 
urteilen ist. Doch wenn in dem angeführten Beispiele X in 
der ersten Nacht eine Höhlung in den Damm aus irgend 
welchem Grunde gräbt, um erst in der zweiten den Damm 
zu durchstechen, so kann nach der Ansicht der Suhjekti- 
visten das. was X in der ersten Nacht volUührt iiat, nicht 
zu der Thätigkeit des Durchstechens gerechnet werden, da 
es nicht in derselben Absicht geschah, die den Handelnden 
in der zweiten N'aclit leitete. Dieses Resultat befriedigt aber 
nicht. Die Absicht des Handelnden kann niclit mitsprechen. 
Denn der Begrifl der Handlung enthält überhaupt kein sub- 
jektives Moment, und deshalb kann das, was die Thätigkeit 
und somit wnen Bestandteil der Handlung bildet, nicht nach 
einem sui)jektiven Massstal) gemessen werden. 

Die subjektive Theorie versagt abei- auch, sol)ald wir 
es mit fahrlässigen Verbrechen zu thun haben. Selbst bei 
vorsätzlichen mncht ihre Durchfllhining Schwierigkeiten. 

0 YergL Hiller. Gerichtssaal Bd. 32 8. 212: Die Einheit der Hand- 
lung bestimme sich trotz der möglichen Mehrheit der Thfttigkeitsakte 
nur nach dem, was im Sinne des Oesetsses den Umfiuig des Thatmoraents 
ttlr das einiselno Delikt bilde. 
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Nebmen wir an, X habe bereite den EntschluHK, den Dan»» 

zu durchstechen, in der crsicii Nacht gefasst, als er in an- 
derer Absicht eine Höhhmg hineingruh. Würde, wenn er 
nunmehr in der Absicht, ihn zu durchstechen — an deraelben 
Stelle weitergräbt, sein früheres Thun nicht einen Bestand- 
teil der verbrecherischen Thätigkeit bilden? Oder soll viel- 

^ leicht die spätere Absiebt aut* das Tlmn zurückbezogen 

„werden? 

• Alle diese Schwierigkeiten werden vemiieden durch die 

natürlichste Auffassung, dass di(^ objektive Subsumtion unter 
die von dem Gesetz geforderte Thätigkeit entscheide. Die 
Akte gehören zur Thätigkeit, die uOtig waren, uni die zuni 
Erfolg hinführende Kausalkette anzuregen. Ist im (lesetz die 
Herbeiführung einer üeberschwenunung verboten und stellt 
.sich die Durchstechunir des Daiuiaes ;ils eiin^ diese verur- 
sachende Thätigkeit dar, dann ist jeder öpatensticb, mit 
welchem der Durchmesser des Dammes verringert wird, 
ein Akt dieser Thätigkeit. Wenn daher in dem zitierten Bei- 
spiel der Tliliter, withü ad der ersten Nacht von einer an- 
deren Absiebt geleitet wui'de, so hat er doch sehon die 
Durchstechung begonnen, und damit die an sich strafbare 
Handlung selbst. Denn wäre die Thätigkeit fortgeführt, so 
wäre der Erfolg eingetreten. Ob und welche Schuld den 
Thäter trifft, ist ilaniit noch nicht gesagt. Dies hat mit der 
Bestimmung der Thätigkeit selbst nichts zu thun. 

Die Thätigkeit ist aber eine verbrecherische, nicht um 
ihrer selbst, sondern um des Erfolges willen, den sie verur- 
sacht. Mithin lässt sich nui- von ciiitMii bcstiiuiutcn Erfolg 
aus beuiteüen, welche Thätigkeit in l^'rage steht. Ist 
z. B. A getötet, dann bildet die Gesamtheit der seineu 
Tod verursachenden Körperbewegungen die verbrecherische 
Thätigkeit. Ob es mehrere imd wieviel es sind, ist gleich- 
gültig. Ebenso, ob A durch eine oder durch das Zusam- 
menwirken mehrerer Verletzungen getötet wurde. Da es 
vom Erfolg abhängt, um welche'^Tbätigkeit es sich handelt, 
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80 können dieselben Körperbewegungen je nach dem Erfolg, 
auf den sie bezogen werden, entweder Bestandteile einer 

Thäti<rkHt. blosse Akto.M oder Thätijrkeit solhst sein. Vom 
Stand]»uiikte der ivorptM^verletzunji* ei-seheint jede BeilM'iii^jfuui;" 
einer Wunde als eine Thätigkeit. Denn Rie enthält die 
Körperbewegung, die notwendig ist. um eine derartige Ver- 
letzung^ 7A1 l)eAvirkeii. Vom StniHlpuiiktt' der Tötiiii*^ i>t die 
Vci wunduug nur ein einzelner Akt der Thätigkeit. Denn 
durch die blosse Körpei*verletzung an sich wird der Tod 
nicht verursacht. 

Die Thätigkeit ist die (xesanitheit tler Körperbewc- 
^•un<>:en. die zur Herbeiführung eines Erfolges nötig sind. 
Nun kann aucli eine umfangreichere Thätigkeit als unbe- 
dingt erforderlich ist, entfaltet werden. Dieser Ueberschuss 
kann sogar eine Summe von Körperbewegungen ausmachen, 
die «allein tiii- den Eitolii- trenüjLrt liiitte. 

Alsdann würde eiu(^ zwiefache Thätigkeit vorhanden 
sein, wie z. B», wenn X den in Folge des Schusses dahin^ 
sterbenden A erdrosselt oder ihn durch mehrere tödliche 
Verletzune^en ums Lehen l)riiiiit Hier ist die eine wie die 
andere Körijerhewegung Thärtigkeit. Denn jt de wai- dazu 
angethan, den Tod des Opfers zu bewirken. Trotz der mehr- 
fachen Thätigkeit liegt aber nur eine Handlung vor; denn 
e« ist nur eine Kausalkette aus dem verbrecherischen Ver- 
halten des Thäters entstanden:*^) nur ein Mensch hat das 
Leben verloren. 

Zur Annahme einer mehrfachen Thätigkeit in dem 
angegebenen Beispiel gelangt man. wenn man dieselbe als 

b Akt ircbiaiicheii wir also in (h'iii Simic von KlHpi'rhe\vt'u"iui^. 
soweit ilicse an sicli rc» litlidi nielit von Erho)»lirlik»*i! ist. Kheiiso I^iun- 
jiiasfb in der Zeitsclihfl für tias Privat- und (itfcntliche Recht der üwj^eii- 
warl. Hcraiis^ojifobon von (irllnhut. I^H. Xi. S. 222f. 

^) Dadurch, dass nicht inrlirerc Kausnlketten ani^oregt sind, unfcer- 
seheidpii sich dioso Fällo vt>n dem tbi'tgefiet^t'Pn Verbrechen. 
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ilie zur Herbeiführung des £rfolgs nötige Summe von 
K($rperbewegungeii definiert. Bestimmt man sie statt dessen, 

als die Gesamtheit aller zum Erfol/i: hinführenden Körper- 
liewegiingeii. so geht aueh dies an, sobald man nur 
' daran festhält, dass durch (>inen Ueberschuss von Thätig- 
keit allein eine Handlnngsmehrheit nicht begründet wer- 
den kann. 

§3- 

NiUiere Bestimmung des Erfolgs und Handlung 

mit mehreren £rt'olgeii. 

In dem Erfolg sahen wir die Vereinigung zweier Mo- 
iiuuite. eines natürlichen und eines nH'htlielien. 

Zunächst i«t der Erfolg ein Glied in dem natürlichen 
Kausalismus. Dies verkennt eine verbieitete Meinung, die 
in ihm entweder die Verletzung des abstrakten Rechtsguts 
sieht, wie Kfistlin.') oder des konkreten, wie Rinding. -j 
(regen Köstüji wendet dei letztere mit Hecht ein. dass das 
Lehen, das Eigentum etc. nur in Bezug auf eine indivi- 
duelle Person verletzt werden könne, wenn er aber behauptet, 
<lass die Verletzung den konkreten Recht^guts Erfolg sei.-') 
so ist auch dem nicht heizustimnien. Denn nach Rindings 
eigenen Worten gehört der Erfolg zui* Handhing. Diese ist 
ein Vorgang in der Sinnenwelt, das Rechtgut aber ein 
Ding ausserhalb derselben, das seine Existenz nicht an sich, 
sondern nnr in Folge rechtlicher Konstniklioii hat. Der Er- 
folg hingegen ist etwas sinnlich Wahrnehmbares. <^twas 
Wirkliches, eine Wirkung, und zwar die am Ende der rele- 
vanten Eausalkette. Wo man aber deren Ende anzunehmen 
hat, darüber gehen die Ansichten auseinander. 



Kfistlin. System des rtoutsehwi Sliulivclits Hd. 1. 6. H. IISM". 
-) Hindin fr. HandlMirh S. Ti-Tif. 
•'j Bind in a. au (». S. r>B3f. 
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Manche betrachteu als Eil'olg die Wirkung, aus welcher 
das zur Vollendung des Delikts nötige Thaibestandsmerk- 
mal unmittelbar hervortj^eht.i) wio bei dei* Tötung das Ein- 
dringen der Kugel in den Körper des Getrolienen. Doch die 
Kausalkette reicht weiter. Das Eiudringen der Kugel iii das 
Herz bewirkt dessen Stillstand., dieser das Aufhören der 
Lehensfunktionen und damit den Tod. Mau darf aber mit 
jener Wirkung- die Kausalkctte nicht Hl)sch]iess(Mi. Denn nicht 
au den Umstand, dass die Kiilk 1 in den Kürpci- eindiang. 
sondern an den, dass der Tod erfolgte, hat der Gesetzgeber 
die Strafe geknüpft. 2). Deshalb ist Erfolg das Aufhören der 
Lebensfunktionen. Zugleich i^t liicrniit ausgeschlossen, dass 
eine weitere Wirkung in Betiacht kommt. Ks ist darum 
nicht Krfoig der Zustand nach dem Frlöscheu des Lebens^ 
nicht das Totsein. Sobald die letzte Lebensfunktion auf- 
gehört hat, ist auch schon der Erfolg vorttber. 

Zweitens ist der Ij fblg eine l^echtswiikung. Während 
das erst erwähnte Moment ihn im Wesen den übrigen 
Wirkungen gleichstellt, erhebt ihn das zweite Uber dieselben. 
Dass es auch Bestandteil des Erfolgs ist. hat von Buri 
ganz unh(>rih'ksiehtigt ^^vla.ssea. ^) Darum nimmt ei' in l'äMen, 
wie inzestuösem Khcbruch bloss (m neu Erfolg an. llusti'eitig 
besteht hier nur eine natürliche Wirkung, nämlich die ge- 
schlechtliche Vereinigung; aber diese einzige natürliche Wir- 
kung ist nach mehreren Kichtungen hin rechtlich qualifiziert. 
Es liegt eine solche erstens an eincM- Ehefrau zweitens 
an einer Verwandten vor. Diese doppelte Qualihkatiou 



') So V. Liszt, Lehrbuch S. 137. Die Ansicht wird iiiiiiH'iitlicli 
i»ruktiM.h in Bezug aut Ort und Zi il (h'v heüfanireneu Handlung, wenn 
\ cnvundung und Eintritt dv» Todes jiu.sfiuiinderlallen, 

2) S. V. Lilienthal a. a. 0. S. 10. 

^) Wohl Meyer n. a. 0. S. 174. (Ut nicht den Eintritt, .suuderii 
den einofetretenen Tod als Ertblt: ansieht. 

') \^ iiiL dio Beispiele, die v. Buri a. lu O. 8. 11'. anführt und die 
Polemik gegen v. Schwarze S. 4. 
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schafft trotz der einheitlichen natfiriichen Wirkung zwei 

Erfolge. 1) 

Dass der Krl'olji jr^ rade so gut wie die Tliätigkeit zur 
Handlung gehört, glauben wir oben dargethan zu haben. 
Hinsichtlicht der Thätigkeit konnten wir aber auch um- 

^rk<^lnt schliossoii. dass da, wo eine vorbi'ocherischo Hand- 
lung verübt ist, auch eine Thäti^keit stattgefunden haben 
muss. Sind wir nun gleicher Weise berechtigt, anzunehmen, 
dass da, wo verbrecherisch gehandelt wurde, immer auch 
ein Erfolg liorbeigeftihrt sei? Vielfach wird dies verneint 
iiud iH'liauptet. dass die Strafe unter Unistiinden nicht an 
den Erfolg, sondern an die Vornahme der verbrecherischen 
Thätigkeit selbst geknüpft sei. Bejaht man aber die Frage, 
so verwirft man die hergebrachte Unterscheidung zwischen 
Erfolgs- und Niclitcrlolgsvoi brechen.*^) Zur Entscheidung 
- zielien wii" ein Beispiel lu l aii, das man gewöhnlich zu den 
Nichterf'olgsverbrechen zählt. 

In dem § 366 pos. 7 St.Gr.B. wird das Steinewerfen 
auf Menschen verboten. Zur Verhiuigun^ der Strafe ist 
uiclit erforderlich, dass dei Stein einen Menschen wirklich 
getroffen hat.^) Dennoch ist die Thätigkeit nicht das 
Strafbare. Denn thätig ist der Werfende nur, während er 
zum Wurfe ausholt, und bis zu dem Moment, in welchem 
seine Hand den Stein luslässt. Voi* diesem Aug<Mibli( k ist 
die Stralharkeit seiner Handlung noch nicht begründet. Sie 
tritt erst nach demselben ein, mithin gewiss während der 
Wirkungen. Wirkung der Thätigkeit ist das Hinfliegen des 
Steins in dei* Richtung auf Menschen. Sie ist in jcdnii Zeit- 
teilclien von dem Abschnellen bi« zunj Miederlalleu des 



>) S. Hiller. Gerichtssaal Bd. 32 S. 20t: Schot xo, Zeitscbr. ttlr 
die ges. Strofrechtsw. Bd. III. 8. 64: f,ltt der Handlung ()nzei»tuoseni Ehe- 
bruch) liegt die gemeinsame Ursache raelirerer sclbstfindiger Wirkungon^^ 

*) S. is. B. Meyer, Lehrb. S. 44. S. da^j^egen Bekker a. a. O. 
S. 244 f. 

*) Reichsger. 31. Juni 1881. E. Bd. HI. S. 300. 
Wachen feld, Verbrcchenskoiilnirreas. 3 
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Steins Yorhanden. Innerhalb dieses Zeitraumes wird fort- 
während eine mit Strafe bedrohte Wirkung? f^oschalfen, also 
eine koiitinuieiliclH' lu ilu* von Kiioljjen, oder, wenn wir die 
Gesamtheit derselben zu einer Einheit erheben wollen, ein 
eine gewisse Zeit dauernder Erfolg. Das Delikt ist mithin 
ein Erfolgsverbrechen und zwar ein delictum continuum, ähn- 
lich wie z. B. Freihpitsherjuil)un^, von der es sicli nur durch 
die kiu'zere Dauer unti^scheidet. 

Da«s nicht um der Thätigkeit, sondern um des Er- 
folgs willen gestraft wird, ist ein Satz, der in seiner Allge- 
meinheit und selbst von den so«:en. aetahrlichen HaiKiliinticii 
wie z. B. Unt( rnehinen eines lloeliverrats, üebraueli von 
Sprengstoii'eu gilt.^) Auch hier ist das. Strafwürdige die An- 
regung einer Kausalkette, welche der Rechtsordnung zuwider 
ist. Der Unterschied zwischen ihnen und den geradezu 
schädlichen Handhingen besteht nun darin, dass Ixü jt iien die 
jStral'e des vollendeten Verln-echens an trübere Glieder der 
Kausalkette geknüpft ist. Weil aber die Strafe des vollendeten 
Verbrechens eintritt, ist auch die gefährliche Handlung eine 
ab^rescblossene. Den Ahsehluss bildet der reclitsverletzende 
Ertol^. Dieser bringt zwar keinen Sclxaden in dem Sinne, 
dass die Kechtsordnung durch ihn einen Nachteil erleidet. 
Das ist aber auch keineswegs dem Erfolg einer schädlichen 
Handluii*; eigentümlich. Auch dieser kann im einzelnen 
Falle geradezu nützen. Und doch wird trotz dieses brünstigen 
Ausgangs wegen der formellen Verletzung Strafe verhängt. 

Wie am Anfang der Handlung eine Mehrheit von Thätig- 
keiten, so ist am Ende derselben eine Mehrheit von Erfolgen 
möglich. Der ^('\v(">lmlicliste Fall ist der. dass dem Kri'olg am 
Ende der Kausaikette eine andere relevante Wirkung vorher- 
geht, wenn z. B. durch den Steinwurf die in einem Schau- 
fenster ausgestellte Porzellanschale zertrümmert wird. Der 
Enderl'olg ist die Beschädigung dei' Scliale, bevor aber der- 



0 Bekker a. a. 0. S. 92. 
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selbe eintritt, wird eine auderc Sache, dai$ Scliauteiistcr, be- 
schädigt. 

rn der einen Kette von Ursache und Wirkungen lioir( ii 
also zwei Eifolgo, mit welchen dasselbe Strafgesetz über- 
treten ist. 

Ob aber die Hechtsordnung die Beuiteihing der Wir- 
kungen nach gleichen oder verschiedenen Strafgesetzen zu- 
lässt. kann an der Auffassung des natürlichen Kausalisnius 
nichts ändern. \\ (»iin der Stein ausser der Schalt* noch eine 
Person in dem Laden trifft, so ergibt sich nur eine um 
einige Glieder längere Kausalkette, nicht aber eine zweite. 

Die Mehrheit der Erfolge ist femer dadurch möglich, 
(lass die letztere in ii-^cud eiiu iii Punkte sich spaltet. Ein 
deutliches Beispiel bietest die Kxidusion einer Bombe. So 
lange der Funke in der Zündschnur fortglimmt, ist die 
Kausalkette eine einheitliche. Sobald sie aber den Spreng- 
stoff hci'iihrt. ti'ilt sie sich nach d<Mi verschiedensten i\ich- 
tungen. indem jedes Stückchen dei ßundje i;eiiien hesoiidcre'n 
Weg nimmt. Trotzdem .sind die Verletzungen Erfolge einer 
einzigen Kausalkette, da sie auf eine Ursache zurückführen. 

Nicht anders ist zu urteilen, wenn die Spaltunpr be- 
reits früher he^iiint. wie z. B. dann, wenn jemand eine 
Hand voll Steine nach einer Gruppe von Personen wii*ft 
oder ein beleidigendes Wort an mehrere richtet. Das Werfen 
der Steine, das Aussprechen des Wortes bildet die ver- 
Vecherische Thätii:keit. Erst nai h dem Losla.ssen der Steine 
i)e«rinnen die i^'lu^bahneii, weiche in den Verletzungen von 
X und Z enden. Erst nach dem vollständigen Aussprechen 
des Wortes ist die Summe von Schallwellen vorhanden, die 
nötig ist, damit M und N das l)eleidijrende Wort vernehmen. 
Mithin nach dem Beginn oder erst nach Ahschlnss der 
Thätigkeit, also in der Kausalkette, vollzieht sich die Tren- 
nung. Bleibt aber die Thätigkeit eine einheitliche, dann 
Kegt zu der Annahme einer Mehrheit von Kausalitäten kein 
Gruiid vor. 

3* 
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Diese Resultate werden namentlich von Bindingi) be- 
stritten. Seine Ansicht erhellt ;nis dei* Polemik gegen 
V. Liszt. Er führt dessen ilandiungsbegrilf „\\irkliche 
Körperbewegung mit dem durch sie verursachten Erfolge*" 
an und hält damit v. Liszts Aeussening zusammen, wonach 
die Handlung- menschliche Kausalität sei. Hieraus folerert 
er, V. Liszt hätte mehrere Kausalitäten anneluiieu müssen. 
Bindings Argumentation beruht auf der Voraussetzung, 
(tass die Zahl der Erfolge der Zahl der Kausalitäten ent- 
spreche. Wäre dieselbe richtig, dann könnten seine Ein- 
weiidiingen gegen v. l^iszt einiges für sicli lialuMi. Aber 
von dem. was Binding als selbstverständlich hinstellt, trili't 
gerade das Gegenteil zu. Denn, um mit v. Buri zu reden: 
,.Es lässt sich nicht behaupten, dass das Nämliche noch 
etwas anderes sein solle, als was es wirklich ist, und auch 
nicht, dass das Nämliche das, was es ist, noch einmal sein 
solle, -'2) 

Zur Erläuterung greifen wir auf das Beispiel zurück, 
in dem durch den Steinwiirf die P>nst<^rscheibe zertrümmert 
und der dahinter stehende liaiidlungsgeliilf'e verwundet wird. 
Allerdings ist hier die Kausalkctte in Bezug auf die Ver- 
wundung eine andere als auf die Sachbeschädigung. Denn 
stellen wir uns den Vorgang graphisch dar: 

Sachbeschädigung KüiT)erverletzung 

a b 

so ist sie in Bezug auf die Sachbeschädigung=a. in Bezug 

auf die Körperverletzung = a -f b. Doch da a in beiden 

*) Bin (Ii 11-. Handbuch S. bCu X. 7. Zulolgo der Hornnziebimg 
von subjektiven iOieniontcn zu dem liandlungsbegritl' kommt auch BOoger 
n. a. 0. S. 695 zn der Ansiclit : ,.So viele vorschicdone strafrechtlich re- 
levante Erfolge eines Handels vorliegen, so viele strafrechtliche Handlung!*- 
einheiten liegen vor." 

^ V. Bnri a. a. 0, S. 1. 
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Gleichungen dieselbe Grösse ist, so ist die erstere Kausalketto 

in der lotzteren entlialton. Bcerinnt man Ix'i der Ziililuiiü 
niit dieser, dann ])loibt liir oine zweite sflilecUthiii liichts mehr 
ttbrig. Zu der Annahme einer solchen Mehrheit könnte man 
nra* auf zwei Wegen gelangen. Erstens könnte man sagen, 
von T bis E I reiche die eine, von K I bis K II die aiidere. 
Dann würde aber die zweite Kaiisalkc^tte unvollständig sein, 
ihr ein notwendiges Stück fehlen, nämlich die üimche, die 
Thätigkeit. Zweitens könnte auch die zweite £ausalkette 
i)ei T beginnen, und von T bis B I mir scheinbar eine vor- 
handen sein. Dann würden in diesem Stück zwei nelxMi 
einander laufen, die eine, welche von T bis E 1, die andere, 
welche von T bis Ell sich erstreckt Auch dies ist nicht mögUch. 
Denn sollen von T bis E I mehrere Kausalitäten verbunden 
lieben einaiidor hergehen, so niiisste (li(\<es Stüek anders 
aussehen, wenn nur der Kriol^ K 1 encicht wäre. Es bleibt 
sich aber ganz gleich, ob ein Erfolg oder ob mehrere er- 
zielt sind. Die Kausalität ist dieselbe, mag der Stein die 
hinter dem Seliautenster stehende Person geti'offen oder ge- 
teliit haben. Doch könnte man einweiidcu, dass zur lierbui- 
führung von E I eine gewisse Thätigkeit x, zur Herbeiführung 
von E II eine andere nötig wäre. Um E I und E II zu 
Stande zu bringen, sei die um y veniiehrte Thätigkeit x 
erforderlich. Auch das ist unriclitig. Denn x ist eine Grösse, 
die von y . mit einbegriffen wird. Zu der Körperverletzung 
war eine solche Kraftaufwendung nötig, die auch zum 
Durchschlagen des Fensters genügte. Weil dieses erst zer- 
trümmert werden musste, ehe der Dahintersteliench^ ge- 
trogen werden konnte, mag \ielieiclit eine stärkei-e Thätig- 
keit notwendig gewesen sein. Aber dieses Mehr ist von 
vornherein mit in Rechnung zu ziehen. Man darf nicht 
tragen, welche Thätigkeit notwendig war, um eine Körper- 
verletzung zu bewirken, soiuleru welche unter Berücksich- 
tigung aller konkreten Umstände ausreichte. Das ist in 
diesem Fall allein die Thätigkeit y. Ist aber nur eine Thätig- 
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keit zu konstatieren, dann ist auch das Resultat derselben 

ein cinlieitliehes. dann lie«rt nur eine Kausalkettc vor. 

Ist nun damit auch die Einheit der Handlung gegeben? 

Weder die gemeine Meinung, die in dem angeführten 
Beispiel an der Einheit der Kausalität festhält, noch t. Buri,^) 
der sie ebenso wie Binding leu<inet. nimmt mehrere Hand- 
lungen an. Hinding dagegen glaubt, dass die Zahl der 
Kri'olge auch die der Handlungen bestimme. Das wäre nur 
mdglich, wenn die äusserlich als Einheit erscheinende Thätig- 
keit sich in eine Mehrheit von solchen auflösen liesse. In 
der Tbat Ix^luniptet dies Binding.^) l)i(' objektiven Gründe, 
die dagegen spr(;ciien, ei-gel)en sich aus dem Voi Ik l af^ienden. 
Aber auch auf da^ subjektive Moment kann Binding sich 
nicht berufen, dass nämlich jemand, der sich zu mehreren 
verbrec'hci iscluMi Erfolgen z. B. zur Töluiiiz dos A und des H 
entschlossen hal)e und seinen Plan durch einen Akt (z. B. 
Abdrücken des Kevolvers) ausführe, ganz dasselbe gethan 
habe, als wenn er ihn in mehreren Akten (Abfeuern des 
Revolvers erst aut A, dann auf B) realisiert hätte. Dass in 
beiden Fällen zwei Erfolge gewollt waicn. lilsst das ver- 
brecherische Thun hier und dort nicht einander gleichsetzen. 
Denn das Wollen des Erfolgs ist kein Bestandteil der 
Thätigkeit. Zu welch' unsicheren Ergebnissen man mit 
lUiKÜngs Thcoi-ic gelanyt. wird klar, wenn der zweite 
Erfolg unabsichtlich verursacht wurde. Es könnte dann nur 
eine Thätigkeit vorhanden sein, da dei* Thäter die Vor- 
stellung von nur einem Erfolg in sich aufgenommen hatte. 
Und docb liegen mehrere Ei t'olge vor. .leder soll eine be- 
sondere Thätigkeit vox'aussetzen. Die eijizige nachBindings 
Theorie konstruierbare wird komsumiert in Bezug auf den 
beabsichtigten Erfolg. Hinsichtlich des nicht beabsichtigten 
würde es an eincj' besonderen Thätigkeit fehlen. Ist aber 



') V. Buri a. a. 0. S. 211'. 
Binding. Handbuch S. 568. 
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nur eine Thäti^keit vorhanden, so ist damit die Einheit 

der Haiidlun^r be\vics(Mi. Dpiim eino Tbätiirkoit kann nionials 
zu nieliroreu Handiunf^eii lUhreii. Jede bedart iluer eigoneü 
Ursache. M 



Kapitel U. 
Die yersuclite llaudluns. 

Womit die vollondeto Haii(lliin<:. dninit Ix'pnnt auch 
dir versuchte, also mit (ior vorunsachendeü Thätigkeit, 
Mithin nimmt sie ihren Anfang mit dem ersten Akt, der zu 
dieser prehört. Dasselbe enthalt dci § 43 St.G.B.: „Wer 
don Kntscliluss. (M*n Vei*1)rochen oder Verdrehen zu vorin)on. 
durch Haüdluu^cii. \v»di In» eiueii Anfang: der Auslührun^ dos 
Verbrechens oder Vergehens enthalten, bethätigt hat, ist, 
wenn das beabsichtigte Verbrechen oder Vergehen nicht zur 
Vollendunfr gekommen ist, wegen Versuchs zu bestrafen.*' 
Tn diesci' Definiliou ist allerdin^^s vom Anfan^r der Tliäti<^- 
keit nicht ausdrücklicli und statt (h-ssen vom Anfang der 
Ausführung die Rede. Das letztere bedeutet die Umsetzung 
des Geplanten in die That. Dabei setzt es voraus, dass der 
Handelnde die \ ci iirs;u lirndt- Tliätio-koit in seine Vorstellung]: 
aafgenummen liat. Insolcni wird, wälu'cud uü.ser Hand- 

'l Füi- unsiTc Ansitiil luunciitlich Keiflis^rrriclilsciitscli. v. 2S. 
lHh4. K. UH. X. S. r)'2: v. Uszt. Zcitschr. f. «l. «;os. Strafiochtswissrnseli. 
Hd. S. (>!)') ti. Fi'inrr: Rott eck. IVIxm" KonkuiTcnz der X'rrhn'clieu. 
Frcilmri»" 1840. S. 81. : -Es vcrdirnt . . . diese Ausitht ipoeua maioi* 
ühsorbet minorem) Beifnll. weil verschieUeiio, wenn auch noch sn nuinni«r- 
faltitfo. Wirkuniren, wckhe durcli einen und denselben n < lif svci ;i( litenden 
Willen wntl Akt Ii ei"\oivu:e bracht sind, nicht als ebenso viele Hundlungen, 
sondem als eine einzige Handlung anzusehen sind". — t. Schwarze. 
Gerichtsitaal Bd. 34 S. 593: «Der Erfolg gibt der That ihren rechtlichen 
Charakter, aber die Mehrheit der Erfolge zerlegt noch nicht die That in 
mehrere selbstSndige Handinngen. Erfolge, Wirkungen etc. sind nicht 
die That selbst.'' 
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lungsbegriff nur objektive Momente enthält, auch ein sub- 
jektives hineingezogen. Dies konnte geschehen, weil der 

Versuch nur in i vorsätzlichen Verbrechen möglich ist. Ge- 
wicht darf darauf lucht gelegt werden. Denn wenn der 
Thäter einzelne Akte, welche Bestandteile der verbreche- 
rischen Thätigkeit sind, sich nicht als mitverursachend vor- 
gestellt hatte, so schliesst das nicht aus, den Versucli 
trotzdem mit solchen Akten lniiiiiiu n zu lassen. Es konunt 
auch hier, wie bei der voUeudeteu Handlung luu- auf das 
objektive Zugehdren der einzelnen Akte zur Thätigkeit an. 
Zu einem gleichen Resultate gelangt von Liszt,^) der in dem 
Anfang der Ausfülu ung die „entscheidend«? Thätigkeit" sieht. 
Was (M so nennt, ist das, was wh* vt ruisacheiHlc Tliiltigkeit 
oder Thätigkeit schlechthin genannt haben. Wo diese be- 
ginnt, nimmt der Versuch seinen Anfang, also mit der 
ersten zu ihr gehörigen Körperbewegung. 

Ausser der Thätigkeit sind auch Wirkungen für das 
Vorhandensein einer versuchten Handlung notwendig. Ohne 
solche ist diese nicht denkbar. Die Wirkungen entstehen 
schon mit dem ersten Akt, welcher zur Anregung der Kausal- 
kette dient. Wieviel Glieder derselben hervorgeruftui siud. 
ist irrelevant. Nur das letzte niuss leiden, da sonst die ver- 
suchte in eine vollendete Handlung Übergeht. Fehlt aber 
der Erfolg derselben, so werden wir, da er zur Handlung 
gehört, in dem Vei^uch eine unvollendete, uodi nicht abge- 
schlossen sehen müssen. Dieses Unvollständige gibt dorn 
Versuch den Charakter einer besonderen Erscheinungsform 
des Verbrechens. 

Trotz dieser (Jnvollständigkeit erfordert er Strafe. Kann 
diese nun nicht wie bei der vollendeten Handlung an den 
Erfolg geknüpft werden, so wird sie doch nur verhängt^ 
wenn Veränderungen in der Aussenwelt hervorgemfen 

V. Tiiszt, Lehrbuch 207. Anders in früheren Auflagen, wo die 
„letzte ' eutächeidende Thätigkeit als Anfang der Ausführung bezeichnet 
wurde. 
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sind. Nicht um dieser selbst willen tritt sie ein, son- 
dern um die weiteren Wirkunjsren. namentlich den Erfolg zu 

verhüten. Tn dieser Hinsicht sind (li(^ vciiiisachton Ver- 
änderungen allerdings relevant. \'ou ihrem Eintritt hängt 
die Strafe ab. 

Ist die versuchte Handlung eine unvollständige, dann 

fällt der Gebrauch des Wortes Handhin": in dem zitierten 
§ 43 auf. Und in der That hat man. weil liier tüe Handhinji- 
etwas Abgeschlossenes bedeutet, gefolgert, dass der Begrili 
der Handlung auf die Thätigkcit zu beschränken sei. Hätte 
diese Ansicht Recht, so wäre es unverständlich, weshalb der 
Phual üfebraucht ist. Derselbe zei«rt. dass mit den Hand- 
lungen nicht.s als die Akte jjemeint sind, aus denen tlie 
• Thätigkeit besteht. Das Wort Thätigkeit hat man vermieden 
wegen des Wiederkehrens desselben Wortes. Der Ausdruck 
Handlung? in § 43 ist nur die Fol^e einei- srhleclitcMi üeber- 
setzimg des „acte" des vorbildlichen ai1. 2 des code penal 
V. 1810. Der § 43 hat nicht von strafrechtlichen Handlungen, 
sondern von Körperbewejningen sprechen wollen, die man 
im gewöhnlichen Leben auch Handlungen nennt. .Mithin 
zwingt § 43 zu keiner Abweichung von dem angenommenen 
Handiungsbegritf. 

Das Gleiche gilt von dem § 46 pos. 2 St.G.B., welcher 
lautet: ..Der "Versuch als solcher bleibt straflos, wenn der 
Thäter zu einer Zeit, in welcher die Handlung noch nicht 
entdeckt war, den Eintritt des zur Vollendung d(^s Ver- 
brechens oder Vergehens gehörenden Erfolgs, durch eigene 
Thätigkeit abgewendet hat." Wäre hier die Handlung gleich 
der Tliiitigkeit, .so niüsste Strafe eintreten, sobald man die 
einen Krlolg lierbeitührende Thätigkeit entdeckt hätte. Da.s ist 
aber nicht der Sinn des Gesetzes, denn dieser geht darauf, von 
Strafe abzusehen, wenn die Wirkungen der Thätigkeit zu 
einer Zeit aufgehoben wurden, in der der gesamte Vorgang 
noch nicht entdeckt war.^J 

S. Oppenhoff, Strafgesetzbuch § 46 N. 14. 
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Können daher auch die Paragri*apheu des Ahschnitts 

über (Ion Vorsiicli nichts an dorn ^oliindonen Handln iiii-.s- 
hegriff ändern, so ist die versuchte Handlung nach dem zu 
beurteilen, was vorliegen würde, wenn der Erfolg erreicht 
wäre.i) 



Kapitel lU. 
Die Unterlassung. 

Im Gegensatz zu der positiven Handlung setzt die Unter- 
lassung eine Nichtvornahme von Körperbewegungen voraus. 
Soll sie mit jener trotzdem auf eine Stufe gestellt und unter den 
Begriff einer Handhmg im weiteren Sinne subsumiert werden 
Ivönnen, so mnss sie aucli im stände sein. Veränderungen 
in der Aussenwelt hers'orzurulen. Ob und inwieweit sie dies 
vermag, gehört zu den bestrittensten Fragen. Zahlreich sind 
die Versuche, diese Eigenschaft der Unterlassung nachzu- 
weisen. In dem Inst äiuli ixen Kampfe, die Zweifel zu lösen, 
haben einige auf (ias P^rtordei-nis der Kausalität der Untei- 
lassung gänzlich verzichtet und Verantwortlichkeit trotz 
Mangels der Kausalität angenommen/^) Solches widerspricht 
aber dem Fundanicntalsntze. dass niemand wegen eines 
Erfolges g«'Stratt werden kann, zu dem er nicht seihst mit- 
gewiikt hat. Andere sind, weil sie glauben, dass eine me- 
chanische Betrachtungsweise die Kausalität der Unterlassung 
nicht erklären könne, zu dem Ausweg gekommen, eine be- 



Vergi. V. Liszt, Lebrbucli S. 200: der Vorsuch oi-scheine nicht 
Rn sich, sondern diuch seine Hichtuni^ auf den nicht eingetretenen, aber 
vorifestellten Erfoljjr als 8t^}^t'^vürdil^. Wesentlieli verschieden z. T?. die 
Auflassung v. Buris a. a. 0. S. 2, welcher die Handlung ohne Wirksam- 
keit, den lediglich objektivierten Willen, Versuch nennt. 

Namentlich Hrehorowicz, Grundfragen und Grundbegriffe des 
Strftfrechti«. Dorpat 1880. S. 312 f 
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sondere Kausalität fttr die Unterlassnng zu statuieren.^) Es 

fVa^t sieli^aber orKtens. oh die mcclinniscbo Betrachtungs- 
weise die einzige sei, die Kausalität zu erklären, und zweitens, 
ob sie es wirklich so wenig vermöge, wie es den Vertretern 
dieser Ansicht scheint. Ihr Hauptverfechter in j(ln«r.ster Zeit, 
V. Roliland. iikmiU. die L'üt<Mlassung sei kausal, wenn der 
IJnteriasser die Mögliclikeit und die rilicht zum Kingn?ileii 
in die Aussenwelt, zur Verhinderung eines rechtswidrigen 
oder zur Herbeiführung eines rechtsgemässen Erfolges habe. 
Kausalität und Verantwortlichkeit ständen daher in engster 
Verbindung mit einander.-) 

Dieser letzte Satz ist entsclüeden unrichtig. Denn Kau- 
salität und Verantwortlichkeit sind gerade Dinge, die nichts 
mit einander zu thun haben. Dass Kausalität ohne Ver- 
antwortlichkeit vorhanden sein kann, ist für die positive 
Handlung allseitig anerkannt,^) niuss aber auch für (b*e 
Unterlassung gelten. Denn sollte z. B. Kausalität nicht 
anzunehmen sein, wenn X ein Kind vor sich ins Wasser 
fallen sieht, es mit Lei('hti<ik('it rettcMi konnte, aber die 
Kettuug unterlässt? X ist liir den Tod kausal, ohne dass 
aber damit entschieden wäre, ob er Itir denselben verant- 
wortlich gemacht werden könne. Es wurd niemand daran 
zweifeln, dass eine moralische Verantwortlichkeit vorliegt. 
Eine rechtliche i.st trotz dci Kausalität nicht begründet, so- 
fern nicht eine Ptlicht zur Kettung des Kindes bestand. 

Wenn die Kausalität durch die Rechtspflicht hier so wenig 
wie bei der positiven Handlung bedingt wird, ist sie bei der 

^) Aussoi^ V. Kohl and z. H. Haupt, Zur Lehre von den T'ntcr- 
laBsiingsdelikten. Zeitschr. für die gesamte Strafrecht»twis!$eiisch. Bd. II. 
S. 58df.; Sigwart, Der Begriff des Wollens und sein VcrhAltnis zur 
Ursache. Tabingen 1879. S. 33; auch Zitelmann, Irrtum und Kechts- 
f^eschfift. Leipzig 1879. S. 200 f., 259 f. 

*) V. Rohland, Die strafbare Unterlassung. I. Ahtoilung. nor|»tit 
und Leipzig 1887. S. 121f. 

•) Vergl. z. B. Berner. Lehrbuch S. 457 n. 459. v, LiHzt. Lehr- 
buch S. 132 u. N. 1. Meyer, T^hrbuch S. 234. 
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Unterlassung keine besonders geartete. Die Mehrheit der 
Schriftsteller hält demgemäss daran fest, dass jdie Unter- 
lassung in gleicher Woiso wio dio positive Handln n<r kausal 
sei. Das kausale Element wird aber in den verseluedensteu 
Umständen gefunden: teils dann, dass in der Nichtvornahme 
von Körperbewegungen positive Bedingungen zum Erfolg 
j?psetzt, teils darin, dass negative, die von ihm abhalten, 
veiniclitet werden.*) Auf das Ietzt4»re einzugeluMi. oHlbri^ 
nur, wenn es auf positivem Wege nicht möglich ist, die 
Kausalität zu konstruieren. Auch alle positiven Theorien zu 
beleuchten, würde nicht in den Rahmen unserer Aufgabe 
fallen. Wir haben hier nur auf die ]iaui»tsächlichsten inso- 
weit einzugehen, als nötig ist, um unsere eigene Stellung zu 
kennzeichnen. Krug,'-^) Glaser^) und MerkeHj sehen das 
kausale Element in der vorausgehenden Handlung, Luden^) 
in der gleichzeitigen Vornahme einer anderen Handlung. 
l>eides scheint deshalb verfehlt, weil das kausale Element 
unmöglich in etwas anderem liegen kann, als in der Unter- 
lassung selbst. Sobald man anfängt, es in etwas anderem 
zu suchen, wu-d man folgerichtig dahin kommen, die Kau- 
salität gänzlich zu leugnen. Auch das lieisst das Pr()l)hMa 
verschieben und die Kausalität der Unterlassung negieren, , 
wenn man eine bloss psychische Kausalität kongtruiert.^) 
Denn eine solche setzt die Möglichkeit psychischer Einwir- 

') Das letzt<'i'e ist uameutlich der Standpunkt Bind in gs?. v. Buris 

uml V. Li.-./.!.-.. 

-) Kruir, Ahhaudluiigtu aus dem Strufrccht. Loip/isr 1855. S. 21 f. 

^) Gla.si r, Abhandlungen aus dem österreichiischeu iStrairechtc. 
Wien 1858. 8. 289 tt*. 

*) Merkel, .Iiiristische Enrvklopädie. Berlin 1885. § T6b, und tiri- 
niiiiali.'^tifiehe Ahh.indliintrcn. Leipzig 18H7. Bd. 1. 71) tt'. 

^) Luden, Abhandlungen. Güttingen 18iK). Bd, I. S. 4(>7l.. Bd. Ii. 
S. 21 U 1. 

^) (ieyei-. ( irnndris;* zu Vorlesungen über gemeines deutsches Strat- 
recht. I.Hälfte !S. 12:^'. und iu y. Holtzeudorfff Handbuch des deut* 
Kchen Strafrechts. Bd. iV. S. 92. 
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IvLin^:. die Ein\vu-kuM<i auf oino <ptj^^ voraus. Manche Fällo 
dürften danach luierklUrt bleiben, da eö oft an einem psy- 
chischeu Objekt fehlt. Um das Unzureichende dieser Theorie 
zu zeigen, fUhrt v. Rohland folgendes Beispiel an:^) X tritt 
auf ein Streichholz, welches unter Stroh verdeckt lieprt: es 
entsteht Feuer, das X nicht h'ischt. Hier ist niemand da. 
auf welchen i)sychisch eingewirkt werden kann. l)io Theorie 
von der psychischen Kausalität versagt. Wäre sie aber auch 
anwendbar, so würde die Kausalität mir auf die Errcgunj^ 
eines Irrtuiiis liiiiauslaufen. Die That des riit(M'lass(M's würde 
die eines iiitelleklueilen Urliebers sein, wahrend es doch 
gerade darauf ankommt, die physische Urheberschaft zu er- 
weisen. 

Uni dies zu thun. müssen wir von der Handlung und 
speziell der Thäti<ikeit ausgehen. Diese haben wii* als die 
Gesamtheit der Körperbewegungen, die zur Herbeifühnuig 
des Erfolgs ndtig sind, definiert und gesehen, dass sie ihren 
Inhalt aus ihrer Beziehung zum Erfolg g(!winnt. Wenn nun 
aber schon bei der positiven Handlung der Erfolg es ist. der 
aus melirereu KürpcM-bewegungcn eine Thätigkeit werden Jässt, 
so ist man gewiss berechtigt, auch die negative Thätig- 
keit ihren Gehalt durch die Beziehung zum Erfolg gewinnen 
zu lassen. Sie erscheint daher als die Nichtvornahme von 
Körperbewegungen iu Bezug auf einen l)estinimten Erfolg. 
Die Nichtthätigkeit an sidi kann den Erfolg nicht hervor- 
rufen. Denn aus den Kichtbewegungen können niemals 
Veränderungen in der Aussen weit entstehen. Aus nichts 
kann nichts werden. Demnach ^vür(le es. wenn nicht (li(^ 
Unterlassung irgend etwas Positives enthielte« vergeblich sein, 
den Beweis für ihre Kausalität erbringen zu wollen. Datf 
positive Moment tritt noch nicht hervor, wenn wir auf die 
Unteiiassuna" als solche sehen. Atx i <»s fehlt ni(dit. Ks 
wird wahrnehmbar, wenn wir die Unterlassung im Zusammeu- 
bnng mit den vorhergehenden Ereignissen betrachten. Diese 
V. Rohland a. n. 0. S. 48. 
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enthalten es zwar nicht, es steckt in der Unterlassung 

selbyt. aber erst durch den Vergleich mit jenen gewahren 
wir seine Existenz. Die unzähligen Kaiisalketten. durch 
welche i'oilwährend Aeiiderungen geschahen werden, sind 
entweder durch menschliche Bewegungen oder durch Be- 
wegungen in der Natur angeregt. Der Mensch kann nur 
wirken, wenn er Herr der Kausalkette ist. Nur soweit er 
sie in seiner Macht hat, ist er physii>ch( r Urheber der durch 
dieselben entstandenen Wirkungen. Die Herrschaft gewinnt 
er, indem er entweder selbst eine Kausalkette anregt oder 
die von der Natur oder einem anderen angereirtp sicli dienstbar 
macht. Das letztere bi*aueht sich nicht in äusserlicli wahr- 
nehmbaren Akten zu manifestieren. Der Erwerb der Herr- 
schaft kann bewusst oder unbewusst, durch willkürliches 
Zuthun oder ohne dasselbe g:eH!chehen. So wenn der Bahn- 
wärter den vStein auf den .Schienen Vw^vu sieht und es gut- 
heisst, dass der heranhrausende Zu«: entgleise. Der Mensch 
ist kausal, wenn er die Dinge beherrscht. Wie er die 
Herrschaft erlangt hat, ist gleichgültig. X besitzt sie ebenso, 
wenn <'r den aut A lossttirzenden Hund nicht zui'ückhält, 
obwohl er es konnte, wie weini er den Hund auf A hetzt. 
Er ist kausal, wenn er die im Lauf befindlichen Pfeixie nicht 
zur Seite lenkt, wie wenn er sie zwingt, den auf dem Weg 
liegendtui A zu verletzen. In den beiden Beispielen benutzt 
}i eine schon vorhandene Kausalkette, die nicht auf mensch- 
liches Thun zurückzuführen ist. Es kann nun keinen Unter- 
schied machen, ob eine andere Person bereits vorgearbeitet hatte. 
Wenn X einen Stein auf den Schienen liegen lässt. so ist es 
für seine Kausahtät gleich^iültig, ob der Stein von dei- Felswand 
abgebrnrkelt und dahin gerollt oder von einem anderen ab- 
sichtlich dahin gewälzt ist. W^er weiss, dass eine durch sein 
Grundstück jrelegte Zündschnur angesteckt ist, um eine Ex- 
plosion zu verursachen, und es unterliisst, die Zündschnur 
zu duichs(!hneiden, oliwohl er die Herrschaft über diese 
Kausalkette hatte, hat ebenso wie der Dynamitattentäter 



Digitized by Google 



47 



die Explosion herbeigeführt. Der ünteriasser (Ibernimrat hier 

(iuc derivative Herrschaft, iiidom er die Tliätiiiktüt . welehe 
die Eutglciäuug des Zu^es und die Explosiou bewiikeu ^sollte, 
zu der seinigen macht. 

Mag die Herrschaft über die Kausalkette durch eigenes 
Zuthun oder ohne da.sselbe. in originärer oder deiivativer 
Weise erlangrt sein, sie ])ereelitiij:t uns. die Wirkungen auf 
das Verhalten des Herrschenden als auf die Ursache zurück- 
zuführen. Die blosse Möglichkeit, in die Aussenwelt einzu- 
greifen, genügt dazu nicht. Das Beherrschen der Kansal- 
kettc ist aber ausreicliend ohne I\ii( k sieht darauf, von weni 
ihre Anregung ausging. Denn der. welchem eine Frucht in 
den Schoss fällt, hat nicht minder die Herrschaft über die- 
selbe, wie der, welcher die Frucht erst pflücken muss. Dass 
ihm eine Tkätigkeit erspart wird, kann sein Ilerrselialts- 
Verhältnis zu der Sache nicht aiterieien. Mit dei- Ueber- 
nahme der Herrschaft eignet er sich das kausale Element 
der Bewegung, welche die Kausalkette angeregt hat, an. 
Darum liegt in der üebernahme der Herrschaft das kausale 
Element der FiiterlHssung, nicht ahei-. wie AUlusserM 
meint, in dem Aufgeben dei* Herrschaft. Wer dies annimmt, 
verliert sich wieder in einer Negation, ohne das Positive der 
Unterlassung bestimmt zu haben, das allein Wirkungen 
schaffen kann. 

Schon daraus, dass die Unterlai^sung in der Nichtvor- 
nahme einer Thätigkeit in Bezug auf einen bestimmten 
Erfolg besteht, ergibt sich, dass der Gegenstand der Herr- 
schaft nicht die durch Natui". Gesetz. Vertrag geschaffene 
Machtsphäre als solche ,2j sundern niu' die einzelne Kausal- 
kette sein kann. Durch den Vertrag, der dem Bahnwärter 
einen gewissen Wirkungskreis zuteilt, wird ihm nur die Mög- 
lichkeit durch Unterlassung zu wirken gegeben. Ob sich die- 

^) Aldosser, Inmefeni können durch Unterlassungen strafbare 
Handlungen begangen werden? München 1882. S. 109 ff. 
^ Wie z. B. Aldosser a. a. O. S. 109 annimmt. 
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selbe realisiert, häiip;t davon ab, ob eine einzelne Kausal- 
kette in seine Machtsphäre liineinreicht. Und dies bedingen 
unzählige Faktoren anch ausserhalb seines Berufs. 

Die konkrete Herrschaft über die einzelne Kausalkette 
miiss während des ganzen Bauer der Nichtthätigkeit be- 
stehen. Diese reicht von dem Aiiü^eiiidick des Eiworbs 
der Herrschaft bis zu dem, in welchem die Thätigkeit 
nichts mehr nützen würde; in dem ahgeftthrten Beispiel 
also von dem Moment, in dem der Bahnwärter den Stein 
von den Schienen entfernen konnte, bis zu dem. in welchem 
ilnn dies lunnriaik h wird, sei es. dass dei^'Zug schon heran- 
naht oder der Bahnwärter durch einen plötzlichen Unfall ge- 
hindert wird. Aus demselben Gesichtspunkt ist zu entscheiden, 
wenn der Wärter den Stein eine Zeitianii liefen lässt. dann 
aber, als er ihn wegnelunen will, von einem Dritten zurück- 
gehalten wird. Einige Zeit hatte er hier die Herrschaft über 
die mit dem Hinlegen des Steins beginnende Kausalkette. 
Und weil er sie hatte, bleibt seine Nichtthätigkeit kausal, 
auch wenn er in der Zeit, in dei- er nicht mehr thätig sein 
konnte, gern thätig gewesen wäre. 

Mit der Kausalität ist bei weitem noch nicht über die 
Verantwortlichkeit entschieden. Dazu bedarf es gerade so 
wie der positiven Handhing ZAinächst der Feststellung 
der Kechti>widrigkeit. Anch dnrch Nichtthäti'.'keit können 
]*echtsverl^zende Erfolge herbeigeführt werden, ohne dass 
das Verhalten selbst ein rechtswidriges wäre. Wer sieht, 
dass an das Nachbai'hnus Fener jrelegt wird, und nach dem 
Weggange des Brandstifters das Feuer, das er leiclit l/kschcn 
konnte, weiter brennen lässt, dessen Nichtthätigkeit kann 
. man wohl als kausal ftir den Brand bezeichnen. Aber wegen 
Brandstiftung kann der Unterlasser nicht belangt werden. 
Denn sein Veihalten ist auch dann kein rechtswidriges, 
wenn das Umsichgreifen des Feners seinem Wollen und 
Wünschen entspricht. Es besteht für ihn nicht die Rechts- 
l)flicht, das Nachbarhaus vor Brand zu schützen. Hatte er 
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aber z. B. als Feuer Wächter diese Verpiliehtung. dann ist 
auch das Thatbestaadsmerkmal dei- Rechtswidrigkeit erfüllt, ' 
und es ist, dolus Torausgesetzt, der Wächter wie der Brand- 
stifter verantwortlich. Die nicht genügende Trennung von 
Kausalität und Rechtswidrigkeit ist unseres Erachtens der 
Grund lür die vielfache Verwiirung in der Lehre von der 
Unterlassnng. Verquickt man beide, so ergibt sich allerdings 
ein Unterschied zwischen der Unterlassung und der po^tiven 
Handlung. Derselbe wird aber nicht durch die Kausalität 
begründet. Verschieden bestimmt sich nur die Reell tswidn sr- 
keit. Denn bei der Handlung nimmt man sie grundsätzlich 
als vorhanden an, so dass sie nur ausnahmsweiBe entfällt. 
Bei der Unterlassung dagegen muss in jedem einzelen Falle 
die Rechtspflicht besonders nachgewiesen werden, gegen 
welche verstosbeu wui'de.i) 

Weder mit der Kausalität noch mit der Bechtswidrigkeit 
hängt die dritte Voraussetzung für die Verantwortlichkeit 
des Unterlassers, die Verschuldung, zusammen. Die Fragen 
nach der Kausalität uud der Kechtswidiigkeit müssen bejaht 
sein, ehe die nach der Schuld gestellt werden kann. Erst 
nach ihrer Bejahung ist zu untersuchen, ob Vorsatz, Fahr- 
lässigkeit oder Zufall vorliegt. Beide Schuldformen sind 
möglich. Die Unterlassung ist als vorsätzHche wie als fahr- 
lässige denkbai*; z. B. der Steueiniami unterlässt, obwohl 
ein Schiff entgegen fährt, die Begulierung des Steuers, wo- 
durch es zu einem Zusammenstoss mit dem anderen Schiff 
kommt. Es ist klar, dass er den Zusanmi' !i4oss objektiv 
rechtswidrig verursacht hat. Aber es kann die Umstellung 
des Steuers unterlassen sein, entweder weil der Steuermann 



') Treffend sagt y. Liszt a. a. 0. S. 141: „Wesentlich ist aUein 
die richtige FragesteUimg. Diese laatet aber nicht: wann ist das Unter- 
lassen kausal? sondern: wann ist das Unterlassen rechtswidrig?" — 
Also auch nach y. Lisz'ts Ansicht erfordert die Unterlassung eine be- 
sondere PrQfong nicht der Eausalit&t, sondern der yon ihr scharf zu 
scheidenden Rechtswidrigkeit. 

Wachenfeld, Verbrecheuskookurreni. 4 
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das Schiff gar nicht bemerkte, oder weil er glaubte, daas 
dieses ausweichen würde, oder endlich, weil er gerade einen 

Zusammenstoss wünschte. Die Unterlassung kann also auf 
Zufall, Fahrlässigkeit oder Vorsatz beruhen. 

Nach dem Obigen enthält die Nichtthätigkeit ebenso wie 
die Thätigkeit ein positives Element, das Ursache von Er- 
folgen sein kann. Bei jeder strafbaren Lnlcricus.sung muss 
aber auch ein Erfolg herbeigeführt sein. Für die Kommissiv- 
delikte durch Unterlassung ist das selbstverständlich, wenn, 
wie bewiesen, es nur Erfolgsdelikte gibt. Es trifft aber mek 
für die Omissivdelikte zu. Auch hier wird um des Eintritts 
des Erfolges willen die Strafe verhängt. Das zeigen die 
Polizeideiikte z. B. das Zuwiderhandeln gegen das Gebot der 
Reinigung vor dem Hause, des Streuens bei Olatteis etc. 
Geschiebt das Streuen durch eine andere Person als den Ver- 
pflichteten, so tritt trotz dessen verbrecherischen Verhaltens 
Strafe nicht ein, weil es au einem rechtswidrigen Erfolg fehlt. 
Danach müsste auch der, weicher, obwohl verpflichtet, es 
unt^lässt, Anzeige von dem Vorhaben eines Verbrechens 
zu erstatten, straflos ausgehen, wenn die Behörde auf einem 
anderen Wege Kenntnis erhält. Nach positivem Recht ist 
aber die Strafe deshalb angedroht, weil der, welcher von 
dem Verbrechen wusste, die ihm auferlegte Anzeigepflicht nicht 
erfüllt hat. Somit wu-df die Nichterstattung der Anzeige als Ge- 
fährdungsdelikt durch Unterlassung aufgefasst. Die liatio ist 
dieselbe wie bei der Bestrafung der gefährlichen Handlung 
und des Versuchs. Es .wird der Eintritt einer Wirkung 
geahndet, damit der eines späteren Erfolgs verhütet werde. 

Nicht nur ein Erfolg, auch niehi ei c können aus einer Un- 
thätigkeit hervorgehen : z, B. der Steuermann bewiikt durch 
Nichtumstellen des Steuers den Zusammenstoss des Schiffes 
mit einem anderen, wodurch dieses mit einem ins Schlepptau 
genoniiuiuen in Kollision gerät. Die eine Nichtthätigkeit 
ist hier Ursache zweier gleichartiger Erfolge. Wenn der 

^) V«rgl. z. B. Hab er m aas , Die ideale Konkiurenz der Ddikfce. S, 26. 
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Balmwärter durch das Nichtentfernen des Steines den Zug 
entgleisen lässt, und dadurch Personen und Sachen beschädigt 
werden, hat seine eine Nichtthätigkeit eine ganze Reihe 
verschiedenartiger Erfolge bewirkt. Mögen mehrere g:leich- 
oder verschiedenartige herbeigeiülirt sein, aus demselben 
Grunde wie bei der Handlung ist die Annahme einer Mehr- 
heit von Unterlassungen ausgeschlmen, da sie sämtlich die 
Glieder einer einzigen Eausalkette bilden. 

Diese wird regelmä^ssig keine vielprliedrige sein, wenn 
nur ein Erfolg entstanden ist. Denn während bei der posi- 
tiven Handlung die Zwischenwirkungen nur ausnahmsweise, 
wie bei Ehebruch, Inzest fehlen, sind sie bei der Unter- 
Lassung selten. Meist reicht die negative Tliätigkeit bis an 
den Erfolg, so dass für Zwischanwirkungen kein Kaum bleibt. 
Aber ausgeschlossen sind sie auch hier nicht. 

Da wir nun alle Momente der positiven Handlung auch 
bei der Unterlassung finden, bedarf es für diese keiner be- 
sonderen Regeln. Die Grundsätze, welche für die Handlung 
gelten, trelTen auch bei ihr zu. Darum steht nichts im Wege, 
beide unter dem Begriff der Handlung im weiteren Simne zu 
subsumieren und die Definition der positiven Handlung auch 
auf die Unterlassung auszudehnen. Wir werden daher im 
Folgenden unter Handlung sowohl die positive als die üogßr 
ÜYB Handlung, die Unterlassung, verstehen.^) 

0 Vergl. Motive zu § 1 St.G.B., wonach im Gesetz unter der 
Hami^iii^y (uch die Hsaidlimg im weiteren Sinne einschiiesBlidi der Unter« 
laBrang yerftiuidea wird. 



4* 
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Abschnitt II. 



Die Verbrechensmehrheit bei 
Handiungseinheit. 

Kapitel I. 
Echte und anechte Gesetzeskonkurrenz. 

Nach der Begel nulluni crimen sine lege setzt eine jede 
strafbare Handlung ein Gesetz voraus, unter welches sie sich 

siibsuniieren lässt. Bisweilen sind es mehrere Gesetze, unter 
welche wir sie bringen können. In diesem Falle spricht die 
gemeine Meinung Ton einer Gesetzeskonkurrenz. Doch ist 
die Bezeichnung in solcher Allgemeinheit unzutreffend. Denn 
von einer Konkurrenz mehrerer Gesetze kann nicht die Rede 
sein, wenn sich diese schon von vornherein untereinander 
bis auf eins ausschliessen. Mindestens inkorrekt ist es, eine 
Konkurrenz der Gesetze über Mord und Totschlag bei über- 
legter Tötung oder gar üher Versuch und Vollendung anzu- 
nehmen, wenn die Handlung über das Stadium des Versuchs 
hinaus zur Vollendung führte.^) Die unrichtige Bezeichnung 
hätte nun nichts weiter auf sich, wenn nicht für solche Fälle 
mit der Annahme der Gesetzeskonkurrenz die Anwendbarkeit 
des § 73 St. G.B. beanaprucht würde. 

^) Z. B V. Buri a. a. 0. S. 42f. S. da^fegen die troffenden Aus* 
fUhrung^ Bindings, Beitrftge etc. S. 17 f. 
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Ob die yerschiedenen, auf die Handlung passenden Ge- 
setze eine Nvirkliche Gesotzeskonkurrenz zulassen oder aus- 
schliessen, kann nur nach positivem Recht entschieden werden. 
An der Hand desselben hat man sorgfältig zu prüfen, in 
welchem Verhältnisse die in Betracht kommenden Gesetze 
zu einander stehen. 

Ausgeschlossen ist die Annahme einer Gesetzeskonkurrenz: 
I. Wenn ein Gesetz den Thatbestand detaillierter be- 
zeichnet als die übrigen, wie heim Zusammentreffen einer 
lex generalis mit einer lex specialis. In dreifacher Weise 
ist dies niöglick: 

1. Durch Zusammentreffen eines einfachen Gesetzes mit 
einem qualifizierten. So passt auf den Totschlag an 
einem Aszendenten sowohl § 212 als § 215 St. G.B. 
Doch ist die Tliat ledi^rlich nach § 215 St. G.B. als 
dem spezielleren Gesetz zu beurteilen. § 212 kommt 
gar nicht in Frage. 

2. Durch Zusammentreffen eines einfachen Gesetzes mit 
einem privilegierten. Die Tötung eines ncuirel)()roiien 
Kindes seitens der Mutter fällt an sich sowohl unter 
§ 217 als § 211 resp. § 212 St. G.B. Dennoch ist aUein 
der mildere § 217 St. G.B. anwendbar, weil er die 
Merkmale der That genauer angibt. 

3. Durch Zusammentreffen von privilegierten und quah- 
hzierten Gesetzen wie § 215 und § 216 St. G.B. bei nicht 
überlegter Tötung eines Aszendenten auf dessen Ver- 
langen. Das letztere ist ein Milderungsgrund, der 
ebensogut einem Aszendenten als jedem anderen gegen- 
über Beachtung verdient. Demnach wünir unseres Er- 
achtens nur nach § 216 St. G.B. zu entscheiden sein.^) 
Ein anderes Beispiel bietet der schwere Diebstahl 
unter Ehegatten oder Aszendenten. Aus der Stellung 

') Aas der alletnigeii Anwendbarkeit des § 216 folgt aber auch, dass 
auf die mildere Strafe des § 218 nicht erkannt werden darf. So v. Lisat, 
Lehrbuch S, 319; t. Meyer, Lehrbuch S. 521; Olshansen § 216 N. 6. 
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des § 2i7 St. G. B. geht hervor, dass er einen Müde- 
rungsgrund enthält, der nicht nur bei dem einfachen 

Diebstahl berücksichtigt werden solL^) Mithin ist auch 
dem § 243 gegenüber der § 24:7 das mildere äpeziellere 
GesetK. 

n. Wenn die Strafdrohung des einen Gesetzes die des 
anderen konsumiert z.B. bei überlegter Tötung im Zweikampf. 
Die §§ 211 und 206 St. G.B. passen gleicherweise auf die- 
selbe Handlung. Aber der § 206 ist gerade deshalb ge« 
geben, um die Strafe nach § 211 abzuwenden. £ine Kon-» 
kurrenz mit § 211 ist daher unmöglich.^) Bei Tötung, 
Kürperverletzung, Beleidigung eines Bundesfürsten kommen 
einerseits die Bestimmungen des 16. und 17. Abaciinitts, 
andererseits die des 1. und 3. Abschnitts in Frage, aber 
diese konsumieren jene und sind deshalb allein anwendbar. 
Aus diesem Grunde können sie auf die Stralbemessung keinen 
EinÜuss liaben. Es ist daher unrichtig, wenn Binding 
behauptet, dass bei wissentlicher Verleumdung des Landes- 
herm nie auf Festungsstrafe erkannt werden dttrfe, da der 
§ 187 St. G.B. sie nicht enthalte.^ Ist das letztere Gesetz 
überhaupt lücht anwendbar, so muss es auch irrelevant sein, 
welche Strafdrohung es enthält. 

Ferner gehören hierhin die FäUe, in denen mit dem 
AngrifT auf ein Rechtsgut notwendiger Weise zugleich ein 
anderes bedroht wird. Wer sich gegen das Leben eines 
anderen vergeht, der verletzt zugleich dessen Ehre, körper- 
liche Integrität, Freiheit u. s. w. Trelten auch. die §§ 185, 
323, 210 etc. zu, so liegt doch in der Vorschrift der §§ 211 
und 212, dass jene ausser Betracht bleiben.*) 

III. Wenn dorn einen der Gesetze nur eine subsidiäre Be- 
deutung zukommt, wie dem Gesetz Uber die vollendete Hand- 

>) Vergl. V. Bar, Archiv für Strafrecht. Bd. XIX. S. 651. 

^ S. Bin ding, Beiträge etc. 8.25. 
^) Binding a. ft. 0. S. 8. 
Binding a. a. 0. S. 21. 



Digitized by Google 



55 



lung gegenüber dem über den Veimeh. ffierhin zählen alle 

übrigen Haudluniren. welche schon deshalb strafbar sind, 
weil sie eine Gotahrdung eines Reehtsgutes enthalten und 
im konkreten Falle eine Verletzung^) venirsacht haben^ 
so z. B. die Yerwnndnng einer Person durch einen Steinwurf, 
Der § 366 pos. 7 St. G.B. will nur strafen, wenn der 
Stein nicht traf, fällt atäo dem KOrperverietzungäparagraphen 
gegenüber fort 

IV. Wenn von den (zesetzen das eine nur dann zur 
Anwendung kommen soll, wenn die anderen aosdrüddich 
ausgeschlossen sind. In dem § 207 St. G.B. wird für die 
Tötung und die Körperverletzung im Zweikampf eine Strafe 
. angedroht, «sofern nidit nach den vorhergehenden Bestim- 
mungen eine härtere Strafe verwirkt ist.** Die in dem Impf- 
gesetz ^) enthaltene Strafdrohung wird nur dann l'iii' anwend- 
bar erklärt, wenn die Handlung niclit als Körperverletzung 
angesehen und nach den diesbezüglichen Gesetzen bestraft 
werden kann. 

Die Fälle I. bis IV. haben das gemeinsam, dass wegen 
besonderer Umstände der Handlung ein besonderes Gesetz 
aufgestellt ist Weil ein Gesetz existiert, das alle rechtlich 
erheblichen Momente berüeksicht^ Uegt keine Konkurrenz 
vor. Die Gesetze, welche die Einzelheiten nicht hervorheben, 
können zui* Beurteilung der That nicht herangezogen werden. 
Ja, sie erscheinen ebensowenig verletzt, wie ein veraltetes 
Gesetz, unter welches man auch den Thatbestand subsu- 
mieren könnte. Anders bei der wahren Gesetzeskonkurrenz. 
Hier ist kein Gesetz da, welches die gesamte That um- 
spannt. Da keins den Thatbestand erschöpft,^) ist auch keines 
das zur Anwendung nähere. ' Darum tritt eine Kollision, eine 
wirkliche Konkurrens der Gesetze, ein« 

1) Binding a. a. 0. S. ISu 

*) Impfgeeets t. 8. April 1874 § 17; Binding a. a. 0. 8. 18. 
• T. Bnri spricht liier toh einem »TTeberschnsB'* bei Subflumtion 
einer Handlung unter ein Stra^esets. 



Digitized by Google 



56 



Eine iiolclie liegt namentlich vor: 

I. Bei einem Zusammentreffen von Gresetzen, yon denen 
jedes einen straferhöhenden Umstand enthält,^) wie im Fall 
der Tütung eines Aszendenten bei dem Unternelnnen einer 
anderen strailjareu Handlung. Das Vc^rljrechea lallt sowohl 
unter § 215 als unter § 2U St.a.B. Wenn wir nur § 215 
anwenden wollten, hliebe der Umstand ohne Berücksichtigang, 
dass die ,That bei der Yerübung einer anderen strafbaren 
Handlung geschali. ein Umstand, dem der Gesetzgeber die 
gleiche Bedeutung wie der Verübung der That an einem 
Aszendenten geschenkt hat Wollten wir nur § 214 an- 
wenden, so würde nicht berücksichtigt werden, dass der 
Thäter sich gera(*l(> an einem Aszendenten vergrilf. 

n. Bei einem Zusammentreffen verschiedener Gesetze, 
infolge dessen, dass die Handlang mehrere Erfolge enthält. 
Ein typisches Beispiel ist die Zerstörung eines Hauses durch 
Brandlegung, wodm'cli ein Mensch ums Leben kommt. Die 
Handlung passt erstens unter das Gesetz sowohl dei* Sach- 
beschädigung als. der Brandstiftung. Insofern ist eine Schein- 
konktirrenz vorhanden. Denn das Gesetz über die Brand- 
staitung schliesst das über die Sachbeschädigung aus. Zweitens 
passt sie unter die Brandstiftungs- ^\^e unter die Tötungs- 
paragi'aphen. Insofern liegt echte Gesetzeskonkurrenz vor. 
Denn würden wir nur die T(}tungsparagraphen anwenden, 
bliebe die Brandstiftung ohne Strafe, und wenn nur die Ge- 
setze über die Brandstiftung, würde der andere in der 
Handlung liegende Erlolg unberücksichtigt bleiben. 

Ob die Erfolge Verletzungen Ton Bechtsgütem derselben 
Person oder verschiedener Personen involvieren, ist uner- 
heblich. Wenn der eine Schuss den A verwundet und den 
B tötet, erscheint die. Handlung hinsichtlich des bei A ein- 

') Diese Fälle werden zu Unrecht jast durchweg anders behandelt 
als diejenigen, wo mehrere .Gesetze mit verschiedenen Deliktsbegriffen 
verletzt sind. S. z.B. Schütze, Zeitschr. f. d» ges. Straiiechtswissensch. 
Bd.Ul. S.55t 
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getretenen Erfolgs als Körperverletzung, hinsichtlich des bei 

B eingetretenen als Tötung. Weder der Tütuiigs- noch der 
Verletzungsparagraph erschdpft die That vollständig. Beide 
Gesetze konkurrieren. 



Kapitel n. 
Die sogenannte Idealkonkorrenz» 

§1. 

.Juristische Mögliehkcit einer Idealkonkuireiu. 

Wo der Verbrecher in einer Handlung mehr verübt hat, 
als sich unter ein Strafgesetz bringen lässt« nimmt die 

herrschende MeinuLig um der Mehrheit der verh'tztcn Gesetze 
willen auch eine Mehrheit der Verbrechen au. Dies sehemt 
der communis opinio so selbstverständlich, dass sie auf eine 
Begründung vendehten zu kennen glaubt. Der einzige, der 
eine solche versucht, ist Ort man n.^) Er stützt dieselbe 
darauf, dass unter den Begriff der juristischen Handlung 
sowohl Bechtsgeschäfte als Delikte lallen. Hinsichtlich der 
Delikte, meint er, kOnne nichts anderes gelten, als hinsicht- 
lich der Rechtsgeschäfte. Wäre es möglich, durch eine 
Handlung mehrere Rechtsgeschäfte abzuschüessen, so müssten 
auch durch eine Handlung mehrere Verbrechen verübt 
werden können. Ortmann hätte Recht, wenn die gleichen 
Grundsätze über die strafrechtliche, wie über die zivil- 
rechtliche Handhuig gelten würden. Das ist aber nicht der 
Fall. Das Zivilrecht lässt Fiktionen zu, dai> Stralrecht nicht. 
So ist im Strafrecht nur die physische^), im Zivilrecht auch 
die fingierte Person Subjekt der Handlung. Besteht aber ein 
solcher Unterschied zwischen beiden Rechtsgefoieten, dann 

0 Ort mann un Archiv fttr Strafrecht. Bd. 35 8.96 f. 
>) So wenigstens swetfeUos nach geltendem Recht Vergl. Liszt, 
Lehrbuch S. 126. 
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kann man auch nicht ans der M($glichkeit, mehrere Rechts* 

geschäfte durch eine Handlung einzugehen, auf die Möglich- 
keit mehrerer Verbrechen in einer Handlung schliessen. 

Gegen die gemeine Meinung haben znerst John und 
Hälschner angekämpft. Der erstere nennt es einen Wider- 
spruch von mehreren Vorbrechen bei einer Handlung zu 
reden') und Hälschner^) sagt: „Das Resultat, dass aus einer 
. . . Handlung eine Mehrheit von Verbrechen hervorgehen kann, 
ist jedenfalls ein höchst wunderliches. Denn, ist das Ver- 
brechen wesentlich Handlung, so setzt eine Mehrheit von 
Verbrechen auch eine Mehrheit von Handlungen voran?, so- 
dass die Annahme einer idealen Konkurrenz, einer Begehung 
mehrerer Verbrechen durch dieselbe Handlung, eine durch- 
aus verwerfliche ist.*^ Mit ebensolcher Bestimmtheit erklärt 
namentlich auch Binding^): „Keine Verbrechensmehrheit . . . 
kann durch eine Handlung realisiert werden." Nach diesen 
Aeusserungen sollte man glauben, dass die drei genannten 
Scbriftstellef zu ganz anderen Ergebnissen als die gemeine 
Meinung kämen. Doch weichen sie infolge ihres eigentüm- 
hchen Handlungsbegriffs im Resultat kaum von ihr ab. Sie 
nehmen, wo die gemeine Meinung trotz der Handlungsein- 
heit eine Verbrechensmebrheit sieht, eben eine Handlungs- 
mehrheit an, die sie dann auch zur Annahme einer Ver- 
brechensmehrheit berechtigt. 

Zu einem mit der gemeinen Meinung nicht übereinstim- 
menden Besultat ist zuerst £rug^) gekommen. Er weist 
• darauf hin, dass die Idealkonkuirenz nur eine Mehrheit von 
rechtlichen Gesicht spunktLU darstelle, unter welche das eine 
Verbrechen gebracht werden könne. Erhält es für irrelevant, 
ob mehrere Objekte durch dieselbe Handlung verletzt wurden, 

^) John, Lehre vom fortgeseteten Verhreehen etc. S. 67; s. auch S. 2. 
^ HiUohner, System Bd. I. S. 496. 
f) Bindlng, Haadbudi S. 665. 
Krug, Ueber die Eonkmreiis der Verhreehen. Leipsig 1842. 
S. 1 ff. und N. 1. 
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und meint, dass, wolle man z. B. bei der T()tung mehrerer 

durch einen Scliuss eine Mehrzahl von Verbrechen statuieren, 
man dies auch thun müsse, wenn mit einem Griff mehrere 
Terschiedenen Personen gehörige Sachen entwendet wären. 
Darum lässt Krug die fltUe der Idealkonknrrens als bloss 
in der Idee gedachte Verbrechensmchrhoiten bestehon. Sie 
sind ihm ein Mittelding zwischen Verbrechensemiieit und 
-mehrheit.^) £in solches kann es aber nicht geben. Erst 
neuerdings ist der Versuch gemacht worden, die Verbrechens- 
mehrheit da beginnen zu lassen, wo die communis opinio von 
Kealkoukurrenz spricht. Hiller^j und von Liszt*) ziehen 
bei ungezwungenem Handlungsbegriff die vollen Konsequenzen 
aus dem Satze, dass einer Handlung nur ein Verbrechen 
entsprechen kUnne. Demnach nehmen sie entgegen der ge- 
meinen Meinung in Fällen wie bei Beleidigung mehrerer Per- 
sonen durch ein Wort. Tötung und Verwundung durch einen 
Sohuss, inzestuösem Ehebruch etc. nur ein Verbrechen an. 

Es fragt sich nun, ob auch bei dem Handlungsbegriff, 
wie wir ihn sowohl in der Theorie als im positiven Recht 
begi ündet landen, eine Verbrechensraehiiieit denkbar ist. 

Sehen wir auf die objektive Seite des Verbrechens, so 
ist die Frage auf Grund der Mheren Erörterung leicht ent- 
schieden. Denn bei einer Handlung ist immer nur eine 



*) Die Folg^enmc: verliert dadurch nicht ihre Richtif^keit, dass aller- 
dings ein Unterschied zwischen den Vermögensdelikten einerseits und den 
Verbrechen gegen Leib und Leben, Freiheit, Personenstand etc. anderer- 
seits besteht. Denn hier, aber nicht dort, kommen die Objekte des Vep- 
brcchrnp. da sie mit der Individualität des Trägers des Recbtsgutes ver- 
knüpft bleiben, in ihrer Einzelheit in Betracht. Aber wenn Schütze, 
ZeHioiir. 1 d ges. Strafrechtswissensch. Bd. III. S. 61, daraus eine Ver- 
sdiiedeiiheit in Besag auf die Einheit und Mehrheit der Verbrechen ab* 
leitet; Bo nntersch&tzt er völlig die Bedeutung der Hatfdlnngsetnheit^ 
wihrend er sie doch, einen Strafunterschied begründen l&sst. 
Aehnlich Fuchs, AnUage- und Antragsdelikte S. 8S. 

*) Hiller in den angefahrten Abhandlungen. 
T. Lis£t, Lehrbuch S, 288 £ 
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Kausalkette vorhanden. Ein jedes Verbrechen erfordert aber 

eine besondere und jedes setzt eine vollständige Handlung 
voraus. Begründete die Mehrheit der in einer Kausaikette 
liegenden verbrecherischen Erfolge eine Mehrheit von Ver- 
brechen , so würde zu keinem derselben eine vollständige 
Handlung gehören.^) Dieser Mangel lässt gerade so wenig 
eine Mehrheit von \'erl)rechen auiu iimen als die verschiedenen 
MUnduugen eines Flusses eine Mehrheit von Strömen. 

Aber auch von der subjektiven Seite des Verbrechens 
aus gelangen wir zu keinem anderen ¥h*gebnis. 

• Sofern der Vorsatz eine Kollektiv ciuiicit umfasst, ist die 
Verschuldung kaum eine grössere, als wenn er sich auf etwas 
Individuelles bezieht. Nehmen wir an, es könne eine Kollektiv- 
einheit beleidigt werden,^) und X habe durch ein Wort drei 
Personen als Angehörige einer Familie beleidigen wollen 
uüd beleitligt, so werden selbst die Anhänger der gemeinen 
Meinung zugeben, dass zwischen diesem Falle und der Be- 
leidigung dreier Personen durch drei Schmähungen ein fun- 
damentaler Unterschied besteht, und es werden nicht wenige 
sein, wolclie auch Verbrechens einheit annehmen. 

Kann hier als Augrilisobjekt wohl eine Kollektiveiuheit 
gedacht werden, so doch bei der Tötung nur eine irgendwie 
bestinmite Person. Nehmen wir nun an, X habe in der 
Absicht, eine Familie umzubringen, drei Personen zugleich 
getötet. Dann muss der Tötungsvorsatz aul jede einzelne 
Person bezogen werden, damit er wegen jedes Erfolgs ge- 
straft werde. Dennoch wird das Laienurteil die That nur 
für ein einziges Verbrechen halten. Eine Verbrechens- 
mehrheit liegt dem Volksrechtsbewusstsein völlig fern.^) 
Bei der IDrmordung Alexanders U. von Bussland und seiner 
Umgebung, im Falle Thomas war immer nur von einem 
Massenmorde, nie von eini»* Mehrzahl von Morden die Rede. 

1) S. HilLer, Ghffichtssaal Bd. 84 8. 205. 

S. V. Liszt, Lehrbach S. S49. 
^ Vergl. T. Schwarze, Gerichtssa«! Bd. 84 S.588, 600. 
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Auch das juristische Urteil der ^'■emeinen Meiniinfr dürfte der 
Annahme eines einzigen Verbrechens nicht abgeneigt sein, 
doch kommt dieselbe dabei in ein Dilemma, das sie gern 
derartige FftUe übergehen lässt. Umsomehr hebt sie die 
Verbrechensniehrlieit dann hervor, wenn der Thäter einen, 
auf Tütung bestimmter Personen gerichteten Vorsatz hatte. 
Man sagt, X, der sowohl den A als den B m ersdiiessen 
sich yoi^nommen and durch einen Schass beide nieder* 
gestreckt habe, müsse zwei Verbrechen begangen haben. 
Denn der Zufall, dass er schon mit dem ersten Öcliuss sein 
Vorhaben realisierte, seine Geschicklichkeit, die ihm das, was 
andere durch zwei Handlungen ausgeführt hätten, schon 
durch eine gelingen Hess, könne ihm kein Privilegium geben, 
durch das er sich, anstatt wegen zweier Verbrechen, nur 
wegen eines zu verantwurten brauche. Diese Argumentation 
hat auf den ersten Blick etwas Bestechendes. Sie ist aber 
irreführend. Der anscheinend geringfügige Unterschied, ob 
die T^tuniT des A und des B durch <mih' oder durch zwei 
Handlungen ausgeführt wui*de, macht gerade so viel aus, 
als die Realisierung eines oder mehrerer auf Verletzung 
der Rechtsordnung gerichteter Entschllisse. In dem ersten 
Falle entspricht die That einem Entschluss, während zwei 
Entschlüsse vorliegen würden, wenn zuerst der A und dann 
der B getötet wäre. Deutlicher wird dies, wenn X den A 
zu vergiften, den B zu erstechen beabsichtigte und in dem 
Augenblick, in dem er beide zusammenstehen sieht, sie 
uiederschiesst. Der frülu l e Plan ist liier aufgegeben. Die 
That entspringt einem neuen Entschlüsse. X hat nur eine 
Aujflehnung gegen die Rechtsordnung dokumentiert, während 
er sie zweünal hätte verletzen müssen, wenn er den ur- 
spründichen Plan ausgeführt haben würde. Ob dasselbe Re- 
sultat die Folge einer oder mehrerer Handlungen ist, be- 

*) Dies die Ansicht Bindings. Siehe Handbuch S. 596. wo sich 
Binding auf die ähnlichen Ausfüliruneren Bleidenbachs — Kommentar 
Bd. II. S. 560 — beruft, der aber nicht zu denselben Ergebnissen gelangt. 
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gründet hinsichtlicb der subjektiven Verschuldung einen durch- 
greifenden Unterschied. Anj^enommen, X und Z wollten je 
drei Personen nach einander töten. X ist kaltblütig genug 
gewesen, nach seinem ersten Morde zum zweiten zu schreiten, 
während Z, der zwei seiner Feinde auf euimal erschoss, bei 
dem Anblick der Leichen yon Reue ergriffen whrd und idch 
dem Gericht stellt. Oi)wolil in dcinselben Augenblick Z ebenso 
wie X zwei Personen um s Leben gebracht hat, ist die sub- 
jekÜYe Verschuldung des Z geringer als die des X. Denn 
bei diesem steht es fest, dass er vor weiterem Morden nicht 
zurücksclu'eckt. Z aber hätte aucli ab«:elassen, wcnu er 
nicht zwei, sondern nur eine Person getroüen hätte. Die Ver- 
schuldung des Z ist keine derartige, dass sie die An- 
nahme zweier Verbrechen rechtfertigt. Sie erhebt sich 
nur wenig Uber die Verschuldung dessen, der einen ver- 
brecherischen Erfolg" verursacht hat. 

Ist bei einem aul mehiere Erfolge gerichteten bestimmten 
Vorsatze die Annahme mehrerer Verbrechen nicht angängig, 
so noch weniger bei unbestimmtem Vorsatz, wenn überhaupt 
die Art des Vorsatzes von Einfluss sein könnte. Für die 
Annahme eines Verbrecliens ist es jsrleich^'ültig. ob mit be- 
stimmtem oder unbestimmtem Vorsatz gehandelt wurde. 
Ebensowenig kann die Bestinuntheit oder Unbestimmtheit 
desselben tiber Verbrechenseinheit und -mehrheit entscheiden. 
Ja, es kann aul die Schuldforni überhaupt nicht ankommen, 
so dass es ein Verbrechen bleibt, wenn in der durch die 
Thätigkeit angeregten Kausaikette mehrere Erfolge fahrlässig 
oder teils vorsätzlich, teils fahrlässig herbeigeführt sind.^) 

Die gemeine Meinung hat also auch nicht Recht, wenn 
wir bloss die subjektive Seite des Verbrechens in J^etracht 
ziehen. Hätte sie das, so ist nicht einzusehen, warum sie 
einen Strafunterschied gelten lässt, je nachdem dieselbe That 
durch eine oder mehrere Handlungen yollftthrt wurde, und 

0 Gleicher Ansidit z. B. Joka, Lbhxe vom iortgesetztea Ver> 
brechen 8. 71 f. 
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es bleibt unerklärlich, weshalb sie in dem ersteren Fall die- 
selbe Strafe yerhftngt wissen will wie bei einem Ver-> 
brechen.^) 

Unwillkürlich trägt si> dorn Umstände Rechnung, dass 
die Einheit auch nur eine Strafe erfordert. Aber sie kommt 
dahin auf dem Umwege der künstlich konstruierten Ab- 
Sorption der tibrigen Delikte, während sie das Nächstliegende 
übersieht, dass die Einheit der Strafe durch die Verbrechens- 
einlieit begründet ist. 

§ 2. 

Stellang des positlTen Reehts zur IdealkonlEiurreiu. 

Die einschlägigen Bestimmungen unseres Strafgesetz- 
buches lauten: 

§ 78: „Wenn eine und dieselbe Handlung mehrere 
Stralgesetze verletzt, so kommt nur dasjenige Gesetz, 
welehes die schwerste Strafe, und bei ungleichen Straf-' 
arten dasjiniitre Gesetz, welches die schwerste Strafart 
androht, zur Anwendung." 

§ 74 Abs. 1: „Gegen denjenigen, welcher durch 
mehrere selbständige Handlungen mehrere Verbrechen 
oder Vergehen, oder dasselbe Verbrechen oder Vergehen 
mehrmals be "fangen, und dadurch mehrere zeitige 
Freiheitsstrai'en verwirkt hat, ist auf eine Gesamtstrafe 
zu erkennen, welche in einer Erhöhung der verwirkten 
schwersten Strafe besteht** 

Die herrschende Ansicht will den § 73 auf die Tdeal- 
konkuiTenz als die Mehrheit von Verbrechen m einer Hand- 
lung beziehen. Dabei kann sie sich aber auf den Wortlaut 
des § 73 selbst nicht berufen. Denn während der § 74 von 
einer Verl»rechensmehrheit spricht, vermeidet § 73 gerade 

^) So Abegg, Lehtbttcli, 1836, S. 341 ff. Mittermaier m Feuer- 
bachs Lehrbuch, H. Aufl. S. 223. Bauer, Abhaadlnogen, Gottingen 1842, 
Bd. II. S. 41fil Berner, LeluribncL § 146. — Der einzige, der die sog. 
Idealkonkarrenz fOr etwas schwereres hfilt, ist Binding, Handbuch S. 576. 
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diese Aiisdracksweise. Er setzt nicht mehrere Verhrechen, 
sondern Verletzu n g mehrerer Strafgesetze voraus. Beides 

ist aber nicht identisch, da zu mehreren Verbrechen auch 
mehrere Handlungen gehören, während schon mit einer 
Handlung mehrere Gesetze verletzt werden können,^) 

Auch aus dj&r Geschichte des § 73 kann jene An- 
sicht ein Argument nicht entnehmen. Zwar hatte der 
erste Entwurf zum preussischen Strafgesetzbuch von 1827 
folgende Fassung: „Sind durch dieselbe Handlung zugleich 
mehrere Verbrechen verübt, so soll nur die Strafe des 
schwersten Verbrechens etc.'' Aber später änderte man, und 
schon die Entwtirfe von 1843'-) brachten folgenden Wortlaut: 
„Sind durch eine und dieselbe Handlung mehrere Strafgesetze 
übertreten, so hat der Richter auf die Strafe des schwersten 
Verbrechens zu erkennen. Noch ist der richtige Gedanke 
nicht klar hervorgetreten, indem einmal von der Ueber- 
tretung mehi'erer Gesetze, sodann von mehreren Vf^rbrechen 
die Rede ist. Seit dem Entwurf von 1850 fehlt jedoch jede 
Spur, die darauf schliessen Hesse, dass der Gesetzgeber eine 
Mehrheit von Verbrechen bei einer Handlung annähme. 
Um jeden Zweifel zu beseitigen, wurde die in das Gesetzbuch 
übergegangene ormulierung gewählt: „Wenn eine und die- 
selbe Handlung die Merkmale mehrerer Verbrechen oder 
Vergehen in sidi vereinigt, so kommt das Strafgesetz zur 
Anwendung, welches etc.** In Korrespondenz hiermit heisst 
es im § 56: ..Gegen denjeiiieen. welcher durch Ycrscliiedene 
selbständige Handlungen mehrere Verlirechen oder Vergehen 
begangen hat, ist , . ; zu erkennen^. Warum ist man von 
den früheren Entwürfen abgewichen? Warum hatte man beide 
Paragraphen nicht gleiclunässig formuliert? Geben auch 
darüber die Motive nicht ausdrücklich Auskunft, so geht die 

^) S. oben S. 36 ff. und vererl. v. Schwarze, Gerichtssaal Bd. 34 
S. 5ya. — A. M. Bindiu^s Hjmdljucli S. 572. 

^ Sowohl Kommissionsentwurf als Entwurf etc. nach den Beschlüssen 
des Staatsrats § 119. * 
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Anschauung des Gesetzgebers doch deutlicli peniig aus dem 
Gesetz selbst hervor. Danach kann eine Handhmg, von 
diesem oder jenem Erfolg aus betrachtet, wohl die MerknkaLe 
yerschiedener Verlnrechen enthalten, aber sidi nicht in mehrere 
Verbrechen auflösen lassen.^; 

Die Grundsätze des preussischen Gesetzbuches sind in 
das heutige deutsche übergegangen. An jenem änderte man 
nur insoweit, als man anstatt von der Vereinigung der 
Merkmale mehrerer Verbrechen von Verletzung mehrerer 
Strafgesetze sprach. Dies bedeutet eine redaktionelle, keine 
sachliche Abweichung, die sonst die Motive wohl betont haben 
würden. 

Auch der Beweis aus einem Vergleich mit anderen 
Gesetzgebungen kann der herrschenden Meinung nicht ge- 

hngen. Das deutsche und das preussische Gesetzbuch stehen 
mit ihrer Ansicht nicht allein da. 

Den Standpunkt des preussischen teilt das badische 
von 1845. Dieses dürfte sogar für jenes, sei es un- 
mittelbar, sei es durch Vermittelung des einüussreiclicn 
Entwurfs von 1836, bestimmend gewesen sein. Der § 182 
des badischen Gesetzes lautet: „Hat jemand durch eine 
und dieselbe Handlung mehrere Strafgesetze oder das- 
selbe Strafgesetz gegen verschiedene Personen übertreten, 
80 wird etc." Wie der Gesetzjreber dies hat verstanden 
wissen w^ollen, besagen die Materialien des Gesetzes. Die 
Motive^ äussern sich dahin: „Bei der sog. idealen Konkurrenz 
kann das Verbrechen nicht in verschiedene Uebertretungen 
von Strafgesetzen aufgelöst werden, weil der Thäter in 
Wahrheit nur ein Verbrechen verllben wollte, und daher 
der Umstand, dass die Handlung auf mehrere Strafgesetze 
bezogen werden kann, nur eme Erhöhung der Verschuldung 

') S. John, Lehre vom fortgesetzten Verbrechen S. 76: ^Man darf 
ia dem § 55 gar nicht eine Bestinmumg ttber den eoncursus delictonun» 
Bondem nur eme über den concursus legnm poenaliom erblicken. 
Motive der Begienmgskomnusgion zu § 161. 
Wftclieafeld» Verbrachenikoolranaiia. ö 
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bildet.'' Und in dem Kommissioasbericht der II. Kammer 
von 1842^) heisst es: ^Wenn das Becbt fordert, dass jede 
durch das Strafgesetz als Verbrechen bezeichnete Handlung 
bestraft werde, und dadurch die soeben entwickelte Behand- 
lung der realen Konkurrenz sich rechtfertigt, so fordert auch 
das Becht und die Logik, dass man verschiedene, wenn auch 
noch so mannigfaltige Wirkungen, welche durdi eine und 
dieselbe thätige WiUensftusserung eines Mensdien hervor- 
gebracht sind, niclit als ebensoviele Handlungen auffasse, 
sondern nur als eine einzige Handluug gelten lasse und eben 
deswegen, wenn der Wille und dessen verschiedenartige, 
al>er dennoch gleichzeitige Wirksamkeit gegen das Stra^setz 
verstösst, nicht von mehreren, sondern nur von einem 
Verbrechen spreche." An Deutlichkeit lässt diese Aus- 
legung nichts zu wünschen übrig. 

Das hessische Strafgesetzbuch fusst auf dem badischen 
Entwurf von 1836 und deshalb tritt uns bei ihm die gleiche 
Auffassung entgegen. Der Art. 113 lautet: „Sind durch eine 
und dieselbe Handlung mehiere Strafgesetze zugleich über- 
treten, so wird der Schuldige zu der Strafe verurteilt, die 
auf die schwerste Uebertretung gesetzt ist*' Hierzu bemerkt 
der berufenste Kommentator Breidenbach:^) „Allein auch 
in der Wissenschaft ist man jetzt einig darüber, dass ver- 
schiedene mannigfache Wirkungen, von welchen eine jede 
gegen ein Strafgesetz verstösst, wenn sie durch eine und 
dieselbe Th&tigkeit hervorgebracht sind, strafirechüich als 
nur eine Handlung, als nur ein Verbrechen anzusehen und 
zu ahnden sind . . . auch unser Artikel 113 spricht ihn 
(diesen Grundsatz) aus." 

Ein Beispiel aus der Zeit der cfpäteren Fartikulargesetz- 
gebung bietet das Strafgesetzbuch Lübecks. Bs bestimmt in 
§ 54: „Wenn eine und dieselbe Handlung die Merkmale 

1) EoDuiiiBaiinisberidLt der II. EamnMr 1840, aagef. bei Thilo, 
StnIjgeBetebadi für das GiDSBhenogtnm Baden. Karlsruhe 1845. 8. 87. 
*) Breidenbach a. a. 0. Bd. IL S. 561. 
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mehrerer Verbrechea iii sich vereinigt, ßo kommt etc.** 
und § 55: „Gegen denjenigen, weldier durdi yerschiedene 
selbständige Handinngen mehrere Verbrechen begangen hat, 
ist etc.'' Wie in dem preussischen Gesetasbuch zwingt diese 

Gegenüberstellung zu dem Sclüuss, dass in dem ersteren 
Falle eine Mehrheit von Verbrechen nicht angenommen wird» 
Was das Verhältnis unseres heutigen Strafgesetzbuches 
zu den ausserdeutschen anlangt, so sind es gerade die vor- 
züglicheren neueren Arbeiten, welche bei Handlungseinheit 
Verbrechensmehrheit iiu^schliessen. Dies gilt zunächst von 
den österreichischen Entwürfen. Der dem grundlegenden 
Glaserschen Entwurf von 1874 vorangehende von 1867 
schreibt, nachdem er die Regel Über das Zusammentreffen 
mehrerer strafbaren liaudiungen gegeben hat, unter der 
Marginale „Scheinkonkurrenz'' vor: „Wenn hierftach in einer 
That, obgleich auf dieselbe die Begriffsbestimmungen ver- 
schiedener Gesetzesttberfaretungen anwendbar erscheinen, nicht 
ein Zusammentreffen mehrerer, sondern nur einer einzigen 
Handlung zu erkennen ist, so hat etc."^) Bei Vorliegen 
einer Handlung ist also an ein Zusammentreffen mehrerer 
Verbrechen gar nicht gedacht. Der Entwurf von 1874 
hat den von der gemeinen Meinung so sehr gemissbilligten 
§ 73 des deutschen Strafgesetzbuchs als mustergiltig befunden 
und bestimmt daher § 75: „Wenn durch eine und dieselbe 
Handlung verschiedene Bestimmungen des Strafgesetzes ver- 
letzt sind, so kommt nur diejenige Bestimmung, welche .... 
in Anwendung.'^ In Bezug auf die Realkonkurrenz heisst es 
dagegen § 76: „Hat Jemand durch mehrere selbständige 
Handlungen mehrere Verbrechen oder Vergehen begangen 
etc.^ Soviel auch der Entwurf von 1874 umgestaltet wurde, 
an dem Grundgedanken desselben hat man seither nicht 
geändert. Die Entwürfe von 1877, 1881 und 1889 enthalten 
sogar dieselben Worte, Nur der Entwurf von 1891 weicht 



1) Entwurf eines Stfafgesetelmehs etc. Wien 1867. § 90. 
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insofern ab, als er eine besondere Bestimmung bei Vor- 
handensein voa nur einer Handlung nicht für nötig erachtet 
Deshalb sagen nach den Ansführangen Ober den Begriff der 
Handlung die Bemerkungen :i) „Bildet nun in diesem Sinne 
eine und dieselbe Handlung das alleinige Substrat der Be- 
strafung, so ist es einleiichujiid. dass auch nur ein Straf- 
gesetz darauf Anwendung finden kann. Denn es wäre un- 
natürlich, hier eine KumoUerong eintreten zu lassen und 
alle Bestimmungen der Strafgesetze, welche verletzt er- 
scheinen, vereint auf »Un Tliäter anzuwenden". Eine Ver- 
brechenämehrheit bei Handiungseinheit ist damit weit zurück- 
gewiraen. 

Derselbe (redanke ist in anderen, dem deutschen Recht 
verwandten Kodifikationen zum Ausdruck gekommen, so 

naraentlich in dem Strafgesetzbuch \on Bern') (1866), Basel ^) 
(lb72j, Freiburg*) (1873), Solothurn^j (1885), sowie in dem 



^) Bemerkungen zu den Abänderungen der Regierungsvorlage an 
den Anträgen des Ausschusses des Abgeordnetenhauses (1889) zu §§ 76, 77. 

Bern. § 58: ..Wer durch die nämliche Handlung mehrere Straf- 
gesetze übertreten iiat. wird etc."* ~ § 59: .,Wenn melii'ere noch nicht 
beurteilte strafbare Handlungen des nämlichen Thäters gleichzeitig zur 
Aburteilung kommen, so soll . . . etc.** 

^ Basel. § 4i: „Wenn eine Handlung die Merkmale mehrerer 
Verbrechen in sich vereinigt, so kommt . . . etc." — § 45: „Wenn je- 
mand mehrere Verbrechen begangen hat, so ist auf eine Gesamtstrafe zu 
erkennen . . . etc."* 

Freiburg. § 69; ,,Celui qui, par un seul et mömo acte, enfreint 
plus d une loi penale, n'est possible. que de In peine conti'e linfraction 
la plus irrave.'* — § 70: „Lorsque plusieurs crimes commis par le möme 
indiTidu sont sommis au m3me jugement, k peine du plus grare est seule 
appliqu^e." 

Solothum. § 54: ..Hat jemand in ein und derselben Handlung 
mehrere strafgesetzliche Bestimmungen verletzt, so konmit . . . etc." — 
Abs. 2: nQegen denjenigen, welcher durch mehrere selbständige Hand- 
liingen mehrere Verbrechen oder Vergehen, oder dasselbe Verbrechen 
oder Vergehen mehrmals bep^rtn^rrMi hat und dadurch mehrere zeitige 
Freiheitsstrafen Terwirkt, darf der Richter . . . etc.** 
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Neuenburger Entwurf von 1889, dem niederländischen 2) 
(1881) und dem ungarischen^) Strafgesetzbuch (1878). Auch 
andere Rechte haben ihn aufgenommen: so z. B. das Straf-* 
gesetzbttch yon Kew-York^) (1881) und das italienische Ton 
1889.^) Ans den Erläuterungen zn dem russischen Entwurf 
von 1882 6) ersieht man, dass dieser, dem bisherigen russi- 
schen Rechte folgend, die sog. Idealkonkurrenz als einheit- 
liches Verbrechen behandelt wissen will. Der Entwurf be- 



') Neuenbürg. Entwurf 1888 art 89: „Lorsqiie par un seul et 
mdme aete, tm mdividu tombe sous le oonp de plnaenrs dispositions de 
la loi p4nale, le juge Ini appliquera . . . etc.** — Art. 90: »Lorsqn'tm 
individu est pooraiuTi simnltan^ent ponr plitsienrs infraetions diatinetes, 
il Bera puni . . . etc.** 

Wetboek, van, Sfrafiredit Benntet AuBg. van Emden. S. Graven<* 
hage 1887. Art. 55 Abs. 1: „Valt een feit in meer dan ida» strafbepaling, 
danwordt sleebts Mne dier bepaüngen toegepast, bij verschil die waarb\j 
de zwaarste hoofdstraf is gesteld.*^ — Art. 56 Abs. 1: „Staaa meeidere 
feiten, o&choon eile op zieh zelf misdiiif of overtreding opleverende, in 
zoodanig verband dat z^ moeten worden beschoawd als Mne voortgezette 
bandeling, dan wordt slechts ^^ne strafbepaling toegepast, by Yerscbü die 
waarbij de zwaarste hoofdstraf is gesteld.'* 

^) l)a.s im^^urischo Strafirfsetzbiich. Ausg. Budapest 1878. § 95: 
„Wenn eine HaudhiniZ mehrere Bestimmungen des Strafgesotzes verletzt, 
so ist . . . etc." — § 96: „Wenn eine Person mehrere straf bare Hand- 
lungen oder dieselbe strafbare Handlung mehrmals begangen hat, so 
ist . . . etc." 

*) The penal code of the State of New-Yurk (in force december 1, 
1882) § 677: „An act of commission wh'uh is niade criiiiinal aud pu- 
nisbable in diflferent ways, by different provisioiis of law, niaj be punished 
under any one of tliose provisions, but not under more than one; and a 
ronviction or acquittal uuder oue bars a prosecution for the same act or 
Omission under any other provision." 

*) Während es in Art. 67 ff. heisst: „AI colpevole di piü dilitti . . . 
ei applica la pene . . sagt Art. 78: mCoIiu che con an medesimo fatto 
vioIa diverse disposizioni di legge, h ponito secondo la disposizlone 
atabilisce la pena piü grave." 

") Strafgesetzbuch für Russland. Allgemeiner Teil. Erläuterungen 
zum Entwurf der Hedaktionskosunission. Uebersetzt von Qretener. Peters- 
bnrg 1882. S. 220. 
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gnügt sich darum mit Regeln über das Zusammentreffen 
mehrerer Handlungen. Wenn nun so viele Gesetze die Ver- 
brechensmehrheit bei Handiungseinheit leugnen, so wird da- 
durch nicht nur eine Hauptstütze der gemeinen Meinung 
entzogen, sondern auch ihre Haltbarkeit im höchsten Maasse 
erschüttert. 

Eine verbreitete Meinung, die zugibt, dass die Ver- 
brechensmehrheit eine Handlungsmebrheit voraussetase, glaubt 
dennoch den § 73 St.6.B. für die Idealkonkurrenz in An* 

Spruch nehmen zu können. Begiünden konnte sie dies nur, 
wenn sie nachwiese, dass § 73 von mehieren Handiimgea 
spräche. Nun heisst es aber in § 73 nicht, „wenn mehrere", 
sondern „wenn eine und dieselbe Handlung" etc. Es 
-bleibt dieser Ansicht daher nichts anderes übrig, als m be- 
haupten, dass § 73 trotz dieses Wortlautes eine Mehrheit 
von Handlungen im Auge habe. In der That will dies 
JBinding aus einem Vergleich mit § 74 beweisen.^) Weil 
beide in einem scharfen Gegensatz zu einander ständen, und 
§ 7tt eine IVlehrheit selbständiger Handlungen fordere, 
müsse § 73 sich auf eine Mehrheit nicht selbständiger Hand- 
lungen beziehen. Dagegen lassen sich aber die schwer- 
wiegendsten Bedenken geltend machen. Zunächst ist keia 
Grund vorhanden, weshalb mit dem Ausdruck „selbst- 
i^tündige Handlungen" gerade ein Gegensatz zu § 73 gemeint 
sein müsse. Angenommen, dies träfe zu, dann folgt daraus 
doch nur, dass § 73 alle Formen der Handlung umiasst^ 
soweit sie nicht unter den Begriff der „selbständigen Hand- 
lungen" fallen. Mithin mtisste dahin auch die einzelne 
Handlung gehören, keinesfalls bloss die Handluncrsmehrheit. 
Dass aber § 73 nur von letzterer handle, glaubt Binding^ 
aus der Ueberschrift des Abschnitts schliessen ssu können. 
Diese lautet: „Zusammentreffen mehrerer strafbarer Hand- 
lungen Er meint: da hier von einer Handlungsmehrheit 
die Rede sei, so müsse der dai unter fallende § 73, wenn es 
^) S. Binding, Handbuch S. 572 ff. 
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auch dem Wortlaut nach nicht so scheme, doch einö Kegel 

tlber die Handhingsraelirheit geben. An sich ist es nun 
schon bedenklich, um di'v Ueberschrüt willen einen an sich 
klaren AuBspnich des Gesetzes anders zu deuten. Bei einem 
Widerstreit zwischen Ueherschrift und. Gesetz verdient erstere 
nicht den Vorzug. Denn sie ist nur der äussere Rahmen 
für die Gesetze, welche allein den Richter binden. Und 
gerade diese Ucberschiift lässt sich zu einer Argumentatioa 
nicht verwerten. Denn sie blieb dieselbe vom ersten Ent- 
wurf des preussischen Strafgesetzbuchs an, nur dass ein 
weiterer Ausdruck „strafbare Handluii'^ statt des engeren 
j, Verbrechen" gesetzt wnirde, w eil die allgemeinen Vorschriften 
auch auf die Uebertretungen ausgedehnt werden sollten, 
Sachlich ist aber die Ueherschrift dieselbe gehlieben. Nun 
hatte man in den ersten Entwttrfen die Möglichkeit, mehrere 
Verbrechen durch eine Ha,ndlung zu begehen, bejaht. Auf 
die ersten Entwürfe passte also die Uebersclmft vollkommen. 
Hat man aber später den Text geändert und die Ueher- 
schrift belassen, so kann man diese nicht zu der Inter- 
pretation des Textes verwerten. Sollte aber wirklich die 
alte Ueherschrift absichtlich beibehalten sein, so ist damit 
noch nicht gesagt, dass die einzelnen, in dem Abschnitt zur 
Darstellung gelangten Begriffe sich unter die der Ueherschrift 
unbedingt subsumieren mfissten. Wie wenig das der Faü 
ist, erlitlil gerade aus der Uebersckrift des preussischen 
Gesetzbuchs: „Zusammentreffen meluerer Verbrechen". Ob- 
wohl damit nur die schwersten Strafthaten gemeint sind, 
so finden wur in den einzelnen Paragraphen auch Über die 
mittleren, die Vergehen, Bestunmungen. Sollte deshalb deren 
Bedeutung lünweg interpretiert werden? Wie oft bezieht sich 
die Ueherschrift nm* auf den Hauptinhalt des folgenden Textesl 
Hinsichtlich der Einleitung lässt man es genügen, dass sie mit 
dem Thema im Zusammenhang steht, ohne dass sie sich 
unter die Ueberschriften gerade zu subsumieren braucht. 
Unser § 73 stellt nun eine solche Einleitung dar. In ihni 
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wird das Gebiet he^enzt, von dem nach der Ueberschrift 
gehandelt werden soll. Es geht damit ähnlich wie mit den 
Abhandlungen der Vertreter der gem. Meinung über die 
Verbrechenskonkurrenz« 8ie beginnen mit Ausführungen über 
die Gesetzeskonkurrenz. Niemand wird daraus einen Schluss 
auf die Annahme von Verbrechensmehrheit bei Gesetzes- 
konkurrenz machen. Ebensowenig ist ein solcher Sclüuss 
in Bezug auf den § 73 StCr.B. gestattet* 

Lässt sich nichts aus der Ueberschrift folgern, so auch 
nidits aus dem Gegensatze des § 73 zu dem § 74. Denn 
nicht nur das Negative trifft zu, dass der Ausch uck selbst- 
ständige Handlung" in § 74 seine Spitze nicht gegen 
§ 78 richtet, sondern das Positive steht fest, dass damit an' 
einen Gegensatz zu der Verbrechenseinheit bei Handlungs* 
mehrheit gedacht ist. Nur bei dieser Annahme erklärt sich der 
Zusatz „selbständige Handlungen". Denn suusi iuüssten alle 
Handlungsmehl hei ten nach § 74 beurteilt werden, und doch 
lässt nicht jede Handlung eine selbständige Beurteilung zu. 
In dem fortgesetzten Verbrechen werden wir Handlungen 
kennen lernen, welche so wenig Selbständigkeit besitzen, 
dass sie zusammen in einem Erfolge aufgehen.' 

Fehlt es an jeglichem Grunde, aus dem § 73 eine 
Handlungsmehrheit herauszuinterpreüeren, so wird wohl die 
einfachste und natürlichste Auslegung die richtige sein, dass 
§ 73 nichts anderes gemeint habe, als die Handlung unter 
besonderer Betonung der Einheit. Damit fällt die Ansicht, 
dass der § 73 von der Idealkonkurrenz handle. Die einzige 
Möglichkeit, diese für das positive Becht zu retten, wäre 
nur noch, sie unter den § 74 zu bringen. Auch dieser Ver- 
such ist gemacht worden. Obwohl der § 74 von einer 
Handlungsmehrheit spricht, will v. Buri^) darunter auch die 
Handlungseinheit verstanden wissen, indem er behauptet^ 
die Handlung in §§ 73 und 74 sei gleichbedeutend mit Kau- 
salität. Er miiimt mehrere Kausalitäten erstens in den Fällen 
T. Bari a. a. 0. S. 112. 
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an, in denen wir mehrere Handlungen scheu, zweitens bei 
einer Handlung, falls sie mebrere^Erl'olge in sich schliesst. 
Durch die Nichtberücksichtigung des rechtiicheu Bestand- 
teiles des Erfolges kommt er zu einer unzutreffenden Auf- 
fassung von der Einheit und Mehrheit der Erfolge. In dem 
inzestuösen Ehebruch sieht er einen Erfolg, eine Kausalität 
und will ihn darum nach § 73 abgeurteilt wissen, während 
er bei der Tötung Mehrerer durch einen Schuss, Beleidigung 
Mehrerer durch ein Wort eine Handlung mit mehreren Er- 
folgen, also mit mehreren Kausalitäten annimmt und darum 
den § 74 lür anwendbar hält. Für eine verschiedene Be- 
handlung des inzestuösen Ehebruchs und der letzterwähnten 
Beispiele ist kein Anlass.^) Denn in beiden Fällen sind 
mehrere Erfolge verursacht Wenn die Zahl der Erfolge 
für die Zahl der Kausalitäten bestimmend wäre, müsste also 
der inzestuöse Ehebruch auch nach § 74 zu beuitcüen sein. 
Die Prämisse trifft aber nicht zu, da nach dem oben An- 
geführten eine Handlung auch nur eine Kausalität enthält. 

Den Beweis, dass nicht alle Handlungseinheiten der 
Beurteilung des § 73 unterhegen, sucht v. Buri aus dem 
Zusätze „eine und dieselbe" zu dem Worte „Handlung" in 
§ 73 zu erbringen. Er glaubt daraus schliessen zu können, 
dass es eine Handlung gebe, welche nicht eine und dieselbe 
sei. Diese stelle sich zwar äusserlieh als eine Handlung 
dar, sei aber in Wahiheit ein Komplex mehrerer Hand- 
lungen^) in dem Sinne von Kausalitäten. Bei dieser Argu- 
mentation operiert er mit zwei yerschiedenen Begriffen der 
Handlung. Er setzt die Handlung einmal dem menschlichen 
Verhalten, sodann der Kausalität gleich. Bleibt man bei 
der Handlung in der ersteren Bedeutung, so ist die Be- 
hauptung, dass eine Handlung auch noch etwas anderes als 

») S. Hiller, Gerichtssaal Bd- 32 S. 202. 

^ Als solche wird sie auch von Kärcber, Gerichtssaal Bd. 35 
S. 505, angesehen, der „Handlangen*' kennt, die zu „der einen und der- 
selben*' gehören. 
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eine Handlungseinheit sei, ein Unding. Nimmt man von 
Tonüiereiii die Handlung in der Bedeutung von Kausalität^ 
so verfährt man willkürlich und legt in das Gesetz etwas 
hinein, an was der (jesctzgcber nicht im entferntesten ge- 
dacht hat. Zudem würde ihn ein schwerer Vorwurf treffen, 
das Wort Handlung, dem er sonst eine andere Bedeutung 
gibt, in den §§ 73 und 74 gebraucht zu haben. Es wäre 
T^nig unerfindlich, weshalb er nicht geradezu das Synonymum 
Kausalität gewählt habe. 

Somit ist es auch v. Buri nicht gelungen, die Ideal- 
konkurrenz im positiven Recht nachzuweisen. Hat aber 
weder der § 73 noch § 74 auf diese Bezug, dann hat unser 
Kecht sie überhaupt nicht anerkannt. 



Kapitel IIL 

Die Bestrafung der echten Gesetzeskonkurrenz 

nach positiYem Becht 

Handelt der § 73 entgegen der herrschenden Ansicht 
nicht von der Ideal konkurrenz, kann er eine Regel nur 
fUr die Fälle enthalten, in denen mehrere Gesetze in 
ihrer Anwendung auf eine Handlung konkurrieren. Gewiss 
hat Bin diu g^) damit Recht, dass eine Vorschrift üher die 
Gesetzeskonkurrenz, so wie nie die gemeine Meinung auilasst, 
weder n(}tig noch überhaupt korrekt sei. Sie ist nicht nötig; 
denn schon durch die richtige Interpretation der in Frage 
stehenden Gesetze selbst folgt, dass niu* ein Gesetz anwend- 
bar ist. Sie ist nicht korrekt: denn es lässt sich kein ein- 
heitliches Prinzip für diese Fälle aufstellen, die bald nach 
dem schwereren, bald nach dem leichteren Gesetz zu be- 
urteilen sind. Anders bei der Gesetseskonkurrenz in der von 
uns dargelegten Bedeutung. Denn ergibt nicht schon die 

>) Binding, Handbach S. 572 N. 12. 
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Anslegang der Gesetze, dass eins die übrigen ausschUesst, 

so haben alle an sich gleichen Aiis|)nich aut Auwendun^. 
Dennoch kann wegen der Verbrechenseinheit nur eine Strafe 
verhängt werden* Zur Beseitigung dieser Kollision bedarf es 
allerdings einer Norm und diese hat § 73 StG.B. geben 
wollen. Der § 73 setzt zweierlei voraus: 

1. eine Handlungseinheit. Wir haben darnrethan, dass 
für die negative wie fUr die positive, für die versuchte 
wie für die vollendete Handlung die gleidien Grund- 
sätze gelten, und dass auch Cnterlassung und Ver- 
such unter den Bocriff der Handlung lallen. Eine von 
diesen Arten für den § 73 auszuschlies^pn . Wr^gt kein 
Grund vor. Es ist mitbin unter der Handlung im 
§ 73 die Handlung im weiteren Sinn zu verstehen. 

2. Verletzung: mehrerer Strafgesetze. Damit ist die kon- 
kiete Verletzung gemeint, also eine Mehrheit von Er- 
folgen. Solche allein genügt aber nicht. £s müssen 
mehrere d. h. verschiedene Strafgesetze verletzt sein. 
Somit bezieht sich der § 73 nicht auf die mehrfache 
Verletzung eines Strafgesetzes, wie z. B. Tötung mehre- 
rer Personen durch einen Schuss, Beschädigung mehre- 
rer Sachen durch einen Wurf.^) Solche Fälle sind mit 
Recht unberücksichtigt gelassen. Denn einmal ist es 
Mar, dass bei ihnen wegen der Einheit des Verbrechens 
nur eine Strafe zu verhängen ist. Sodann können, da 
nur ein Gesetz verletzt ist, Zweifel über das anzu- 
wendende nicht auftauchen. 



*) Ans gleichem Gründe trlaubcu diese Fälle ilberi,';mijeii z. B. von 
Liszt, Lehrbuch S. t240f.. Ilülschner, Das gemeine deutsche Strafrecht 
Bd. 1. S. 682. V. Schwarze, Gerichtssaal Bd. 3i S. 586; wegen Auüalime 
einer Realkoakurrenz v. Bnri a. a. 0. S. 3, 51 f.. K Srcher, Gerichtssaal 
Bd. 35 vS. 498. Analoge Anwendung des § 73 auf die sog. gleichartige 
Idealkoukurrenz haiton z. B. für zulassig; Bin ding, Handbuch S. 578, 
Merkel in v. HoltzenUorffs Handbuch Bd. II. S. 580 t S. dagegen 
V- Schwarze tu a. 0. 
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Der § 73 versucht die Beseitigung der Kollision kon- 

kLirriercnder Gesetze, indem er die Anwendung des 
schwersten vorschreibt. Seine einfache Regel bereitet aber 
manche Schmerigkeiten, insofern es im einzelnen zweifelhalt 
sein kann, welches das schwerste von mehreren Gesetzen 
ist. (Jnbestritten ist nur das, dass die Strafdrohung in 
thesi entscheidet und z^ar die Normalstrafdrohung d. i. die- 
jenige für die That des ei^^achsenen Thäters, so dass für 
die des jugendlichen Verbrechers* es keiner Umrechnung be- 
darf. Dagegen ist solche bei Versuch \md Theilnahme er- 
forderlich, weil beide besondere Erscheinungsformen des Ver- 
brechens sind. Demnach konkurriert, wenn X durch einen 
SchusB den A zu ermorden beabsichtigt und den B schwer 
yerwundet, mit dem § 22^ nicht § 211, sondern die Ver- 
bindung von § 211 und § 43 St. G.B. Die Handlung ist also 
niclit nach dem Gesetz über versuchten Mord, sondern nach 
dem schwereren des § 22i zu beurteilen. 

Die Strafdrohung, weiche für das Delikt ohne Rücksicht 
^uf strafschärfende oder strafmildernde Umstände festgesetzt 
ist, entscheidet. Die sog. mildernden Umstände können nicht 
in Anschlag gebracht werden, da man bei der Auswahl des 
Strafgesetzes nicht erst auf die thatsächliche Würdigung der 
Handlung eingehen kann. 

Die konkurrierenden Gesetze enthalten entweder gleiche 
oder verschiedene Strafarten. Im letzteren Fall wird die 
Schwere des Stralgesetzes nach der vStelle bemessen, welche 
die Strafart in der StrafenkJimax einnimmt. Die Strafen 
stufen sich in folgender Weise ab: Todes-, Freiheits-, Ver- 
mögensstrafen, und innerhalb der Freiheitsstrafen: Zucht- 
haus, Geläiigüis. Festungshaft, Haft. Zieht man Lhnaus die 
Konsequenz, so ist jede Gefängnisstrafe schwerer als Festungs- 
haft, mithin würde ein Gesetz, das eine kurze Gefängnis- 
strafe androht, sdiwerer sein, als das, welches eine Festungs- 
haftstrafe Yon längerer Dauer verhängt wissen will.^) 

^) Yergl. V. Liszt, Lehrbucli S. 243 und die Zitate daselbst. . 
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Ob bd ungleichen Strafarten die Schwere des Gesetzes 
nach dem Ifinimain oder dem Maximum des Strafrahmens 
za bestimmen sei, lässt sich aus dem Wortlaut des § 73 

selbst nicht entscheiden. Das eine wie das audcro führt zu 
ünzuträglichkeiten. Keineswegs aber kann man Reiffel^) 
zustimmen, der meint, das MinimiiTn müsse deshalb ent- 
sdieiden, weil der Verbrecher doch wenigstens das höchste 
Strafminimum der vorletzten Gesetze verwirkt habe. Sobald 
melirere Gesetze übertreten sind, wird die Strafe meist nicht 
nahe an dem Minimum liegen. Der Richter wird vielmehr 
einen höheren Strafsatz herausgreifen müssen. Sollte aber 
die Minimalgrenze den Ausschlag geben, so würde es ihm 
in vielen Fällen benommen sein, das höchste Strafmass der 
Terletzten Gesetze oder eine Strafe in der Nähe desselben 
auszusprechen. 

Bm schwerste Gesetz soll nach § 73 St G.B. allein zur 
Anwendung kommen. Aber doch darf es nicht unberück- 
sichtigt bleiben, dass eine Mehrheit von Strafgesetzen ver- 
letzt ist. Auf jede einzelne Verletzung, auf jeden einzelnen 
Srfolg kommt es an. Bei jedem müssen Schuld und Straf- 
barkeit geprüft werden. Ein Erfolg, bei dem das eine 
oder das andere wegfällt, z. B. durch Verjährimg, Nicht- 
steilung des Antrags etc., ist aus der Beuiteüung der That 
auszuscheiden.^) Die Erfolge aber, welche nach dieser Aus- 
scheidung Übrig bleiben, künnen, wenn sie nicht die An- 
wendung des Gesetzes begründen, doch immerhin als straf- 
erhöhende Umstände in Betracht kommen. Freilich ist der 
Ausdruck „Straf erhöhungsumst and'' ungenau. Denn es wird 
nicht die Strafe zunächst für den einen und dann für den 
anderen Erfolg bemessen. Es ist nur eine einheitliche 

1) R«lffel, Gerichtssaal Bd. 89 S. 504 ff. 

^ Es tritt also keine gleichzeitige YeijSlmmg m Bezug auf aUe 
EMblge em. Denn es darf der Verbrecher der kOrzeren Veijfihnmg hin- 
Btchflioh eines geringeren Erfolgs nicht deshalb verlustig gehen, weQ er ihn 
nicht durch eine selhst&ndige Handlung herbeigeführt hat. 
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Strafe fOr die Handlung mit allen ihren Erfolgen, allen ihren 
GeseteesTerletzungen verwirkt. Darum braucht auch die 

Strafe nicht das Minimum des anzuwendenden Gesetzes zu 
übersteigend) Hiergegen kann man nicht einwenden, 
das9 die geringste Strafe ohnedies verwirkt sein würde, wenn . 
nur jenes Gesetz yeiletzt wäre. Ein soldier Beweisgrund 
Hesse sich hören, wenn eine Handlungsmehrheit vorläge. 
Aber bei einer Handlung können die "weiteren Erfolge so 
wenig in die Wagscbaie fallen, dass das Kesultat für die 
liächst höhere Strafgrdsse nicht ausreicht. Die Gesamtheit 
der Verletzungen kann bei weitem weniger strafwürdig 
erscheinen, als sie es ohne die Handlungseinheit sein 
würde. 

Aus der Einheit der That folgt aruch, dass die mildem* 
den Umstände nur in Bezug auf die gesamte That mit 
allen ihren Erfolgen zugebilligt w^den können.^ 

Weil die erkannte Strafe eine solche ist für die 
ganze Handlung mit allen ihren Wirkungen, kann es sich 
fragen, ob nicht auch aus den mitverletzten Gesetzen eine 
Mitverurteilung zu erfolgen hat. Die Ansichten hierüber 
sind geteüt. Teüs nimmt man an, dass eine Schuldig- 
erkiäning aus den nicht zur Anwendung kommenden Ge- 
setzen auch nicht stattfinden dü^'e. Teils hält man es tür 
notwendig, auch wegen dieser zu verurteilen. Zwischen beiden 
hat sich eine JiGttelmeinung gebildet, welche glaubt, es müsse 
aus dem Urteil hervorgehen, dass mehrere Gesetze verletzt 
seien, ohne dass es aber nötig erscheine, demgemäss die Ver- 
urteilung auszusprechen. — Die zuerst angeführte Meinung^ 
argumentiert aus der Fassung des § 73 St. G.B. Wenn es 

1) Merkel in t. Holteendorib Handlnich Bd. TV. S. 229; Haber- 
maas, Die ideale Konkurrenz S. 28; Geyer, Grundriss Bd. I. S. 188. 

•-0 Reichsger. 30. März 1886 E. Bd. 14 S. 8. 

^ S. daä bei Reif fei a. a. 0. Ö. 525 angefüliite Erkenntnis des 
bad. O.H.G. 
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nun da auch heisst, dass nnr das schwerste Gesetz anzu- 
wenden sei, so lässt sich daraus weder pro noch contra etwas 
folgern. Die übrigen Eechtsverletzungen zu ignorieren, 
geht aber nicht aa, Es macht immerhin einen Unterschied, 
ob das schwerste Gesetz allein übertreten ist, oder neben 
ihm noch andere verletzt sind. Das Urteil muss sich auf 
die gesamte That beziehen und darum sämtliche relevante 
Punkte umfassen. Die angeführte Mittehneinung^) behandelt 
die übrigen Rechtsyerletssimgen als obligatorische Straf- 
erhähungsgründe. Das sind sie nicht. Es ist rollkommen 
logisch, erforderlichenfalls auch auf das Minimum des an- 
zuwendenden Gesetzes zu erkennen. 

Gegen die beiden Meinungen ist die^ zu verteidigen, 
wonach die Verurteilung auf Grund sämtlicher verletzter 
Gesetze erfolgen und in der Urteilsformel Ausdruck finden 
muss. Denn würde z. B. wegen eines Steinwurfes, der den 
A verwundet und die Sache des B zertrümmert hat, das 
Urteil nur nach § 230 gefällt, so würde bloss über ein 
Stück der Handlung erkannt sein. So wenig aber ein Teü 
mit dem Ganzen identisch ist, so wenig ist es gleichgültig, 
ob die Verurteilung ledigüch aus § 230 oder auch aus § 303 
erfolgt. Sonst würde die Höhe der Strafe unverständlich 
bleiben, wenn die durch dieselbe Handlung bewirkte ^eite 
Verletzung Anlass gibt, eine höhere Strafe zu verhängen. 

Entspricht diese der Gesamtheit der Verletzungen, so ist 
sie doch keine Gesamtstrafe. Unsere Ansicht von der Notwen- 
digkeit der Verurteilung aus allen verletzten Gesetzen, macht 
der gemeinen Meinung keine Eonzession. Diese Frage und 
die nach der Mehrheit der Verbrechen hängen nicht zu- 
sammen. Daher stimmen einerseits Anhänger der gemeinen 

') i^cichsger. 17. Mai 1881 E. ßd. 4 S. 119; 17. Januar 1883 R. 
Bd. 5 S. 40; Reiffei a. a. 0. S. 521. 

3) Ikiehsger. 2. Okt. 1883 B. Bd. 30 S. 293. Das Beichsgericht 
schwankt alsol 



üigiiiz 



80 



Meinung tmBerer Ansicht bei, während ihr andrerseits Ter* 

treter der anderen ]\Ieiimng nicht beipflichten, 

Dass die Strafe wegen einer Handlung mit mehreren Er- 
folgen ergeht, mngs nicht nur aus den Urteilsgründen erhellen, 
sondern geradezu in der Urteilsfonnel hervortreten. Nun 
würde ein Erkenntnis, das z. B. dahin lautete, dass X wegen 
einer nnter die §§ 230 und 303 zu subsumierenden Handlung 
nach § 230 mit der und der Strafe zu belegen sei, im 
Ausdrucke zu steif sein. £s ist daher gar nichts dagegen 
einzuwenden, wenn es in der Urteilsfonnel heisst: dass X 
zu verurteilen sei wegen fahrlässiger Tötung und Sach- 
beschädigung in einer Handlung nach §230 St. G.B. zu 
einer Strafe von so und so Tiel. Nur muss man sich dabei 
vergegenwärtigen, dass dann unter TOtung und SadLbesehä- 
digung nicht die strafbare Handlung, sondern der Erfolg, 
die verursachte Tötung, die herbeigeführte Sachbeschädigung, 
verstanden wii-d. 

Welche Konsequenzen es hat, wenn die Strafe wegen 
Uebertretung sämtlicher verletzter Gesetze erkannt wird, 
liegt auf der Hand. Namentlich ist dies von Bedeutung 
für den Rticklaii.^') Derjenige, welcher wegen Betrugs aus 
§263 St. G.B. und UrkundenßUschung aus § 267 St. G.B. in 
einer Handlung nach § 267 verurteilt wird, hat, wenn er 
später einen einfachen Betrug begeht, nunmehr die Strafe 
wegen Betrugs im Rückfalle zu erleiden. Dagegen macht 
Hal)ermaas'*) geltend, dass die Kückfallsstrafe nicht durch 
die frühere Verurteilung, sondern durch die frühere Be- 
strafung bedingt sei, kOnne also hier nicht eintreten. Doch 
ergeht die gemäss § 73 St G.B. verhängte Strafe nicht nur 

*) Z. B. Meyer. Lchrburh S. 496. A. M. z.B. v. Liszt, Lehrbuch 
S. 243. S. die Zitate bei beiden. 

^ So Reichs£rer. 15. Okt. 1888 E. Bd. 18 Meyer, Lehrbuch 

S. 4ö7; Ortmauu, Archiv fi\r Strafrecht P^l '15 S. 34. - A. M. v. Lisztt 
Lehrbucli S. und die daselbst angeführten öchriftsteller. 

^) Habermaas a. a. 0. S. 28. 
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für die Uebertretung des Gesetzes, nach dessen Strafrahmen 
sie l)ostimmt wird, sondern auch für die Uebertretung des 
nicht zur Anwendimg gelangenden Gesetzes. Sie ist eben 
die Strafe für die gesamte Handlang. 

Eine zweite Konsequenz tritt bei der Busse ^) hervor. 
Eine solche kann nur ge^^en den beansprucht werden, welcher 
wegen einer Gesetzesverlctzung zu einer Strafe vcrui-teiit 
ist. wurde die Verurteilung lediglich nach einem Gesetz 
geschehen, so könnte sie, wenn dieses gerade sie nicht zu- 
lässt, auch nicht zugebilligt werden. Liegt z. B. in einer 
falschen Anscliuldisning zugleich eine Beleidigung, so ist die 
Strafe nach § 164: zu bemessen. Es wäre al)er gewiss ungerecht, 
wollte man dem Verletzten deshalb, weil sich die Handlung 
auch gegen andere Eechtsgüter richtete, das nehmen, was 
er ohne deren Verletzung gehabt haben würde. Nach unserer 
Ansicht dagegen vnrd auf Busse zu erkennen sein. 

Aus dem Salz, dass bei dem Urteil die gesamte That 
mit allen ihren Erfolgen zu berücksichtigen ist, ergibt sich 
schliesslich noch, dass ein nicht alle Erfolge berücksichtigendes 
Urteil iukorr(»kt ist. Deshall) niüsste, wenn sich später noch 
weitere Erfolge der Handlung herausstellen, eine Abänderung 
des Urteils möglich sein. An eine Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens ist aber insoweit nicht zu denken, als trotz der neu 
entdeckten Erfolge kein anderes Strafgesetz anzuwenden 
sein würde. Wenn das Urteil wegen schwerer Körperver- 
letzung erging und sich später herausstellt, dass durch den- 
selben Schuss auch zwei andere Personen schwer verwundet 
wurden, so scheint es,, selbst wenn infolgedessen eine erheb- 
lich schwerere Strafe in Aussicht stände, nicht billig, das 
Terlahren zu erneuern. Das positive Recht schliesst es in 

') Vorausfzesetzt wird, dass die Busse nicht als StratV autzufnssen 
\9t. So die Ubei'^'ieirendf McinuiiL''. Verjrl. Dorhow, die Busse. 1875. 
Reinhardt. Geldstrafe und Busse 1890. - Trotz irleicher Auffassiinsj 
der Busse weicht von der im Text vertreteuen Ansicht teilweise ab 
Habermaas a. a. 0. S. 29 f. und anscheinend auch t. Liszt a. a, 0. X 
Waehenfeld, Verbr«eheiiako«kari«ns. 6 
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§ 403 St. P.O. geradezu aus: ..Eine Wiederaufnahme des 
Verfahrens zum Zwecke der Aenderung der Strafe innerhalb 
des durch dasselbe Gesetz bestimmten Stralmasses findet 
nicht statt." Nach demselben Paragraphen scheint aber 
Wiederaufiiahme zulässig, wenn die später ermittelten Er- 
folge die Anwendimg eines härteren Strafgesetzes begründen. 
Sie ist hier berechtigt. Denn sollte z, B. derjenige, welcher 
wegen einer durch eine £xplosion verursachten einfachen 
Sachbeschädigung rechtskräftig verurteilt ist, nicht mehr zur 
Rechenschaft gezogen werden können, wenn sich ergibt, dass 
die Tliat auch eine Tötung zur Folge hatte? Die Wieder- 
aulhahme dürfte in analoger Weise zulässig seui, wie in den 
Fällen, in denen sich nach der Verurteilung eine schwerere 
Qualifikation der That, z. B. Mord anstatt Körperverletzung 
mit tötlidiem Ausgang ergibt. Die ^Möglichkeit der Wieder- 
aufnahme nach positivem Recht hängt aber davon ab, ob 
ein Wiederaufnahmegrund nach § 402 St. P.O. vorliegt. 

Bei Bemessung der Strafe bleibt die Hauptstrafe der 
minder schweren Gesetze unbertlcksichtigt. Soll in dem § 73 
St. G.B. aber auch ausgedrückt sein, dass deren Strafrahmen 
vollkommen gleichgültig sei? Kommt er gar nicht in 
Frage, wenn z. B. das nicht anwendbare Gesetz in seinem 
Minimum eine schwerere Strafe als das anwendbare droht? 
Kann die Strafe für die gesamte Handlung unter dem 
Minimum des nicht anwendbaren Gesetzes bleiben? Will 
man konsequent sein, so muss man ihm allerdings jegr 
liehen Einfluss auf die Bemessung der Strafe absprechen, 
Basselbe gilt hinsichtlich der Verhängung der Nebenstraf en.*-*) 
Denn mag man de lege ferenda denken wie man will, de 
lege lata soll die Strafe nur nach dem schwersten Gesetz 

1) Reichsger. 8. Febr. 1883 K. Bd. 5 S. 92; v. Schwarze, Gerichte- 
i»aal Bd. 34 S. 602; Reiffei a. a. 0. S.Ö32; OlshauseiL, Kommeiitar 
§ 73 N. 16; Bttttger a. a. 0. S. 719 u. a. 

^ Bttnger a. a. 0. S. 720; Reiffei a. a. 0. S. 512 und die bei 
letsterem aagefOÜbrten EeicbBgeriehteeEtscheidungen. 
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bemessen werden. Soweit aber sogen. Nebenstrafen nicht 
den Charakter eigentlicher Strafen besitzen, können sie auch 
ausgesprochen werden, wenn sie nur in dem milderen Ge- 
setze angedroht sind; denn der § 73 St. G.B. bezieht sich 

allein auf die Bestiniinimg der Strafe, nicht auf die Ver- 
hängung anderer Uebel.^) 

S. Lisst, Lehrbuch S. 248. 



6* 
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Absehnitt III. 

X 

Verbrechenseinheit 
bei Handiungsmehrheit- 

Kapitel L 
Gesetzliche Einheit. 

Zwar enthält jede strafbare ^and]uIlg nur ein Ver- 
brechen, jede aber ein besonderes. Daher entspricht die 
Zahl der Verbrechen der der straf b«ai'en Handlungen. Bocli 
ausnahmsweise lässt das Gesetz mehrere Handlungen in 
einem Verbrechen aufgehen. Weil nur gesetzliche Be- 
stimmung eine Handlungsmehrheit zu einer Verbrechens- 
einheit vereinigen kann, ist v. Buris Bezeichnung „gesetz- 
liche Einheit" zutreüend. ^) Aber nicht alle i^'älle, die er 
dahin rechnet, sind wirklich gesetzliche Einheiten. Solche 
liegen da nicht vor, wo nicht erst durch daa Gesetz, sondern 
schon durch die Handlung eine Einheit geschaffen ist. Die 
gesetzliche Einheit reduziert sich daher auf die Fälle der im 
Gesetz gebotenen Zusammenlassung mehrerer von ihrem An- 
fang bis zu ihrem Ende getrennter, an sich selbständiger 
strafbarer Handlungen. Weil das Erfordernis der Handlungs- 
mehrheit fehlt, gehört nicht hierhin die VerÜbung unter 

') V. Buri a. a. 0. S. 38 ff. Vergl. die Bezeichnung »gesetzliche 
Fortsetzung*' bei Krug a. a. 0. S. 26, wonach die gesetzliche Einheit eine 
Abart des fortgesetzten Verbrechens sein soll. 
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mehreren qualifizierenden Umständen.^) Hat jemand zur 
Nachtzeit aus einem Gotteshaus mittels Einbniclis trestohlen, 
so hat er schon um der Einheit der Handlung willen nur 
einen Diebstahl begangen, der nach den Regeln über die 
Gesetzeskonkurrenz zu beurteilen ist. 

Aus ^zieichem Grunde ist das fortdauernde Verbrechen 
keine gesetzliche Einheit. 2) Hat z. B. X den A eine 
Woche lang seiner Freiheit beraubt, so hat er nicht mehrere 
Male gehandelt, nicht erstens festgenommen und zweitens 
gefangengehalten« Denn in Bezug auf das letztere -wttrde 
es an einer positiven Thätigkeit fehlen. ^laii küunte insofern 
nur eine Unterlassung konstruieren, eine püichtwidrige Ver- 
säumung der Freilassung eines Gefangenen« Eine derartige 
Konstruktion ist aber mindestens über das Mass gekünstelt 
und auch irreführend, da die Gefangenhaltung eine blosse 
Wirkung der Festnahme ist. Sie ist der einzige, wenn auch 
eine gewisse Zeit dauernde Erfolg der verbrecherischen 
Thätigkeit 

Vorbereitungs- und Folgehandlungen eines Delikts wer- 
den ebenfalls nur iiTtümlich mit diesem zu einer gesetz- 
lichen Einheit verbunden.^) Eichtig ist zwar, dass hier 
mehrere Handlimgen vorgenommen wurden. Aber unter 
ihnen ist nur eine strafirechtlich Ton Bedeutung. Ihr gegen- 
über kommt es auf die anderen überhaupt nicht an. So er^ 
gibt die Interpretation der §§ 205 und 201 St.G. B., dass die 
dem vollendeten Zweikampf vorausgehende Aufforderung zu 
demselben nicht als Delikt erscheint, viehnehr nur dann ge- 
straft wird, wenn der Zweikampf nicht zustande kam.^) Als 
Beispiele der Verschmelzung der Folgehandlung mit der 

Unrichtig v. Buri a, a. 0. S. 40 f. 

^ A. M. z. B. Meyer, Lehrbuch S. ■i77, 

^) Ö« Binding, Beiträge etc. S. 18; K.ärehert Gerichtssaal Bd. 35 
S. 493. 

*) Vergl. Oppenhoff, Das Stralgesetzbuck § 201 N«4; Scbütse, 
Lehrbach S. 296. 
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Haupthandlimg werden gewöhnlich angeführt Diebstahl und 

Verheimlichung des gestohlenen Guts durch den Dieb, Fäl- 
schung und Benutzung des Gefälschten durch den Fälscher, 
Doppelehe und Beischlaf nach derselben.^) Alle diese Bei- 
spiele treffen nicht zu. Der Dieb kann nicht sein eigner 
Hehler sein. 2) Der § 270 ist eine Vorschrift, die sich nicht 
an den Fälscher, soiiderii an dritte Personen wendet. 3) Der 
Beischlaf in einer, wenn auch ungültigen, Ehe ist niemals 
an sich straf bar>) Die zweite Handlung, die mit der ersten 
— der Wegnahme der fremden Sache, der Fälschung, der 
Schliessung der Doppelehe, — ein Ganzes bilden soll, sub- 
sumiert sich bei richtiger Auslegung des Strafgesetzes gar 
nicht unter einen seiner Paragraphen. Von mehreren straf- 
baren Handlungen kann also nicht die Bede sein und darum 
auch nicht von einer gesetzlichen Einheit. 

Aehnliches gilt von der Zusammenfassung des Delikts 
mit den Mittein zu seiner Herbeiführung. Die wichtigsten 
sind Gewalt und Bedrohung. Bisweilen erscheinen sie als 
selbständige Delikte, wie bei der thätliohen Beleidigung, 
Misshandlung, Sachbeschädigung, strafbaren Bedrohung u. s.w. 
Soweit sie blosse Mittel sind, kommen sie in zwei Phallen 
überhaupt nicht weiter in Betracht: erstens, wenn die An- 
wendung gerade dieses Mittels notwendig ist, um den Be- 
griff der verbrecherischen Thätigkeit zu erfUUen. So ist z. 6. 
nach § 107 St. G.B. nicht jede, sondern nur die gewaltsauitj 
und unter Drohung bewirkte Verhinderung der Ausübung 
des Wahlrechts mit Strafe bedroht. Ohne Gewalt req^. Be- 
drohung wUrde gar nicht die Handlung vorliegen, die § 107 



Schütze, Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswissensch. Bd. III. S. &6» 
^ Dies gilt, so bestritten eü hiasicbtUph der Teiluehmer sein mag, 
Uttbestritten in Bezug auf den Thät«r. 

^ S. Merkel in V. Holtzendorffs Handbuch Bd. III. S. 802; A. M. 
Oppenhoff a. a. 0. § 270 N. 3. 

*) Ftlr unser heutiges Hecht ist dies nicht praktisch, du der Bei- 
schlaf nicht an sich, sondern nur mit bestimmten Personen strafbar ist. 
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strafen will. Wird aber Gewalt gebraucht, so ist darum 
nicht eine zweite Handlung begangen. Zweitens, wenn der 

Gesetzireber ausdrücklich oder stillschweigend die Gewalt- 
anwcntlung oder Bedrohung fUr irrelevant erklärt hat. ^) So 
erhält die gewaltsame Vornahme einer Handlung nach § 176 
St. G.B. keine nach § 185 thätliche Beleidignng. Ebenso 
kommt z. B. eine leichte EOrperyerletzung bei räuberischer 
Erpressun^^ nicht mit in Frage. Dies erhellt aus der Schwere 
der angedrohten Strafe. Sie reicht aus, um die Anwendung 
eines Mittels zu sühnen, das, zu anderen Zwecke angewandt, 
eine nur geringe Strafe erfordert hätte. 

Ist nun die Gewaltanwendung resp. l^edrolnmg weder ein 
integrierender noch ein irrelevanter Bestandteil der ver- 
brecherischen Thätigkeit, verdient sie besonders berücksich- 
tigt zu werden. Denn dann modifiziert sie entweder die- 
selbe oder Fie bildet selbst eine solche. Der durch sie her- 
ltt'ig( iiilirte ErfolfT ist dann entweder ein Glied in der mit 
dem Eaderfolg abschliessenden oder das Ende einer be- ' 
sonderen Eausalkette. Das erstere ist der Fall in dem Bei- 
spiel, das y. Buri^ mit Unrecht für die gesetzliche Einheit 
anführt, wo X durch Misshandlung des Hauseigentümers 
sich Eingang in die fremde Wohnung verschafft. Da Ein- 
dringen und Verletzen nicht nur zeiUich zusammenfallen, 
sondern, weil durch eine Manipulation vorgenommen, einen 
einzigen Vorgang darstellen, so liegt nur eine Handlung 
mit mehreren Erfolgen vor, und es bedarf nicht der 
Konstruktion der gesetzlichen Einheit. Dagegen sind es 
mehrere Handlungen, wenn die Verwundung vor oder nach 
dem Eintritt in die Wohnung erfolgte. Dies wird auch da- 
durch nicht alteriert, dass die Gewaltanwendung nur als 
Mittel diente, um den Hausfriedensbruch zu ermöglichen. 
Denn geschieht sie in einer besonderen Thätigkeit, so ver- 

^) Bin ding, Beiträge etc. S. 20 bezeichnet diese Fälle als solche 
der Konsumtion einer Strafdrohimg durch eine andere. 
^) V. Buri a. a. 0. S. 41f. 
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mag auch der Zweck, in welchem sie vorgenommen wurde, 
der Handlung ihre Sclbstäiidiiikeit nicht zu nehmen. Mit 
der Mehrheit der Handlungen ist auch die Mehrheit der Ver- 
brechen gegeben, soweit die That nicht unter eine der fol- 
genden Tier Gruppen wirklicher gesetzlicher Einheit gehört. 

I. Die cuii meisten anerkannte ist das zusammengesetzte 
Verbrechen.^) Es besteht aus mehieren an sich strafbaren 
Handlungen, die eine Verbindung deshalb erforderUch machen, 
weil sie, zusammen vorgenommen, um so strafwürdiger er- 
scheinen. Auf das Verhältnis, in welchem die einzelnen 
Handlungen zu einander stehen, kommt es nicht weiter an. 
Kegehuässig, freilich nicht inuner, wird die eine sicli als 
Mittel der anderen darstellen* Beispiele bieten der Einbruchs- 
diebstahl, bei welchem die Sachbeschädigung, der Kaub, bei 
welchem die Nötigung das Mittel der Wegnahme bildet, und 
der räuberische Diebstahl, der sich aus versuchter oder voll- 
endet( r Wegnahme und der Gewalt an der Person zusammen- 
setzt.^ 

n. Auf eine zweite Gruppe hat Binding hingewiesen.^) . 

Sie unterscheidet sich von dem zusammengesetzten Ver- 
brechen dadurch, dass für die Gesamtheit keine höhere Strafe 
als für dasEinzelverlireclien angedroht ist. Die einzelnen Hand- 
lungen gehen nicht in einem neuen Delikt auf. Die Gesamt- 
heit stellt dasselbe Verbrechen dar wie jede derselben. Als 
Hauptbeisjnele nennt Bindiii t;' den einfachen und betrüge- 
rischen Bankerott. Ein Schuldner, über dessen Vermügen Kon- 
kin s eröffnet ist, macht sich je eines Verbrechens schuldig, 

Veri^l. V. Liszt, Lehrbuch S. 238; Meyer a. a. 0. S. 47(5. Der 
letztere fasst das zusammengesetzte Verbrechen jedoch zu weit, iiisolem 
er die Strat l);ukeit der einzelnen Handlungen nicht als Erfordernis auf- 
stellt. Aber das Wesen des zusammengesetzten Verbrechens liegt gerade 
dann, dass in ihm aus mehreren Delikten eines cebildet wird. 

^ Da das Fälschen der Urkunde an sich stiai'los ist. gehört die 
Urkundenfälschung, die v. Liszi a. a. 0. S. 238 als Beispiel anfahrt, 
nicht hierher. 

^ Binding, Handbuch S. 560. 

üiyiiizea by Google 



89 



wenn er übermässige Summen durch Aufwand verbraucht, oder 
wenn er es unterlassen hat, yorschriftsmässig Handelsbücher 

zu fülu'en oder Bilanz zu ziehen. Obwohl er durch jede 
dieser Handlungen das Gesetz übertreten hat, erhält er niu- 
eine Strafe. Denn durch die eine wie durch die andere 
Handlung hat er ein Verhalten gezeigt, welches seme Gläu- 
biger rechtswidrig benachteiligt. Ob sich dieses in mehreren 
verbrecherischen Handlungen dokumentiert, ist nicht weiter 
von Bedeutung. Das letztere ist nui' ein stärkeres Zeichen 
für das eine Verhalten, das eine, aber auch nur eine Strafe 
erheischt. 1) 

Ebenso ist mit Binding^j nur ein Verbrechen des 

Hochvrnats anzuiiehiiien, mag der Thitter auch ausser der 
Tötung eines Bundt slursten noch eine Verfassungsänderung 
und eine weitere Handlung vorgenommen haben, durch welche 
inländisches Gebiet dem Auslande zufallen sollte. Freilich 
hat Bind in g^j insofern nicht Recht, als er eine gesetzliche 
Einheit auch für den Fall behauptet, wenn jemand zu dem 
Zweck, an dem Bestände des Staates zu ändern, die fürst- 
üche Familie dem Feinde ausliefert. Hier zeigt sich die 
Einheit schon in der Handlung, so dass eine gesetzliche Zu- 
sammenfassung nicht nötig ist. Das Gleiche trifft tür die als 
Beispiele angeführten^) §§ 113 und III St. G.B. zu, wenn 
der Widerstand die Form des Angriffs annimmt. Dagegen 
ist wohl eine gesetzliche Einheit vorhanden, wenn jemand 
bei demselben Vorfall derselben Person einmal passiven 
Widerstand entgegensetzt und sodann dieselbe thätlich an- 
greitt. Das eine wie das andere Verhalten ist eine Hand- 
lung, die genügt hätte, um die Anwendung des Gesetzes zu 

^) Andero v. Lisst a. a. 0. S. 238, nach wdlehem die Mehrheit 
Ton Handlungen wegen der gemeinsamen Bedmgung der Strafbarkeit <— 
der Zahlungseinstellung ^ zusammenge&sst ist. 

^ Binding, Handbuch 561. 

^ Bin ding a. a. 0. S. 561. 
Binding a. a. 0. S. 562. 
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begründen. Obwohl noch ein Angriff zum Widerstand hinzu- 

kommt, entstehen nach dein Willen des Gesetzgebers nicht 
zwei Verbrechen, sondern nur eins. 

Solche Fälle sind in unserem St. G.B. nicht selten, z.B. 
in §§ 123, U5, 147, l&O, 151 u. a. Namentlich gehören dahin 
diejenigen, bei welchen das Verbrechen in mehreren Alter- 
nativen sich äussern kann. Bin ding nennt sie Mischgesetze, 
weil ihr Thatbestand aus mehreren Handkmgen gemischt sei. 
Doch bedarf es überall einer sorgfältigen Untersuchung, ob das 
Gesetz wirklich von mehreren AltematLren eines Verbrechens 
oder von mehreren Verbrechen spricht. Trotz des Wortlauts 
ist das letztere z. B. im § l()<i der Fall. Eine verbreitete 
Meinung nimmt hier sogar Verletzung verschiedener Rechts- 
giiter an. Wer eine Religionsgesellschaft beschimpft und am 
Ort ihrer Versammlung beschimpfenden Unfug verübt, hat 
demnach gewiss zwei Verbrechen begangen. Ein rein äusser- 
liches Moment, die gleiche Strafdi*ohung, war bestimmend, 
die verschiedenen Verbrechen in ein Gesetz aufzunehmen. 
Ebenso in den §§ 174 pos. 1, 2, 3, 175, 176 u. a. Selbst 
die gleichzeitige Begehung der daselbst erwähnten Hand- 
lungen rechtfertigt, nicht die Annahme eines Verbrechens. 
Ebenso müssen die Handlungen, deren der bestrittene § 266 
gedenkt, besondere Berücksichtigung schon deshalb erfahren, 
weil, wenn wirklich der Thäter die in den verschiedenen 
Positionen des Paragraphen genannten Handlungen vor- 
ninmit, in verschiedener Eigenschaft thätig wird. 

III. Bei einer weiteren Gruppe werden die Handlungen zwar 
auch als Ausflüsse derselben verbrecherischen Quelle zu der 
Einheit zusammengefasst, aber während in den vorerwähnten 
Fällen die Strafe ntir die Aeusserungen des gleichen Ver- 
haltens trifft, will sie hier zugleich die Quelle selbst ver- 

0 Namentlich Bin ding, Handbuch S. 560 N. 1. 
^ Vergl. Reichsger. 26. Januar 18S0, Ii. Bd. I. S. 276. 
^ S. V. Liszt, Lehrbuch S. 239, der aber in diesem Fall ein 
KollektivdeUkt nicht mehr annimmt. 
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stopfen. Darum ist es nicht von Erheblichkeit, ob eine oder 
schon mehrere Handlungen aus ihr geflossen sind. Die ein- 
heitliche QueUe macht das verbrecherische Thun, wo und 
wie es immer zu Tage tritt, zu einem als iunheit strai b.ireu. 
Weil die mehreren Handlungen nur als Einheit in Betracht 
kommen, hat man die Bezeichnung Eoüektivdelikt gewählt, 
eine Bezeichnung, die freilich ebenso gut auf andere Ver- 
brechenseinheiten passt. Das Kollektivdelikt setzt keineswegs 
immer eine Mehrheit von Handlungen voraus. Denn ge- 
straft wird das, was der Thäter verübt hat, sobald es der 
AusflusB einer gewissen Gewöhnung und Lebensrichtung ist. 

In der Gewohnheits-, Gewerbs- und Greschäftsmässigkeit 
wird die verbrecherische Quelle gefunden. Die drei Kriterien 
sind teils zur Begründung der Strafbarkeit, also als That- 
bestandsmerkmale, teils zur Erhöhung der Strafe, also als 
qualifizierende Umstände verwertet. Diese doppelte Ver- 
wertung war der Anlass, zwei Klassen von Kollektiv- 
verbrechen aufzustellen. Dazu oder gar zu einer verschie- 
deneu Behandlung liegt aber nicht der mindeste Grund vor. 
Man kann auch aus der verschiedenartigen Verwertung 
dem Gesetzgeber nicht, wie häufig geschieht, einen Vorwurf 
machen. Er will eben unter besondere Strafe das Thun 
stellen, das ans jener Lt^lx iisrichtuug hervorgegangen ist. 
Darum sieht er die Handlung, die ihr entsprungen ist, als 
strafwtirdig an, während er eine andere äusserlich sonst 
gleiche, die aber einen anderen Ursprung hat, straflos lässt. 
Ist nun, wie bei der gewerbs- und gewohnhcitsmässigen 
Hehlerei, die Handlung schon aus einem anderen Grunde 
strafbar, so muss die gewohnheitsmässige etc. Begehung, 
Qualifikationsgrund werden. Nach unserer AujSassuing der ratio 
legis lassen sich viele Kontroversen über das KoUektivdelikt 
leicht erledigen. Wird die Handlung als Ansfluss einer Lebens- 
gewöhnung gestraft, dann bedarf es zum Beweis keineswegs 
einer Mehrheit von Handlungen. Das Vorhandensein der ver- 
brecherischen QueUe kann auch aus Versuchs-, aus Teilnahme- 
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handlungcn, aus verjährten, aus abgebttssten Verbrechen, ja aus 
allen uiüglichtMi ümständon dargothan werden.^) Sind aus ihr 
xnelu-ere Handlungen hervoigogangen, so haben sie nur die 
Bedeutung, die Stärke der Lebensgewöhnung zu bestimmen. 
Soll eine stärkere Gewöhnung beseitigt werden, so muss 
auch eine höhere Strafe eintreten. Die Anzahl der Hand- 
lungen bestimmt nicht den Strafrahmen, aber die Sti*afhöhe 
innerhalb desselben. 

lY. Schliesslich ist noch eine Gruppe zu nennen, welche 
die Bezeichnung gesetzliche Einheit vor allen verdient, da 
das Gesetz l)ei ihr schon durch die Wahl des Ausdrucks 
auf eine Verbrechenseinheit bei Handiungsmehrheit hinweist. 
Die verbrecherische Absicht ist hier regelmässig auf eine 
Wiederholung gerichtet. Es sind Mehrheiten, die man im 
gewöhnlichen Leben nur als eine Einheit ansieht. Um 
dieser Auffassung des täglichen Lel)ens gerecht zu werden, 
verzichtet der Gesetzgeber auf Bestrafung jeder einzelnen 
Handlung. Dies bekundet er einmal durch die Bezeichnung 
der verbrecherischen Thätigkeit, wie in den §§ 174, 176 
St.G.B., wonach derjenige gestraft werden soll, welcher „un- 
züchtige Handlungen" vornimmt. Wir brauchen nicht zu 
untersuchen, ob mehrere Verbrechen vorliegen, wenn die 
Handlungen in Zwischenräumen oder an verschiedenen Per- 
sonen begangen wurden. Jedenfalls erhellt das mit Evidenz 
aus dem Gesetze, dass mehrere unzüchtige Berührungen 
hintereinander an derselben Person nur ein Verbrechen 
ausmachen.^ Sodann geht aus der Bezeichnung des Ob- 
jekts die gewollte Yerschmelzung mehrerer Handlungen 

*) T. Lilie nthal, Beiträge zur Lehi'e vou den Kollektivdelikt«;u. 
Leipzig 1879. S. 52. 

S. Biuding, Haudlnich S. 555 f. — Er weist dai-auf hin. dass 
auch da, wo der Gesetzgeber das Verbreiten, Verkaufen, Einführen, Ver- 
wenden etc. verbiete, dns ires.mito verbrecherische Thun ohne Rücksicht 
aut' ^li*^ Zahl der Einzelhaudlunireu als Einheit i^estraft werden solle, t'dirt 
aher uüt Hecht hinzu, dass sich eine allgemeine Kegel in dieser Beziehung 
nicht aufstellen lasse. 
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zu einer Einheit hervor, z. B. aus § 184: St.G.B.: „Wer un- 
züchtige Schriften, Abbildungen oder Darstellungen ver- 
kauft etc.^, § 150 St.G.6.: „Wer echte zum Umlauf be- 
stimmte Metallsttteke durch Beschneiden yerringert etc.^, 
§122 St.G.B.: „Gefangene, welclie .^ich zusammenrotten und 
mit vereinten Kj-äften die Anstaltsbeaniten angreifen etc/. 
Durch den Gebrauch des Plurals wd angedeutet, dass in 
der Ausstellung mehrerer unzttchtiger Schriften, in dem 
Abfeilen verschiedener Metallsttteke, in dem Angriff gegen 
eine Reihe von ADStaltsbeamten nui' eine strafwürdige That 
erblickt werden soll. 01t ist das Objekt ein Kollektivuni wie 
in § 1^: „Wer inländisches oder ausländisches Metallgeld 
oder Papiergeld nachmacht etc.^ Von den Kontroversen, 
die sich an den § 146 anknüpfen, abgesehen, lässt sich un- 
bestritten wenigstens das behaupten, dass nach dem Willen 
des Gesetzes die Prägung verschiedener Münzen derselben 
Mttnzsorte nur ein MUnzverbrechen enthält, also mehrere 
Handlungen und ein Verbrechen, Wo nun aber die 
Ausdrucksweise des Gesetzes eine Mehrheit von Handhincfcn 
im Auge hat, ist zur Gesetzesanwendung eine Mehi heit nickt 
notwendig. Eine emzige unzüchtige Berührung, die Aus- 
stellung einer einzigen unzüchtigen Schrift, die Herstellung 
eines einzigen falschen Geldstücks hat die Verhängung der 
Strafe zur Folge, so dass die Mehrheit nur auf die Höhe 
derselben von Einfluss sein kann. 

In den beiden letztangeführten Arten der gesetzlichen 
Einheit haben wir bereits Beispiele kennen gelernt, wo mehrere 
Handkingen nach mehreren Gesichtspunkten eine ICinhcit 
bilden können, so z. B. in dem Verbreiten von nielu^eron un- 
süchtigen Schriften an mehrere Personen. £ine Einheit ist 
begründet, sowohl infolge der Beschaffenlieit des Objekts als 
auch der Thätigkeit. Ausserdem können die Grundsätze der 
verschiedenen Arten gesetzlicher Einheit zusammentreffen, so 
namentlich die der Gruppe II mit denen der Gruppe IV. 

^ Vorgl. T. Buri a. a. 0. S. 39: Binding, Handbuch 8. S57. 
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Das ist z. B. der Fall, wenn jemand verschiedene unzüchtige 
Schriftea teils verkauft, teils verteilt, teils verbreitet. Das 
Verbreiten der Schriften, das Yertefleii etc. enthält mehrere 
HaiidUiügLii. die 7ai einer Einheit ziisammengefasst werden 
nach den sub II angeführten Gesichtspimkten. Ferner ist 
die Verbreitung von verschiedenen Schriften nur ein Ver- 
brechen nach den Grundsätzen sub IV, und aus eben den- 
selben folgt, dass beide Einheiten abermals eine Verbrechens- 
einheit ergeben. 



Kapitel II. 

Fortgesetztes Yerbrechen. 

§1. 

Begriff des fortgesetzten Verbrechens. 

Die Zertrümmerung einer Sache durch eine Anzahl 

Schläge müsste, da sie keine gesetzliche Einheit bildet, nach 
dem Vorausgegangenen eine Mehrheit von Verbrechen ent- 
halten. Denn in jedem Schlag äussert sich eine Thätigkeit, 
welche einen verbrecherischen Erfolg verursacht. Mit jedem 
wird ein Strafgesetz übertreten, eine Wirkung herbeigeführt, 
an welche Strafe geknüpit ist. Aber doch wird man einer- 
seits nicht geneigt sein, wegen sovieler Delikte zu strafen, 
als Axthiebe gegen die Sache geführt sind, und andererseits 
kann man eine Verbrechenseinheit nicht annehmen, wenn 
nicht das Gesetz dazu ermächtigt. Aus dem praktischen 
BedUrl'nis lässt sich die Einheit nicht konstruieren r^) denn 
das liiesse ohne und damit gegen das Gesetz verfalucn, das 
allein entscheiden muss. Eine ausdrückliche Vorschrift, die 
zu der Annahme einer Einheit nötigte, existiert nun nicht: 

Wie z. B. Sehfttze, Zeitschrift fllr die ges. Strafrechte Bd. HI. 
S. 57 TriU. 
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weder in § 73 noch in § 74 St.G.B.i) Der erstere setzt 
eine Handlungseinheit voraus. Der § 74 spricht zwar von 

einer Handlungsmchiiieit, enthält aber ein Wort, das Zweifel 
gegen seine Anwendbarkeit aufkommen läs&t, das ist der 
Ausdruck „selbständig^. Nimmt man in dem angeführten 
Beispiel Selbständigkeit der einzehien Handlungen ah, dann 
steht der Anwendung von § 74 nichts im Wege. Aber ist 
jeder Schlag eine selbständige Handlung? Vom philosophischen 
Standpunkt aus gewiss, vom juristischen dagegen müssen 
wir es verneinen, freilich vorläufig ohne die Begründung, 
die wir erst später beibringen können. Fehlt es aber an 
jeder ausdrücklichen Rechtsvorschrift, dann bleiben nur 
zwei Möglichkeiten, entweder die Verbrechenseinheit überhaupt 
zu verwerfen,^ also die Existenz eines fortgesetzten Ver- 
brechens zu leugnen, oder anzunehmen, dass die gesetzlichen 
Bestimmimgen auch diesen FaU stillschweigend mit ein- 
schHessen. 

Eine grosse Anzahl von Theoretikern und Praktikern 
stellt die Existenz des fortgesetzten Verbrechens in Abrede. 
Dahin wird man ünmer kommen müssen, wenn man sich 

bemüht, eine Handlungseinheit in ihm nachweisen zu wollen. 
Dies wii'd aber nie gelino:en. weil sich Verbrechens- und 
Handlungseinheit nicht decken. Wie wenig der Gesetzgeber 
daran denkt, haben die Fälle der gesetzlichen Einheit deutlich 
genug gezeigt. 

Eine Mehrheit strafbarer Handlungen soll in dem fort- 
gesetzten Verbrechen geeinigt werden. Das Einigende selbst 
bat man in den verschiedensten Umständen gesucht. Feuer- 
bach^ fand es in der Einheit des Objekts. Danach würde 

*) S. z. B. V. Buri a. a. 0. S. 115; Bindin^, Handbuch S. 541. 
Ausser von älteren Schriftstelluni (wie Sun der. Temrae. Dietzj 
V. Schwarze, Archiv f. preuss. Strafrecht. 1860, S. 440; v. Buri a. a. 0. 
S. 11 ti". ; V. Lilien t lull. Kollektiv delikte S. 61 und Grundriss zur Vor- 
lesung Uber deutsches Strafrecht S. 38. 

») Feuerbach, Lehrbuch U. Aufl. S. 218. 
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ein fortgesetztes Verbrechen, bei der Zertrümmerung einer 
Statue durch mehrere Schläge, nicht aber bei einem Dieb- 
stahl an mehreren Oegenständen angenommen werden 
können. Diese Theorie trifft der Vorwurf der Willkür und 
Äusserlichkeit. Namentlich hat man gegen dieselbe mit 
Recht eingewendet, dass sie den Willen des Thäters völlig 
ignoriere und mehrere Handlungen verbinde, die aus den 
yer^chiedensten EntSchliessungen hervorgegangen seien. 

Diese Erwägung führte zu der Mittermaierschen Theorie, 
welche flir die Einheit des \ erbrechens Einlioit des Entschlusses 
voraussetzt.^) Der Entschluss gehört iiiin nicht zu der 
Haiidlung. Ein Moment ausserhalb derselben vermag aber 
nicht eine Mehrheit von Handlungen zusammenzufassen. 
Doch angenommen, der Entschluss bilde wii'klich einen Be- 
standteil der Handlung, so ist damit ebenfalls nichts 
gewonnen. Denn jede Handlung bedarf eines besonderen 
Entschlusses. Hat der X sich vorgenommen, tSglich ein 
Scheit Holz aus dem benachbarten Holzmagazin zu nehmen, 
so wird durch diesen Generaleiitschlu ss eine EntSchliessung 
für die Wegnahme eines jeden einzelnen Stückes Holz nicht 
entbehrlich. Demgemäss scheint, falls wir auf diesen, den 
einzelnen Handlungen unmittelbar vorausgehenden Entschluss 
sehen, nicht eine Einheit, sondern höchstens eine Gleichheit 
der Einzolcntschliisse vorhanden. Aber dieselben sind noch nicht 
einmal gleichturmig gestaltet. Doi' verbrecherische Entschluss 
ist das Kesultat des Kampfes des Motivs mit den abhaltenden 
Vorstellungen.^ Bei j>der einzelnen Handlung können ver- 
schiedene abhaltende Vorstellungen auftauchen. Werden hier 
diese, dort andere niedergekämpft, dann sind auch die Ent- 
schlüsse, weil nicht aus denselben Elementen hervorgegangen, 
versdueden. Lässt sich somit weder aus 'der Einheit 
noch der Gleichheit der EinzelentschlOsse ein Kriterium für 

*) Mittermaier, Archiv des Erimiiialreclits Bd. IL S. 212 oud 
Feuerbachs Lelirbuch § 128 a Zusatsparagraph des Herausgebers. 
*) Vergl. V. Liszt, Lehrbuch 3. Aufl. 1888 S. 117. 
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die Verbrechenßeinheit entnehmen, so könnte es nur in 
dem Yc»rau6gehenden Generalentschluss gefunden werden.^) 
Damit wSre aber darauf Gewicht gelegt, ob der Thäter die 
einzelnen Handlungen, zu denen er sich zu verschiedenen 
Zeiten entschloss, früher einmal in einen einheitlichen Flan 
«.ufgeuonimen hatte. £s wtirde aus der Mehrheit eine Einheit 
werden, wenn der Thäter sich die einzelnen Verbrechen 
einmal als eine Einheit dachte. In seine Willklir kann es 
aber unmöglich gestellt sein, Mehrheiten in eine Einheit um- 
zugestalten. Und wohin würde es führen, wenn die Einheit 
des GeneraientschluBses massgebend wäre? £8 kann doch 
nidit der Diener, der den Entschlnss verwirklicht^ seinen 
Herrn an allen Ecken und Enden zu bestehlen, der Ganner, 
der das Reisegeld nach Amerika auf jede Weise zusammen- 
bringen will und den A um 100 M. bestiehlt, den B um 
50 M. betrügt, oder der Vater, der seinem Entschlüsse gemäss 
ans Not drei Kinder tOtet, wirklich nur ein Verbrechen 
verttbt haben? 

Diese krassen Konsequenzen sucht* man zu vermeiden, 
indem man ausser Einheit auf der subjektiven Seite eine 
solche auf der objektiven verlangt. Einheit des Ent- 
BchlnisBes soll die erste Voraussetzung sein, aber die Ein- 
heit der Yerbrecheii nur dann bewirken, wenn das Objekt 
desselben ein einheitliches ist.^) Die beiden Merkmale, die 
an sich nicht brauchbar scheinen, sollen es in ihrer Ver- 
bindung werden. Aber au^ hierdurch werden nicht alle 
Bedenken beseitigt. Wie ist zu entscheiden, weim X eine 
Eeihe ehebrecherischer Handlungen mit der Z getrieben hat, 
dann dieselben bereut, aber nach wenigen Tagen doch wieder 
das frühere Verhältnis anknüpft? Die Handlungen richten 

0 T. Bari a. a. 0. S. 2. — Dass mehrere Th&ti|^eiteii andi aus 
mehreren EntfiehlflsseiL herrorgehen, hat bereits Treftirt, Arehrr des 
Krixninalrechts 1888 S. 428 £ daigethan. 

Z. B. Berner, Lehrbnch § 148; John, FortgeeetsteB Veihreehen 
S. 2ff. . 

WftchcBfoId» Verbr«€]i«Bik«akttmiii. 7 
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ach gegen dasselbe Objekt, die späteren beruhen aber auf 
eineoi neuen Entschluss. Sollen sie mn deswillen eine be> 
sondere Benrtdlong erfahren? Und wie wird m entseheiden 

sein, wenn X überhaupt nicht ;in vin dauerndes ehe- 
brecherisches Verhältnis dachte und stets uui- dui ch Gelegen- 
heit verfilhrt wurde? Liegen hi^ wirklich soviele £hebrttche» 
als Terbrecherische Handlungen verttbt sind^ Tor? Wir 
fl^auben, dass das Aufgeben des Entschlusses keinen Unter' 
8chied begninden kann, weil der Wille des Thäters nicht 
bestimmend ist.^) 

Auch im Hinblick auf das Objekt des Verbrechens konunt 
man su unsidiem Ergebnissen» Als Objekt sehen die meisten 
Anhänger jener Ansicht nicht den Gegenstand, an welchem 
das Verbrechen sicii iiussert., sondern die Pflicht an, welche 
verletzt wird.^) Damit kann nicht die Pflicht gegen die 
Rechtsordnung gemeint sein. Sonst wUrden soYiele Pflicht* 
▼erietEungen als strafbare Handlungen vorliegen. Hat 
man aber dabei die Verletzung der Recht sp flicht gegen die 
bestimmte Person oder Sache, die der Thäter angreift, im 
Aüge, dann suid es mehrere Diebstähle, wenn bei einer und 
derseliten Gelegenheit das Eigentum Terschiedener Personen 
entwendet wird, ein Beispiel, das Kdstlin gerade ,bei der 
Verbrechenseinheit anführt. 

Das Beichsgericht betont nebeu der Einheit des Ent- 
schlusses die des Bechtsguts.^) Aber doch erscheint die 
Einheit weder des abstrakten, noch des konkreten Bechts- 
guts erheblich. Unzweifelhaft ist keine Identität des Rechts- 
guts vorhanden bei Diebstählen, die sich gegen das Eigentum 
verschiedener Personen richten. Demnach würde der Dieb, 
der in mehreren N&ehten hintereinander Wftsche verschiedener 
Personen von der Bleiche wegninmit, mehrere Verbrechen 

^ S. Merkel, Zur Lehre Yom forligeBetBten Verfarediea, 1862, 
S. 27 £EL und lumwtlich Anm. 24. 

EOstlin, System. AUgem. Tdl. S. 519. 
>) Reichsfl^clit 19. Des. 1888. E. Bd. 17 S. 118. 
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begangen haben, desglddien der Bmbreebeir, welcher mit 
den Sachen des Hausbesitzers solche beipackt, die dieser 

nur gelielieu hatte. 

Bloss eine Spezies der reichsgerichtlichen Ansicht ist 
die von Bttnger.^) Nicht die Einheit des Bechtsguts, son-* 
dem die des geschützten Interesses ist ihm der Massstab. 
Unter dem geschützten Interesse versteht er eine besondere 
Seite des Rechtsguts, so dass mindestens so viele Verbrechen 
vorliegen, als Rechtsgüter verletzt sind. Aber ist auch nur 
ein Hechtsgut verletzt» sollen doch so viele Verbrechen an^ 
genommen werden, als dem Betroffenen Interessen verletzt 
erscheinen. Eine Reihe von Schimpfworten kLinii daiuiüli 
ebensogut eine Verbrechenseinheit als -niehrheit darsteileo. 
Damit ist aber das Fundament der Untersuchung verlassen« 
Es handelt sich darum, zu beweisen, dass die Zusammen^ 
fassung eine im Kecht gegründete ist. Aus dieser Rechts- 
frage macht Bünger eine Thatfrage und kommt so auf 
dasselbe hinaus, wie diejenigen, welche überhaupt nur prak- 
tische Gesichtspunkte entscheiden lassen wollen. Dasjenige, 
was die Büngersche Ansicht von diesen unterscheidet, ist 
nur das, dass sie gewisse Schranken setzt. Doch auch nach 
einer anderen Richtung scheint sie bedenklich, insofern 
so viele Verbrechen angenommen werden müssten, als der Ver- 
letzte Interessen an der Erhaltung des Bechtsguts hat. Wie 
viele das sind, müsste der Verletzte selbst entscheiden. Ob 
er aber eine oder mehrere seiner Interessen verletzt sieht, 
kann nicht den Ausschlag geben. Denn damit wäre man in 
Fehler der einseitig subjektiven Richtung verfallen* 

Noch weniger als das Rechtsgut kann der Umstand, 
dass nur ein Oesetz verletzt ist, massgebend sein. Das allein 
eint die Handlungen nicht, dass sie gegen denselben Gesetzes- 
paragraphen Verstössen. 2) Wer heute dem X Geld, morgen 
dem Z ein Pferd nimmt, hat gewiss zwei Verbrechen verül^t. 

0 B (Inger a. a. 0. S. 666 f. 

^ S. Krug a. a. 0. S. 18 f. und Zitate daselbst. 

7» 
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Das' Einzige, wa« uns einen festen Anhalt geben kannj 
muss in der das Wesen des Verbrechens ausmachenden 
Handlung liegen. Wohl hat man dies erkannt und dieses 
öder jenes Moment der äusseren Seite des Verbrechens hervor- 
gehoben. So sehen einige auf <fie Gleichzeitigkeit der Hand-^ 
lungen. ^) WoDte man dies aber im stren^^^ten Sinne nehmen, 
so würde man zu einem Unding gelangen. Denn dass der 
Thä;ter in ganz derselben Zeit durch dieselbe Bewegung zwei 
yerscbiedene Kausaireihen anregt, ist nicht möglich, da die 
Handlung in der Zeit yerlftuft. Ausserdem würde man bei 
den Fällen, in denen man am ersten eine Verbrcclienseinlit it 
anzunehmen geneigt ist, wie z. B. bei der Zertrünunerung einer 
Sache durch mehrere Schläge, zu einer Verbrechensmehrheit 
gelangen. Interpretieren vir aber das Merkmal dahin, dass 
damit nur eine zusammenhängende Reihe von Handlungen 
vorausgesetzt wird, so können wir den letzterwähnten Fall 
zwar leicht als Einheit darstellen, aber sofort geraten wir 
in Verlegenheit bei einer Zwischenzeit zwischen den einzelnen^ 
Handlungen. Ist noch eine Einheit begründet, wenn nicht 
Sekunden, sondern Minuten oder Standen und Tage da- 
zwischen liegen? Man kann keine Grenzen machen, ohne 
das Prinzip selbst aufzugeben. Es ist darum zu unbestimmt, 
als dass es zu emem Ziel füinren könnte. 

Ungleich weiter bringt uns die v. Lisztsche Ansicht, 
welche die Gleichartigkeit der einzelnen Handlungen zum 
Kriterium erhebt.'-^) Inwieweit die Gleichartigkeit vorhanden 
sein muss, wird nicht dargelegt, ergibt sich aber aus den 
angeführten Beispielen: „Das ehebrecherische Verhältnis des 
A mit der C führt zu einer Beihe yon Beischlafisakten, D 
tireibt mit demselben Knaben in einer Reihe von aufeinander 
folgenden Nächten widernatürliche Unzucht, E gibt das 
auf einmal Terschaffte Geld in Teilbeträgen aus, der Diener 

Kleiuschrod. Systematische EnUvu keluu^' der GnindbegriÜe 
des pe n] Rechts, 3. Teil S. 206; Abegg, Uhrbuch, 1836, S. 243. 
^) ¥. Lisst, Lehrbuch S. 237. 
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:nimmt sich täglich eine Zigarre aus dem Zigarrenkästchen 

..seines Herrn.** Es soll also di^ Gleichartigkeit in dem 
gleichen Verlauf der Handlungen bestehen. W(&nn der Diener 
täglich seinem Herrn eine Zigarre nimmt, so gleicht eine 
Handlung d('r andoren — deshalb sind sie ein fortgesetztes 
Verbrechen. Findet er aber später das Kästchen vei-schlossen 

> und nimmt eine Zigarre, nachdem er dasselbe erbrochen hat| 
so soll diese Handlung mit der früheren zu einer Ver« 

. brechenseinheit nicht verschmelzen, da sie in ihrem Verlauf 
den übrigen nicht gleicht. Aber besteht wirkliche Gleichheit 

• in den anderen Fällen? Wird nicht schon durch die Ver- 

• schiedenheit des Objekts die Gleichartigkeit der Handlung 
gestört? Ist sie auch dann vorhanden, wenn in dem offenen 

: Kästchen sich verschiedene Raiiclmtensilien befanden und 
. der Diener einmal eine Sechspfennigzigarre, dann eine Zigar- 
: rette, später eine schwere Habana entnimmt? Auch darüber 
erhalten wir durch die v. Lisztsche Theorie keine Auskunft, 
ob die Verbrechenseinheit bestehen bleibt, wenn die ge- 
stohlenen Gegenstände verschiedenen Personen gehiircn. Soll 
sie vorhanden sein, wenn der Diener unter den täglich ent- 
nommenen Zigarren sich eine aneignet, welche der Freund 
seines Herrn tagszuvor dort tiegen Hess? Eine andere 
Schwierigkeit erwächst daraus, dass die Zwischenzeit zwischen 
den einzelnen Handiniit^en nicht mit in Rechnung gozoj^en 
wird, während sie doch unmöglich völlig irrelevant sein 
kann. «Denn wenn zwischen den einzelnen Zigarrendiebstählen 

• Monate oder Jahre verstreichen, so wird man trotz der Gleich- 
arii^keit der Handlungen keine Verbrechenseinheit annelimen 
können. Das Kriterium sciieint endlich auch darum zur 

. Konstruktion der Verbrechenseinheit ungeeignet, weil es ein 
Accidenz der Handlung ist. Was aber den Handlungen nur 
«ufällig eigcntttmlich ist, kann nicht das Moment sein, welches 
sie so selu* mit einander versclnnelzen lässt, dass sie, obwohl 
schon einzeln sti-afbar, nur ein einziges Verbrechen bilden. 
Die Umwandlung der Verbrechensmehrheit in eine Verbrechens- 
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einheit ist etwas 8o Ausserordentliches, dass sie nur aus 
einem integrierenden Bestandteil der Handlung konstniiert 
werden kann. 

Das Wesentiichgte der Handlung ist der Erfolg. In ihm 

allein scheint die Zusammenfassung zu einer Einheit möglich. 
Auch Y. Liszt gesteht ihm eine einigende Kraft zu. Doch 
tsoll er nur eine Mehrheit von Köperhewegungen zu einer 
nattlrlichen Handlung verbinden kdnnen. Was aber v. Liszt 
als eine Handlnngseinheit ansieht, ist in Wahrheit eine Ver- 
brechenseinheit. Es ist gewiss, wie er meint, nur eine 
Sachbeschädigung, wenn ein Marmorstandbüd durch wieder- 
holte Hammerschläge zertrflmmert wird. Aber schon jeder 
Schlag, nicht erst die G^esamthett der Schläge, verursacht 
eine Sachbeschädigung. Der Fall ist also diu'chaiis nicht 
anders zu beurteilen, als das bei v. Liszt angeführte Bei- 
spiel des fortgesetzten Ehebruchs mit derselben Person. Ist 
hier jeder Beischlafsakt eine Handlung, wie v. Liszt zugibt, 
so muss eine solche auch jeder Schlag gegen das Stand- 
bild sein. Liegen dort mehrere Handlungen vor, so auch 
hier. Lässt nun v. Liszt in dem erst angefülirten ii'aii den 
Srfolg eine Yerbrechenseinheit schaffen, so muss dies auch 
in dem anderen m(Sg]ich sein. 

In dem Erfolg haben wir zwei Momente unterschieden: 
erstens die natürliche ^\ irkiing und zweitens die Rechts^ 
Wirkung. Weil der Erfolg sich aus diesen beiden StüdLcn 
zusammensetzt, so kann die Einheit der natürlichen Wirkungen 
mit der Einheit der Erfolge nicht zusammenfaHen. Die 
natürliche Wirkimjj: ist die Voraussetzung, die Rechtsquaiität 
aber macht jene erst zum Erfolg. Darum kann bei mehreren 
natürlichen Wirkungen, die nur eine rechtliche Qualität be- 
sitzen, nur ein Erfolg entstehen, während umgekehrt die 
mehrfache rechtliche QuaUtät bei einer natürlichen Wirkung 
die Annahme einer Mehrheit von Erfolgen zulässt. Was die 
verschiedenen Handlungen zusammenschliesst, ist nicht das 
Bewirken mehrerer gleicher Erfolge, sondern das, dass sie 
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alle sasammen nur einen einzigen heiMfOhren. Zur Br» 

läuterung wollen wir an das mehrfach zitierte Beispiel der 
Zertrümmerung einer Statue anknöpfen. Die Gesamtheit der 
Schläge hat einen Schaden von einem «gewissen Umfang zur 
Folge, d. h. eine natürliche Wirkung, welche aber das Pro- 
dukt einer fieihe Ton Handlungen ist. Deren Zahl ist ohne 
Bedeiituri^v Sie kann von 1 bis x steigen, ohne dass das 
Wesen dey Erfolges dadurch geändert wird. Das Resultat 
^us der Gesamtheit der einzelnen Handinngen kommt recht* 
lieh nnr«nadi einer Bichtnng in Betracht. Denn in jeder 
dneelnen Handhmg hat der Thftter swar dne fremde Sache 
beschädigt, aber durch jede dasselbe konkrete Rechtsgut 
verletzt, dasselbe Strafgesetz übertreten.^) Ein qualita- 
tiver Unterschied swischen den einzelnen Schlägen nnd der 
Oesamtheit derselben besteht nicht. Alle zusammen be- 
wirken nur einen einzigen Erfolg, geradeso wie jede ein- 
zelne Handluns^. Der Erfolg hängt daher nicht von der 
Einheit oder Mehrheit der Handlungen ab. Durch einen 
Sdüag kann die ganze Statue in Stücke zertrümmert und 
durch eine grosse Rdhe von Schlägen doch nur eine klmne 
unmerkliche Beschädigung verursacht werden. Ist der Scha- 
den A eingetreten, so macht es für die Beurteilung der That 
zwar einen Unterschied, ob er durch eine oder mehrere Hand- 
iungen bewurkt ist, aber lediglich nach der subjektiven Bäte 
hin. Es vst erheblich, ob sich jemand ein- oder mehr- 

0 Auch die Emheit des verletzten Gesetees ist von Bedeutimg. 
Denn ein fortgesetetes Verbrechen kenn nur auf Grund des poslthttn 
Rechts^ also auf Grund eines bestimmten Gesetzes, angenommen werden. 
Daber erscheint nicht als ein Verbrechen: „wenn ein Schlag aus der 
Eeihe der zuf::efügten Misshandlungen dem Getroffenen das Auge kostet." 
ßindiner a. a. 0. S. 546 ist trotz seines richtigen Ausgangspunktes zu der 
missbiUigLt Ii Ansicht infolge seiner unhaltbaren Unterscheidung zwischen 
Delikts- und Verbrechenseinheit gelangt. Noch weniger als ihm kiinn 
mim Krug zustimmen, der a. a. 0. S. 18 die Uebertretungen der ver- 
schiedensten Gesetze bei einer Gelegenheit ein fortgesetztes Verbrechen, 
bilden lässt. 
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mals zu einer rechts verletzeudon Handlung entschlossen hat. 
Aber wie die subjektive Seite des Verbrechens für die Hand- 
lung überhaupt, so ist sie auch für die rechtliche Seite des 
Srfolgs bedeutungslos« 

Der Totaleffekt, in welchem die sämtlichen Handlungen 
zusammenlaufen, wird nicht auf einmal erreicht. Der Erfolg 
besteht keineswegs schon mit der ersten Wirkung^ Wer dies 
behauptet, muss alle nachfolgenden Handlungen straflos lassen. 
Ebensowenig scheint die zweite, dritte sp&tere Wirkung aus- 
schlaggebend. Hiermit treten wir der Ansicht v. Buris^) 
entgegen, auf die wir eingehen müssen, v. Buri sagt: „Es 
ist vielmehr allein die zweite Rechtsverletzung, auf deren 
fiechnung der {Üntritt des yeränderten Resultats gesetzt 
werden kann.*' Nehmen wir an, dass er unter der ssweiten 
Rechtsverletzung die durch die zweite Handlung herbeige- 
führte Wirkung versteht, so haben wir einzuwenden, dass 
diese gar keine Veränderung des Besulti^ts mit sich zu 
bringen braucht. Denn der ^eite Schlag kann, wenn er 
auch gewiss , um die Handlung nicht als blossen Versuch 
erscheinen zu lassen, die Sachsubstanz verringern muss,^ 
einen nur so unbedeutenden. Schaden anrichten, dass die 
Yergrösserung des Umfanges des Schadens unerheblich ist, 
wie dann, wenn nach dem ersten Schlaga der den Kopf der 
Statue zertrümmert, durch einen zweiten ein Marmorstück- 
ohen am Halse ausgehauen wird. 

Versteht man unter der Rechtsverletzung die verletzende 
flieindlung, so ist einzuwenden, dass ^ch der £rfolg 
zwar nach der ersten Handlung ändert, aber der schliess- 
lich vorhandene aus beiden Handlungen, nicht nur aus 
der zweiten hervorgegangen ist. Demnach kann bei zwei 
Handlungen, deren subjektive Verschuldung und natürliche 
Wirkung gleich gross sind — zum Beispiel wenn der Statue 



') V. Buri a. a. 0. S. 69. 

^ Reichsgericht 19. Okt 1885. E. Bd. 13 S. 27. 
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nacheinander beide Arme m gleicher Höhe abgeschhigen 
werden — mit v. Buri nicht gefolgert werden, dass die 
zweite Handlung deshalb, weil durch die erste die Statue 
bereits beschädigt war, um so geringer strafbar erscheine« 
Die eine wie die andere Handlung ist Sachbeschädigung mit 
gleich grosseDi Erfolg. Die zweite Handlung anders zu be- 
urteilen, weil schon eine gewisse Wirkung vorliegt, ist un- 
statthaft Denn jede Handlung darf nur aus sich selbst be- 
urteilt werden. 

Der Unterschied zwischen der v. Buri sehen und unserer 
Ansicht kommt nanientlicb bei der Strafbemessung zum Aus- 
druck. Angenommen die Strafe für die erste von zwei zu 
einem fortgesetzten Verbrechen zu yereinigenden Handlungen 
wäre = a. so wi&rde nach t. Buris Theorie die Strafe 
für beide Ilciiidluugen ■= a -|- (a — 1) sein, während sie sich 
.nach unserer Ansicht aus a überhaupt nicht berechnen lässt. 
Hätte dep Thäter nach der ersten Handlung aufgehört, so 
wäre die Strafe a über ihn zu veiiiängen. Nach Abschluss 
'der zweiten Handlung ändert sie sich wegen der Aenderung 
des Erfolgs. Es ist nunmehr auf eine Strafe zu erkennen, 
welche regelmässig grösser als a ist, und gefunden wird 
.aus der subjektiven Verschuldung und aus dem durch die 
'Gesamtheit der Handlungen herbeigeführten Erfolg. 

V. Buri lässt die Strafe a unbedingt verwirkt sein, mag 
auch eine zweite Handlung hinzukommen. Diese soll die 
Grösse der durch die erste verwirkten Strafe nur modifiziren. 
Nach unserer Ansicht ist die Strafe für die erste Handlung 
bloss bedingt verwirkt. Durch die zweite Handlung tritt 
inne ganz andere Strafgrösse an ihre Stelle. Dadurch wird 
nicht der Grundsatz alteriit, dass die Strafe schon mit Be- 
gehung der Handlung feststeht; denn eine verwirkte Strafe 
braucht nicht verwirkt zu bleiben. So ist in dem Augen- 



Darum verneinen wir ihre Selbständigkeit und die Anwendbarkeit 
des § 74; vergl t. Bari a. a. 0. S. 118. 
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blick, in dem die That das Stadium des "Veibuchs erreicht, 
die Strafe für diesen begründet, macht aber, sobald die That 
weiter fortschreitet, der Strafe für das vollendete Yerbrechea 
Platz. 

Nach V. Buris Meinung ist die Strafe für die beidea 
Handlungen eine Summe aus zwei Summanden, nach unserer 
eine dnheitliche Grösse. Als solche mnss sie uns erscheinen, 
weil w das die yerschiedenen Handlungen Einigende in dem 
Zusammenfiuss zu einem Erfolg sehen. 

Die Zwischenzeit zwischen den einzelnen Handlunj}fen ist 
dabei irrelevant. Aber wie ein grösserer Zeitabiaul Kechts- 
wirkungen zu schaffen mag, so hat er auch die Kraft, die 
der Rechtsgttterwelt geschlagenen Wunden zu heilen. Mit 
der Zeit verwischt sich das Andenken an die That. Es tritt 
ein Zii^^tand der Ruhe ein. Nach deren Eintritt wird eine 
Handlung nicht mehr als Fortsetzung des früheren Ver» 
brechens, sondern nur als ein zweites gelten können. Be* 
sitzer, der es als eine Störung empfindet, wenn ihm mehrere 
Tage hintereinander Sachen entwendet werden, hält sich für 
zweimal bestohlen, wenn heute und übers Jahr bei ihm ein- 
gebrochen wird. 

Das fortgesetzte Verbrechen, wie wir es konstruiert 
haben, bildet zu der gesetzlichen Einheit insofern einen 
Gegensatz, als hier mehrere Handlungen auch dann zu einer 
Einheit zusammengefasst werden, wenn sie einen einheit- 
lichen Erfolg nicht bilden. Darum ist eine gesetzliche Ein- 
h^t nur anzunehmen, wenn man sich auf eine ausdrflck* 
liehe Vorschrift des Gesetzes berufen kann. Solche ist bei 
den fortgesetzten Verbrechen nicht nötig. Seine Möglich» 
keit ergibt sich aus der Natur des Verbrechens.^) 

r 

^) Zwischen der sog. gesetzlichen Einheit und dem fortgesetzten 
Verbrechen besteht ein tiefgehender Gegensatz. Daa fortgesetzte Ver- 
brechen entsteht durch die Natur des Verbrechens, die gesetzliche Einheit 
wird erst künstlich durch das Gesetz geschaffen. Jenes ist eine Einheit 
um des eiiiheitliclieii Erfolgs wiHeii, diese eine Einheit nach dem Mac^t- 
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Mithin ist es aiclit zu beklagen, dass wir über dasselbe 
keine Bestimmung im Gesetze ünden. Das ist sogar ein Fort- 
schritt^) gegenüber den Mlieren Kodi^cationen, die zumeist 
eine wenig korrekte Defimtion.^ «vijgettoinmen hatten. Aus 
fkr NkhtexistenE einar solehen Bestimmung kann man aber 
nichts darüVx r folgern, ob man ein lortgesetztes Verbrochen 
anzunehmen berechtigt ist oder nicht, ^) Denn eine gesetz- 
Üehe l^orm finden w in der Bestimmung über jedes einselne 
Yerbredien, insofern dieses so konstruiert ist, dass bei ihm 
eine Mehrheit von Handlungen in einen einheitlichen Erfolg 
zusammenfliessen kann. Somit käme es mir darauf an, den 
Erfolg jeder Verbrechensart festzustellen. Alsdann wird 
sieh die Frage, ob bei ihm melurere strafbare flandiungen 
ein fortgesetztes Verbrechen bilden kennen, ohne Schwierig- 
keit beantworten lassen. 

§2. 

Anwendung des Begriffs des fortgesetzten Verbrechens 

auf einzelne Delikte. 

Die Tötung ist die Vernichtung des individuellen Lebens, 
ihr Jiriolg der Tod des Individuums. Darum hat der, welcher 
den A und den B hintereinander tötete, zwei selbständige, 
nicht zu vereinigende Erfolge herbeigeführt. Er kann, selbst 



öpruch des Gesetzgebers, der die einzelneu stral baren Handlungen auch 
dann zusamTnenschliesst, wenn es an einem einheitlichen Erfolg fehlt, — 
Darum ist die Polemik Biudingg, Handbaoh 8.594, gegen die Unter- 
scheidung völlig unbegründet. 

*) S. Banger a. a. 0. S. 672; Schütze, Zeitschrift a. a, 0. 
S. 70. 

^ Z. B. Bayern 1813 Art. 110; Sachsen 1838 Art. 49; 1855 Art. 78; 
Württembei^ Art 22; Hannover Art. 106: Braunschweig § 26; Baden 
$ 180 f.; Hessen Art. Ulf.; Thüringen Art. 51; Haniburg Art. 63. 

3) Reichsgericht 21. Dez. 1888. E. Bd. 18 S. 317; 23./28. Mai 1891. 
E. Bd. 22 S.22; Bin ding, GrundrUa S. 183, — A. M. z.B. Oppenhoff, 
Strafgesetzbuch § U N. 8. 
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weün beide Handlungoü dem gleichen Motive entsprangen, 
nicht nur ein Verbrechen verübt haben. ^) 

Bei der Körperverletzung wd wegen des Eingriffs 
in die körperliche Integril&t eines Individuums Strafe ver- 
hängt. Jede Misshandlung stellt sich ohne Rttcksicht auf 
ihren Umfang als eine Körperverletzung dar, sofern sie 
nicht zum Tode fuhrt. Ist 1 t/teres der Fall^ dann ist ein 
qualitativ verschiedener Erfolg eingetreten. Dagegen ist 
ein quantitativ anderer vorhanden, wenn nicht nur eine, 
sondern mehrere Wunden beigebracht sind. Die mehrfacho 
Verwundung läuft auf einen Erfolg aber auch dann hinaus, 
wenn sie das Resultat mehrerer Handlungen ist. Denn 
mehrere Wunden zusammen beeintIiU^ht^gen nur ein gewisses 
Mass der körperlichen Integrität Da dasselbe zur Begrün- 
dimg des Delikts nicht von Belang ist, so sind die darauf 
abzielenden Handlungen keine selbständigen Verbrechen. 
Als Probe für die Bichtigkeit lässt sich anführen, dass die* 
selbe Grösse der Verletzung auch durch eine Handlung 
hätte verursacht werden können, ohne dass man Bedenken 
tragen würde, wesrcn nur eines Erfolsjes zu strafen. Da 
nun die Zwischenzeit zwischen den einzelnen Handlungen 
keine Rolle spielt,^ so ist es wegen des einheitlichen Erfolgs 
ebenso ein fortgesetztes Verbrechen, wenn X dem A eine 
Tracht Prügel gibt, als wenn er nach einer Pause ihm aber- 
mals ein paar Schläge versetzt. Zwischen den einzelnen 
Schlägen kann sogar eine geraume Zeit liegen, ohne dass 
die Einheit des Verbrechens aufhört. Ist abet in der 
Zwischenzeit die Störung der Rechtsordnung wieder ausge- 
glichen, die Wunde wieder geheilt, so ist die abermalige 
Verwundung derselben Person ein zweites Verbrechen. 

^) Siugulär die abweichende Ansicht Krug«: a. a. 0. S. 35 und 
fthnlick Rosshirt, Lehrbuch S. 113, der in der Tötung von ZwiUingeii 
„fortgesetzten Eindsmord'' sieht. 

^ Binding, Handbuch S. 546. 
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Dieselben G-esichtspunkte wie bei der Körperverletzung 
machen sich bei der Beleidigung geltend« Der Erfolg be- 
steht in der Verletzung der Ehre einer bestimmten Person. 
Ob die Yerletsnng im grösseren oder geringeren Masse statt- 
fand, ändert nicht die Natur des Verbrechens. Wenn X 
dem A lünlmal hintereinander ein »Dciimähwort zuruft, so 
hat er doch die Eiire desselben nur einmal yerletsst» Bei 
der Beurteilung der That' ist es gleichgültig, ob jede einzelne 
Schmähung aus dem gleichen Motiv oder einem besonderen 
Grunde zugefügt wurde. ^) und ob sie sich gepren ein oder 
mehrere Interessen des Verletzten richtete,*^) z. B. das eine 
Wort sich auf das eheliche Leben, das andere auf die patrio» 
tische Gesinnung des A bezog. Es bleibt auch ein einziges 
Delikt, wenn die Begehungsweise verschieden war, die eine 
Schmähung mündlich, die andere schriftlich erfolgte. 

Eine Yerbrechenseinheit ist yorhanden, wenn es sich 
um die Beleidigung einer einzigen Person handelte Sobald 
mehrere Personen beleidigt sind, Wrt aueh die Verlnrechens- 
einheit ebenso wie bei der Körperverlctziui^ auf. Freilich 
ist sie nicht schon dann ausgeschlossen, wenn die Beleidigung 
über die Verletzung einer einzelnen physischen Person 
hinausreicht. Soweit eine Gesamtpersönlichkeit, eine Klasse 
von Menschen beleidigt werden kann, 3) ist, selbst wenn 
sich mehrere beleidigt fühlen, nur ein Verbrechen anzu- 
nehmen. Denn die That richtete sich gegen eine individuelle 
Einheit. 

Gr($ssere Schwierigkeiten treten uns bei einigen Ver- 

mögensdelikten, namentlich bei den Entwendungen, ent- 
gegen. Sie liegen darin, dass das Rechtsgut des Eigen ti|mers 
sich in jedem Objekt repräsentiert, dass aber nicht soyiele 

>) Bichtig Merkel a. a. 0. S. 156. . 
^ Wie Bttnger a. a. 0. S. 070 meint 

^ Isirieveit dies möglich ist, darttber Tergl. t. Liest a. 0. 
S. 849 IT.; Heyer, Lehrbuch S. 596. 
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Delikte angenommen werden kOnnen, als selbständige Ob* 

jekte entwendet sind. Denn deren Selbständigkeit ist eine 
zufällige Erscheinung. Sie kann heute vorhanden und morgen 
verschwunden sein. Umgekehrt können heute mehrere selbst* 
staadige Objekte vorliegen,. die noeh korz zoror eine Sinheifc 
bildeten. Die goldene Schale, die heute ganz und morgen 
in zwei Stücke zerschlagcm ist, bleibt trotz ihies veränderten 
äusseren Zustandes in derselben Beziehung zum Eigentümer. 
Damm ist es ohne Bedentnng fUr die Einheit des Erfolgs^ 
ob jemand mit einem Diebesgriff die ganze Schale oder ihre 
beiden Elften nimmt. Dasselbe ^t, wenn jemand mit 
einem Griff eine Anzahl Goldstücke, die zuvor zu einer 
Kolle zusammengelegt waren, oder gar verschiedene Gegeu- 
sttode „wie eine Zigarre und einen Diamantnng^ ^) entwendet. 
Eine Handlung ist es, da der Dieb nur eine Thäti^eit 
vornimmt und die eine Handlung nur einen Erfolg enthält. 
"Dieser besteht darin, dass dem Eigentümer die Möglichkeit, 
auf Objekte seines Eigentums einzuwhrken, entzogen wird. 
Der Erfolg ist also die Aufhebung des fremden Gewahrsams 
resp. die Begründung des eigenen an fremdem Gut. Die 
einzelnen entwendeten Gegenstände können als solche nur 
in Betracht kommen, wenn sie durch das Gesetz besonders 
gesehützt sind. 

liegt ein einheitlicher Erfolg vor, wenn mehrere Sachen 
mit einem Diebesgriff gestohlen sind, so muss es auch nur 
ein Erfolir bleiben, wenn da.sselbe in nieluTren Handlungen 
ausgeilihrt wurde Für die Einheit des Erfolgs und so- 
mit des Yorbrechens ist es gleichgültig, ob 100 Mark aui 
einmal oder fttnfmal je 20 Mark genommen sind, ob der 
Dieb fünf Hemden von der Bleiche auf einmal oder eins 



*) A. M. V. Buri a. a. 0. S. 51. der zwei Verbrechen aniümmt. 

*) A. M. V. Buri a, a. 0. S. 52. — Der Dieb, der eutschlosseu, ein© 
Sacke zu stehlen, sie zerschlägt und ia Teilen wegträgt, soll also mehrere 
Diebstähle verübt haben I? 
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nach dem «ndem wegMgt^ wenn aneh der, weli^er sich 
das fremde Gut auf einmal imeignet, mcfat in dem gldeben 

Masse btraibar ist wie der, welcher fünfmal zu einem 
Diebetahl sich entäciiiussen h&iJ) Die Yerbrechenseinheit in 
dem SEweitea Beispiel wird dadurch nicht gestört, dass • der 
IMeb in grosseren Zwischenribunen z. B. in fünf Nächten 
hintereinander sich die Hemden holt Auch die Gleieli- 
arligkeit der ent^rndoten Sachen bo^-ündet keinen Untcr- 
SQhied. Denn au dem emheitlichen Erl ilg wird dadurch 
nii^tB geändert» Deshalb ist nnr ein Verbrechen ansit- 
nehmen, wenn ein Banmeister das fremde Baumaterial 
(Balken, Eisenteile, Ziegel etc.) anstatt auf einmal nach und 
nach entwendet. 

Stehen die gestohlenen Sachen im Eigentum mehrerer 
oder yerschiedener Personen, so ist Verbrechenseinheit jeden* 
falls dann gegeben, wenn sie mit einer Handlung genommen 
sind. Wie aber ist zu entscluideü, wenn sich jede Hand- 
lung gegen ein Eigentumsstück einer anderen Person^) 
richtete? Bei der Beantwortung dieser Frage mtlssen wir 
daran festhalten, dass das Eigentum zwar Bechtsgut des 
einzehien ist, dass aber dem Th&ter in dem Objekt nicht die 
Individualität des Eigentums entgegentritt. Darum macht 
es nichts aus, ob die eine gestohlene Sache gerade dem A 
oder dem B gehört Ebenso jLommt es nicht darauf an, ob 
sich die eine Handlung gegen das Eigentum mehrerer Per- 
sonen richtet. Wer aus einem Zinuner dem Hausherrn, dem 
Haussohn und dem Stiibenmioter gehörige Sachen a;Uf einmal 
stiehlt, hat trotz der Verletzung der Eigentumsrechte ver- 
schiedener Personen nicht mehrere Verbrechen begangen« 
Gleicherweise muss aber auch eine Einheit angenommea 

Zu dem gleichen Ergebnis kommt Merkel, Fortges. Verbr. S. 138, 
aber aus dem nicht zu billigenden Grimde, dass der Wert der entwendeten 
Gegensiäudc f uticheide» 

^ S. Merkel a. a. 0. S. 142. 
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werden, wenn diese That in einzelnen Handlungen yollflthrt 

wurde. Ein einheitlicher Erfolg liegt vor, weil sämtliche 
Verletzung:on an einer einzigen Stelle eintraten, während 
es mehrere Erfolge und mehrere Diebstähle sein würden, 
wenn an Terschiedenen Orten gestohlen worden wftre. 
Als Ort kommt rechtHch das Grebiet der Herrschaft des Ge- 
wahrsamsinhabers in Betracht. Es ist nur ein Diebstahl be- 
gangen, wenn aus dem Wohnhaus und der abseits liegenden 
Scheune desselben Besitzers gestohlen wurde. Denn dann ist 
nur in ein Herrschaftsgebiet eingegriffen worden. Dagegen 
sind es mehrere Verbrechen, wenn heute der Gewahrsam des 
HauswirtR. morgen der des Mieters gestört wircl^) 

Dass an den gestohlenen Gegenständen noch ein Mit- 
gewahrsam besteht, ist unerheblich. So wenig wie das 
Miteigentum und der Mitbesitz, so wenig ändert der Mit- 
gewahrsam etwas an der Rechtsauffassung. Es sind viel- 
mehr so viele Diebstähle verübt, als Personen in ihrem Ge- 
wahrsam oder Mitgewahrsam durch selbständige Handlung 
verletzt worden sind. 

Auch bei der Unterschlagung besteht der Erfolg in 
einer vSt^rung des fremden Hcrrschaftsvcrhältnisses. Wäh- 
rend aber der Dieb sich erst eine Herrschaft über die fremde 
Sache verschaffen muss, besitzt sie bereits der Unterschläger, 
Der strafbar machende Erfolg wird daher bei der Unter- 
schlagung nicht durch die Begründung, sondern durch die 
Aenderung des Herrschaftsverhältnisses an der Sache her- 
beigeführt. Diese Aenderung ist das Charakteristische, So 
Viele Herrschaftsverhältnisse Aber fremdes Gut geändert sind, 
soviele Verbrechen sind begangen. Ist nur eins geändert^ 

*) Derselbe GeBichtspunkt entscheidet auch dann, wenn die eine 

Haiidluiig in untergeordnotem Verhältnis zur andern steht, z. B, eine das 
Mittel der anderen bildet. Ob der Dieb, der /.unachst den bchltlssel 
stiehlt, um dauut den Schrank zu öffnen, zwei Vorbrechcin begangeu hat, 
hängt mithin davon ab, ob er mit beiden Handlungen in verschiedene 
fremde Gewahrsame eingriff. 
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bo liegt, wenn auch die unterschlagenen Sachen mehrere 
Herren haben, nur ein Verbrechen Yor. Wer als Post- 
beamter Gelder Terschiedener Personen, die er in Yerwahmng 
hatte, durch mehrere selbständige Handlungen sich aneignet, 
veriibt nur ein Verbrechen, selbst wenn die einzelnen Unter- 
schlagungen unter verschiedenen Modalitäten erfolgen. Da- 
gegen ist von einem fortgesetzten Verbrechen keine Rede, 
wenn der Postbeamte ausser den Postgeldem noch andere 
unterschlägt, die ihm als Privatperson oder z. B. als Vor- 
stand eines Vereins anvertraut wuiden. Ebenso sind es 
zwei Verbrechen, wenn der Postbeamte ausser den vom 
Publikom eingezahlten Beträgen andere Postgelder unter- 
schlägt, die er in anderer Eigenschaft, z. B. als Vorgesetzter 
zur Ausloiiniinir der Unt^rbeamten empfangen hat. Weil 
hier der Beamte in einem anderen HerrschaftÄverhältnis zu 
den bei seiner Postanstalt eingezahlten Beträgen steht, darum 
ist ein besonderes Delikt anzunehmen. 

Was die Körperverletzung unter den Verbrechen gegen 
die Person, ist die vSachbeschädifriin ir unter denen j^egen 
das Vermögen. Die Beschädigungen einer Statue durch mehrere 
Axthiebe, wie die Verwundungen einer Person durch mehrere 
Stiche unterscheiden sich nur quantitativ. In der Körper- 
verletzung wird die Integrität einer Person, in der Sachbe- 
schädigung die einer Sache verletzt. Ein einheitlicher Er- 
folg ist bei der Körperverletzung nicht mehr vorhanden, 
wenn mit jeder Handlung eine andere Person angegriffen 
wird. Etwas Ähnliches muss in Bezug auf die Sachbeschä- 
dijirunof ekelten. Er hört bei dieser auf. wenn die ein- 
zelnen Handlungen sich gegen verschiedene Sachen richten. 
Doch nicht so leicht wie dort, wird hier die Einheit des Ob- 
jekts bestimmt. Was uns als solche erscheint, ist oft eine 
zusammengesetzte Sache und das, was uns zunächst als eine 
Einzelsache dünkt, nur Bestandteil einer anderen. Der straf- 
rechtliche Begriff der Sacheinheit ist ein weiterer und geht 
Ober den zivilrechtlichen hinaus. Er lässt ein blosses Neben- 

Wftchenfeld, YttbreelMBikoBkomoi. 8 
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einander im abgegrenzten Raum genügen.^) Eine Sachein- 
faeit bilden die yerschiedenartigsten Porzellan-, Glas-, Terra- 
kottawaren, die in einem Schaufenster ausgestellt sind. Wer 

sie durch eine Reihe von SteinwüitVn zertrümmert, hat sich 
nur eines Verbrechens schuldig gemacht. Ebenso X, der 
die Figaren an einer BrüdLe oder die Bildwerke in einem 
Parke oder eine Allee dadurch zerstört, dass er von Zeit 
zu Zeit Quecksilber in. die Bäume giesst. Denn in allen 
Fällen ist eiu Erfolg herbeigeführt. Ein Eifolg ist es 
wegen der Einheit der zerstörten Sache, und diese Ein- 
heit ist begründet, weil .'die einzelnen Dinge sehon durch 
ihre räumliche Beziehung zu einander eine Sacheinheit aus- 
machen. 

Von der Sachbeschädigung unterscheidet sich die Brand- 
stiftung nur durch das eigentümliche Mittel. Darum richtet 
sich auch hier die Einheit des Erfolgs nach der Sachdnheit. 
Es ist deshalb nur eine Brandstiftung, wenn an den vier 
Seiten eines Gebäudes oder Gehölts Brand gelegt ist, nui" 
eine Brandstiftung, wenn ein Wald an zwei Stellen ange- 
steckt wird. Dagegen suid es verschiedene Brandstiftungen, 
wenn in zwei liUimlich getrennte Waldkomplexe Brände ge- 
schleudert werden. 2) 

Beim Betrug erscheint als näcliste relevante Wirkung 
die hervorgerufene Täuschung. Was ihr nachfolgt, ist em 
Thun d^ Getäus^diten selbst, das jedoch ohne Bewusstsein 
von der KausaülAt dieses Thuns stattfindet. Daher äussert sich 
in ihm die Fortwirkung der verbreclierischen Thätigkeit. Der 
Täuschende handelt in dem, was der Getäuschte thut. Seine 
Handlung endet erst mit der Vermügensbeschädigung des 

*) DasB nicht nur eine natOrlichf sondern auch eine konstlidi sn- 
Bammengesetzte Sacheinheit Gegenstand eines Yerbrechens bildet^ irird 
aUgemem anerkannt Vergl. Oppenhoff, Strafgesetobnch § 308 N. 9; 
Meyer, Lehrbuch S. 628; Reichsger. 19. Okt. 1886. 

^ S. Merkel a. a. 0. S. 134 f.; Schütze, Zeitschrift a. a, 0. 
S. 70; Hiller, Gerichtssaal Bd. 32 S. 226. 



üiyiiizea by Google 



115 



Getäuschten.^) DeumacU geh(>rt der] Schaden, gleichgültig, 
an welchen YermögensstQcken und in welchem Umfang 
verursacht, zum Erfolg der betrügerischen Handlung. 

Dass ein Verraögcnsschaden zu^efütrt ist, macht aber 
allein noch nicht den Erfolg aus. Hierlür kommt es auch 
auf die Art und Weise der ZufQgung an« Die Schädigung 
muss gerade durch Täuschung einer Person herbeigeführt 
sein. Daraus folgt erstens, dass zwar nur ein Verbrechen 
vorliegt., wenn ein Vermögen heschädigt ist. Aber die An- 
nahme einer Verbrechensmehrheit wii'd dm-ch die Mehrheit 
der beschädigten Vermögen so wenig wie bei dem Diebstahl 
und der Unterschlagung gerechtfertigt« Zweitens ergibt sich, 
dass nur bei Einheit des Getäuschten eine Verbrochens ein- 
heit möglich ist. Ob das Vertrauen einer oder mehrerer 
Personen misbraucht wurde, nicht aber, ob dasselbe Faktum 
oder verschiedene Pakta rechtswidrig entstellt und mehrfach 
benutzt wurden, ist ausschlaggebend. Wer derselben Person 
heute dieses, morgen jenes vorschwindelt, sie heute um 
10 M., morgen um 20 M. prellt, ist wegen eines Betrugs 
zu strafen. Wer aber die gleiche Schwindelei heute dem A, 
.morgen dem B vormacht, muss sich wegen zweier Ver- 
brechen verantworten, selbst wenn ihn in beiden Fällen nur 
eine Absicht leitete, und er nur einen Vorteil erhoffte. 

Der wesentlichste Akt der Urkundenfälschung ist 
das Fälschen resp. Verfälschen der Urkunde. Demgemäss 
haben wir zunächst zu fragen, wann eine Fälschung vor- 
handen ist. 

Nacli der Ratio des Gesetzes dient dieses dem Schutz 
der Verkehrssicherheit Dieselbe kann durch jede Fälschung 
gefährdet werden. Die Anzahl der Fälschungen ist für die 
Zahl der Verbrechen also nicht unerheblich. Aber die Ge- 
fährdung der Verkehrssicherheit soll nur dann geahndet 
werden, wenn eine Urkunde das Mittel war. Also kommt es 

0 S. V. Liszt, Lehrbueli S. 489: „Der TSnsch^nde ist es ja, der 
selbst das Vermögen des Get&ttschteit beschAdigt'^ 



üiguizeü by Google 



116 

aneh auf die Zahl der gefälschten Urkunden an. Folglich 
ist eine Mehrheit von Urkumleüläl.sehunfren müg-lich: erstens 
durch die Fälschung von mehreren Dokumenten und zweitens 
durch die Aenderung mehrerer Rechtsverh^tiusse in derselben 
Urkunde.^) Nun ist aber nicht die Urkundenfälschung an 
sich, sondern eret durcli da^ Gebrauchen der Urkunde 
strafbar. In der Benutzung einer Urkunde, mag sie auch 
verschiedene JEiechtsverhältnisse betreffen, liegt kein mehr- 
faches Gebrauchmachen. Daher ist es nur ein Delikt^ 
wenn die eine benutzte Urkunde mehrfach gefälscht wurde. 
Ein m einfaches Gebrauchmachen ist dagegen die mehrmalige 
Benutzung einer und derselben Urkunde. Trotzdem ist aber 
nur ein Verbrechen vorhanden, wenn sie nur eine Fälschung 
enthält. Enthält sie mehrere, so kommt es darauf an, ob 
sich bei den einzelnen Verwendungen auf dieselben oder auf 
verschiedene ihi*er falschen Angaben bezogen wurde. 

Die Sittlichkeitsdelikte erledigen sich einfach. 

Das strafwürdige der Vornahme unzUchtiger Handlungen 
nach § 176 ist die Olefährdung der psychischen und physischen 
Gesundheit der Person, mit welcher die unzüchtigen Handiungen 
vorgenonunen werden. Der Erfolg ist sonach die Wirkung, 
welche eine solche Gefahrdung involviert. Da die Gesundheit 
ein individuelles Gut ist, so stellen unzüchtige Handlungen an 
mehreren Personen mehrere Verbrechen dar, 2) während sie 
nur eins ergeben, falls sie mit derselben Person, obwohl zu 
verschiedenen Zeiten, stattünden.^) 

Der Erfolg beim Ehebruch ist die Störung der Ehe, sei 
es durch den untreuen Ehegatten oder durch den Dritten. 

Wer mit derselben fremden Ehefrau mehrnuils konkum- 
biert, hat nui- ein Delikt begangen, da sein Treiben nur 
eine Ehe störte. Hat er dagegen mehrere Ehefrauen ver- 
führt, so hat er so viele Verbrechen verübt, als er in fremde 

») Beides hält'Merkel a. a. 0. S. 150 f. für unerheblich. 

Merkel a. &. 0. S. 154: John, Fortges. Verbreohen S. 54. 
^ Merkel &. a. 0. S. 160. 
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Ehen eiugiiff. Auf selten der Ehefirau, die sich mit melueren 
einlädst, liegt, da sie nur eine Ehe verletzt, auch nur ein 
Ehebruch vor. Jeder Konkumbent hat sich aber eines be- 
sonderen Ehebruchs schuldig gemacht, selbst wenn die Frau 
schon zuvor die Ehe gebrochoii hat. Denn eine Ehe bean- 
sprucht jedem gegenüber Heilighaltuug, und eine verletzte 
Ehe ist darum noch nicht jedem preisgegeben. 

Bisher haben wir stillschweigend yorsätzliche Handlungen 
vorausgesetzt. Der objektiv einheitliche Erfolor lässt sie aber 
auch dann zu einem Verbrechen zusainmenschliessen, wenn 
sie zum teil oder sämtlich aus Fahrlässigkeit geschahen. 
Oder sollte etwa der, welcher durch wiederholtes unvorsich- 
tiges Wegwerfen von Streichhölzern einen einzigen Wald in 
Brand steckte, mehrerer Verbrechen schuldig sein? Oder 
sollte der Arzt, der dasselbe Rezept einem Kranken mehi- 
mals falsch aufgezeichnet und die Einnahme schädlicher Me- 
dizin veranlasst hat, sich mehrmals vergangen haben? Ge- 
wiss nicht: denn es handelt sich luer um Aeusscrunjien nur 
eines loiclitsinnigen Verhaltens, um eine einzige Unvor- 
sichtigkeit. Würden aber auch melu*ere zu konstatiem sein, 
so würde doch der einheitliche Erfolg nur ein Verbrechen 
begründen. Dasselbe ist bei verschiedenartige] subjektiver 
Verschuldung anzunehmen. X, der den Wald an einer 
Stelle angesteckt hat, braucht sich nur wegen einer Brand- 
stiftung zu verantworten, mag er auch zuvor durch unvor- 
sichtiges Wegwerfen einer brennenden Zigarre denselben 
Wald an einer anderen Stelle angezündet haben. 

In dem versuchten Verbrechen wird nun der Erfolg der 
Handlung gar nicht erreicht. Es leiilt also das, was die voll- 
endeten Handlungen einigt. Fallen aber damit die ve rsuchten 
Handlungen als selbständige auseinander? Merkel^) kommt 
zu richtigen Resultaten, jedoch ohne dieselben auf ein Prinzip zu 
stützen. Es ist ihm voiikonmien zuzugeben, dass der, welcher 



■) Merkel a. a. 0. S. 125 f., auch ?. Buri a. a. 0. S. 6. 
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auf einen anderen, ohne ihn zu treffen, in Tötungsabsicht 
mehrfach sticht, nur ein Verbrechen der versuchten Tötung 
yerttbt hat. Dies aber nicht deshalb, weil jeder Stich eine 
„Kränkung" enthält, wie melircre ausgesprochene Schimpf- 
"worte. Soweit in dem Stich eine Kränkung liegt, ist er ein 
vollendetes Verbrechen. Als versuchte Tötung haben die ver- 
schiedenen Stiche faktisch nichts mit einander gemein, da 
der einheitliche Erfolg fehlt. Aber doch ist ihre Gesamtheit 
ein Thun, daü auf einen Erlolg liinzielt. Und wie der 
Versuch überhaupt nur ein Verbi-echen bildet, wegen der 
Anregung der Kausalkette, die zu dem Erfolg hiniUhrt, 
so müssen auch die verschiedenen versuchten Handlungen 
um des erstrebten einheitlichen Erfolges willen als Ver- 
brechenseinheit aufgefasst werden. Nicht die zeitliche 
liähe der versuchten Handlungen ist der Grund ihrer Einigung 
zu einem Verbrechen. Wenn der Dieb, durch ein Geräusch 
erschreckt, das Haus verlässt, dann abermals einen Versuch 
anstellt, so ist es ein Verbrechen nicht deshalb, weil, wie 
Merkel meint, die Handlungen unmittelbar aufeinander 
folgen, sondern deshalb, weil sie sich gegen denselben Ge» 
wahrsamsinhaber richten. 

Vermag der nicht einmal eingetretene, sondern nur an- 
gebahnte Erfolg eine Verbrechenseinheit bei mehreren Ver- 
suchshandlungen zu schaffen, so ist das umsomehr der Fall, 
wenn eine derfiHandlungen bereits vollendet ist. Der heute 
vergeblich angestellte Vei^tungsversuch an A und die morgen 
an ihm ausgeführte Erdrosselung sind ein Verbrechen, da es 
weder auf die Zwischenzeit noch auf die Gleichartigkeit der 
Begehungsweise ankommt. 
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Kapitel HL 

Bestraftang der gesetzlleben EiBhelt imd des 

fortgesetzten Yerbrechens. 

Einer besonderen Bestimmung über die Bestrafung der 

gesetzlichen Einheit und des fortgesetzten Verbrechens, wie 
äie § 73 für die echte Gesetzes- und § 74: für die Reai- 
konkurrenz enthält, bedurfte es nicht Denn die beiden 
Punkte, die bei diesen Schinerigkeiten bereiten, stehen für 
jene fest. Hier ist es von vornherein War, welches Straf- 
gesetz anzuwenden, und dass innerhalb seines Strafrahmens 
nur eine Strafe auszumessen ist. Dieselbe dient dazu, das 
gesamte verbrecherische Verhalten m treffen. Es ist eine 
Strafe fKr die Gesamtheit der EÜLzelerfolge. Eine noch so 
grosse Anzahl derselben rechtfertigt es nicht, über den Straf- 
rahmen des anzuwendenden Gesetzes liinauszugehen. Doch 
ist ihre Zahl nicht etwa irrelevant. Denn jedes strafrechtlich 
bedeutende Moment erfordert Berücksichtigung. Werden ein* 
Keine Handlungen, die zu der Verbrechenseinheit gehören, erst 
nach dem Urteil bekannt, ist es mögliuli, dass die Strafe, wenu 
man sie gekannt hätte, vielleicht anders ausgefallen wäre. 
Aber ist sie alsdann auch keine der That entsprechende, so 
kann doch für die später bekannt werdenden Handlangen 
keine zweite Strafe verlegt werden, da kein zweites Ver^ 
brechen vorliegt. Ein neues Verfahren einzuleiten, ist also 
ausgesdüossen. Es könnte sich nur um Wiederaufnahme 
des alten handeln. Euie solche wäre wohl denkbar, weil 
das frühere Urteil auf einem unrichtigen thatsächlichen Sub- 
strat berulit. Jedoch lässt sie das positive Recht nicht zu, 
weil sie, wenn sie Erfolg hätte, nur Aenderung des Straf- 
masses innerhalb desselben Strafrahmens bewirkte,^) 

Ausserdem kOnnte man an Verhängung einer ZusatK- 
strafe denken. Aber audi insofern steht das positive Becht 

») St.P.O, § 403. 
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entgegen. Der § 79, welcher die materiellen Voraussetzungen 
der Zusatzstrafe normiert, nimmt auf § 74 Bezug.*) Daraus 
geht hervor, dass auch dessen Voraussetzungen erftillt und 
die der nachträglichen Beurteilung unterliegenden Handlangen 
selbständige sein müssen. Damit ist aber die Anwendbarkeit 
des § 71) auf die Realkonkiirreaz beschränkt, 

Ist nun wegen einzelner zu der gesetzlichen Einheit oder 
dem fortgesetssten Verbrechen gehöriger, nicht in dem ersten 
Erkenntnis abgeurteilter Handlungen weder Aendenmg der 
ersten noch Verhängung einer zweiten oder einer Zusatz- 
strafe möglich, dann ist üire Nichtberücksichtigiinjc: später 
nicht wieder gut zu machen. Es liegt eben ein auf un- 
richtiger Beurteilung der That beruhender Irrtum in der 
Strafbemessung vor, wie er täglich Yorkommt, ohne dass 
darum eine Aenderung des Urteils am Platze wäre. Werden 
aber nach demselben neue unter dasselbe Strafgesetz fallende 
Handlungen begangen, bedaif es einer abermaligen Strafe fUr 
deren Gesamtheit. 



Oppenhoff, Stra^esetsbudL j 79 N. 4 
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Die Verbrechensmehrheit bei 
Handlungsmehrheit. 

Kapitel L 
Begrriff der sog. Reiilkonkiirrenz. 

Verursachung mehrerer verbrecherischer Erfolge ist die 
selbstverständliche, aber nicht alleinige Yoraussetznng der 
Verbrechensmehrheit. Denn diese wird einerseits durch die 

Handlungseinheit, aadererseits dadurch ausgeschlossen, dass, 
wenn auch mehrere Handlungen vorliegen, ihnen die Selbst- 
ständigkeit durch den Willen des Gesetzgebers, wie bei der 
gesetzlidien Einheit, oder schon durch die Natur des Ver- 
brechens, wie bei dem fortgesetzten Verbrechen, entzogen ist» 
Hieraus folgt, dass zur Verbrechensmehrhpit iiielirero selbst- 
ständige Handhiügeii gehören. Nur einen Ausschnitt aus der 
so bestimmten Verbrechensmehrheit bildet die sog. Real- 
konkurrenz. 

Man hat diesen 13 tgiiti .lalgestellt, um insoweit beson- 
dere Grundsätze für die Strafbemes^ung zui' Anwendung zu 
bringen. Warum ist aber eine solche Ausnahme erforderlich? 

Sie rechtfertigt sich nicht schon dadurch, dass die meh« 
reren Verbrechen durch die Zeit ihrer Begehung oder ihrer 
Aburteilung in einer Beziehung zu einander stehen, da 
schon mit der Begehung des Verbrechens die Strafe verwirkt 
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ist. Letzteres ergibt sich aus dem Wesen des Strafgesetzes, 
das, wie das Naturgesetz, uns sagt, dass bei gewissen Voraus- 
setsstuigen bestimmte Folgen eintreten. Die Strafe selbst 
steht unmittelbar mit der Begehung des Delikts fest^ so dass 
der Richter sie nicht auszuwählen, sondern nur zu finden 
hat. Sie ist eine Grösse, die von Anfang an dureii die ob- 
jektiven und subjektiven Momente der Strattiiat gegeben ist. 

Andere Umstände sind einflusslos. Mithin ist sie unab- 
hängig von Zweckmässigkeitsrttcksichten. Dass die Strafe 
zAvcckiuässig sei, ist eine Forderung, die wir nicht an den 
Richter, sondern an den Gesetzgeber zu stellen haben. Dieser 
muss durch vernünftige Auswahl der Stralmittel dafür sorgen, 
dass die konkrete Strafe auch wirkt 

Eine weitere Konsequenz ist die, dass selbst die etwaigen 
nachteiligen Folgen der Strafe nicht mit in Rechnung gezogen 
werden können. Die Strafe ist keine andere für den Thäter 
ohne Angehörige als für den, welchem die Sorge für eine Fa- 
milie obliegt, keine andere für den feingebildeten als für den 
ungebildeten Menschen. Diese Beispiele führt v. Bnri an, um 
das Gegenteil zu betonen. Er glaubt, dass bei zwei Delikten, 
in welchen dieselbe objektive und subjektive Verschuldung 
zum Ausdruck komme, die Strafe verschieden sein müsse, 
je nachdem sie den Thäter schwer oder minder schwer treffe. 
Wäre dies richtig, so müsste die Strafe auch geschärft werdüu 
können, um sie als ein Uebel für den Verbrecher zu ge- 
stalten. Unmöglich aber kann man z. B. den Vagabund, 
der eine Fensterscheibe eingeschlagen hat, um im Winter 
eine Zeit lang der Nahrungssorgen enthoben zu sein, bis in 
die Sommermonate einsperren, während deren er gern frei 
sein möchte. Darauf Rücksicht zu nehmen, wie die Strafe 
empfunden wird, scheitert auch an der Undurchführbarkeit» 
Denn einerseits könnte der Millionär keine Geldstrafe, der 
Lump keine custodia honesta erhalten. Und andererseits 
lässt sich nicht vermeiden, dass mancher eine Strafe erhält, 

») V. Buri «. a. 0. 72. 
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die ihn persönlich härter trifit als eine für eine schwerere 
That angedrohte. £s würde mancher, der zu lebenslänglicher 
Freiheitsstrafe verurteilt ist, die Todesstrafe vorziehen, und 
doch erleidet er sie nicht, weil seine Handlung nadi der 

Ansicht des Gesetzgebers nicht schwoi- genug ist. 

Weil die .-^trale nur aus der That an sich zu bemessen 
ist, übt auch der Umstand keinen Einfluss, dass neben der 
einen noch andere Strafen verwirkt sind. 

Jedoch geht es aus zwei Gründen nicht an, immer die 
dem Verbrechen gebührende Strafe zu verhängen. Einmal 
ist es unmöglich, gewisse Strafen wie Todes- und lebens- 
längliche Freiheitsstrafe neben einander zu vollziehen. So- 
dann würde der Verbrecher, wenn alle verwirkten Strafen 
liüverkürzt zur Vollstreckung kamen, mehr erleiden, als er 
Terdient. Mehr darf er aber nicht er leiden, und deshalb 
treten in Bezug auf dieses Mehr die Verbrechen, in reale 
Konkurrenz. 

Wie weit- deren Begriff auszudehnen sei, ist bestritten« 
Unbestritten wird zu ihr nur die Mehrheit von Verbrechen 
derselben Person gezählt, welche Gegenstand desselben Ur- 
teils sind. Damit wird zugleich vorausgesetzt, dass die Be- 
gehung der Delikte vor der Beurteilung stattfand. 

Erhebt man nun die gleichzeitige Aburteilung zum Kri- 
terium, so wird die Begriffsbestimmung zu eng. Sie schliesst 
die Annahme einer Realkookurrenz für das Delikt aus, 
welches erst später entdeckt und nachti^lich abgeurteilt 
wird. Aber auch dieses muss miteinbegriffen werden, da 
es sonst vom Zufall abhängen würde, ob die Verbrechen in 
demselben oder in verschiedenen Urteilen ihre Erledigung 
finden. Ein solcher Zufall darf über materiellrechtliche 
Grundsätze nicht entscheiden. Daher wird heute meist von 
dem Erfordernis gleichzeitiger Aburteilung abgesehen^) und 
Realkonkurrenz noch angenommen, wenn auch eines der 



S. E. B. Hemer, Lehrbuch § 145. 



üiguizeü by Google 



124 



Verbrechen bereits rechtokräfüg abgeurteiit oder die Strafe 
für dasselbe angetreten ist. 

Dagc<^en ist für den Beo^iiff der Realkoukurreuz Bt;- 
gangenschalt der Verbrechen vor der Aburteilung eines 
derselben notwendig, Auch dieses Kriterium wird bestritten, 
und zwar vor allen von denjenigen, welche in der Real- 
konkurrenz eine solche nicht von Verbrechen, sondern von 
Strafen sehen und meinen, es bandle sich bei ihr darum, wie 
die verwirkten Strafen zu vollstrecken seien.^) Danach könnte 
nur auf die Summe der Einzelstrafen erkannt werden und 
es wäre der Volhsug derselben lediglich Sache prozessua- 
lischer Feststellung. Die Lein e von der Konkurrenz niüsste 
in eine solche des Strafprozcssrechts übergehen, lu der 
That ist dies in richtiger Konsequenz des einmal an- 
genommenen Standpunktes von Geyer u. a.') gefordert 
worden. Aber dieser Standpunkt ist unhaltbar. Nicht die 
Strafen, nicht die Folgen der Handlungen, sondern diese 
gelbst konkurrieren. Denn da die Summe der Einzelstrafen 
nicht der Summe der Delikte entspricht und ein Mehr ent- 
hält, so gilt es, damit dasselbe in Abrechnung konmit, die 
Verbrechen selbst in ihrem Anspruch auf Strafe gegenseitig 
zu bescliiaaken. 

Wer die Realkonkurrenz wegen einer Beziehung der 
Strafen zu einander annimmt, wendet ihre Grundsätze auch 
an, wenn vor oder während der Verbüssung einer Strafe 
auf eine zweite erkannt wii*d für eine nach dem ersten Urteil 
begangene Handlung^; Sie können aber schon deshalb nicht 



>) S. John, Fortges. Verbr. S. 62 f. 

^ So Geyer. Gnmdriss Bd. 1. S. 184; G^richtssaal 1861 S. 63 und 

Y. Holtzendorffs Rechtslexikon unter Eonknnrenz; Schtltse, Lefarbach 
S. 190 und Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft Bd. III. S. 48; 

Rosenblatt a. a. 0. S. 18. 

^ So luiiiientUch Schütze. Zeitschr. a. a. 0. S. 89. 

*) So z. B. Rosen blatt a. a. 0. S. 15; Wächter» Vorlesun^fen 
S. 289; 8. dagegen Meyer, Lehrbuch S. 499, 



üiyiiizea by 



125 



Platz greifen^ weil sie zu einer ungerechtfertigten Milde 
führen würden. Denn ist die Strafe bei Realkonkurrenz, 

wie im positiven Recht, begrenzt, nnd das Maximnra wegen 
der früheren Delikte bereits ausgesprochen, so nmss das 
neue Verbrechen straflos bleiben« Der Verbrecher kdnnte 
also während seiner Strafeeit Delikte begehen, für die er 
eine Strafe nieinais zu ftirchten hätte. Auch die Zeit d(^r 
Begangenschaft der Ver brechen gibt nicht immer allein den 
Ausschlag. Hinsichtlich eines Deliktes, dessen Begehung in 
die Zeit vor der Aburteilung einer anderen Strafthat iäUt, 
ist Realkonkurrenz ausgeschlossen, wenn die Strafe für das- 
selbe bereits verbüsst. verjährt oder erlassen ist.') Als- 
dann existiert es für den Strafrichter nicht mehr, es ist für 
.ihn gleichsam aus der Welt geschafft. 

Die entwickelte Ansicht Uber den Begriff der Realkon- 
kurrenz teilt das positive Recht.^) Somit definieren wir die- 
selbe in seinem Sinn, wenn wir sie bestimmen als die Mehr- 
heit noch nicht erledigter Verbrechen, welche sämtUch vor 
der Aburteilung eines derselben begangen sind. 



Kapitel IL 
Bestrafung der Uealkonkorrenz. 

Bei der strafrechtlichen Behandlung der Realkonkurrenz 
kann man entweder davon ausgehen, dass jedes, oder da- 
von, dass anstatt aller nur ein Verbrechen Strafe erfordere. 
Man kann das Absorpüons- oder das Kumulationsprinzip 
zum Ausgangspunkt nehmen. Von diesen selbst ist aber, 
vde heute feststeht, weder das eine noch das andere an- 

*) A. M. z. B. John. Fortges. Verbr. S. 67; Merkel in Holteen- 
durlls Handb. des Strafrechts Bd. II. S. 577. — Richtig z. ß. v. Schwarze, 
Konunentar § 74; Huberiuiias a. u. C). S. 8. 

») S. §§ 74, 79 iSt.G.B., § 492 St.P.O.; Motive zum Entwurf IL § 72. 
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wendbar. Das reine Absorptionsprinzip ist zu verwerfen; 
denn ea widerspricht den allgemeinen Rechtsgrundsäteen, 

ein Verbrechen deshalb straflos zu hissen, weil es neben 
anderen verüijt ist. Auch würde dadurch für die Betj^ehung 
leichterer Verbrechen ein Privilegium geschaffen, indem deren 
Begehung für die Ausmessung der Strafe nicht in Betracht 
k9ine. Das reine Kumolationsprinzip ist unhaltbar; denn 
sämtliche verwirkte Strafen zu vollziehen, lässt sich nicht 
durchführexi und erscheint uugerecht. Das letztere, das wir 
im vorigen Paragraph schon angedeutet haben, bedarf noch 
des Beweises. Von einigen wird nämlich bestritten, dass die 
Kumulation die Intensität der Strafen steigere, und von 
anderen wird geltend gemacht, dass der Verbrecher nicht 
infolge des Zusammentreflens der Einzelstrafen an sich, 
sondern durch die Art ihres Vollzugs beschwert werde.^) 

Wer die zunehmende Intensitöt der kumulierten Strafen 
überhaupt leugnet, der leugnet sie auch bei Zusammentreffen 
mehrerer Freiheitsstrafen und behauptet, dass die um so 
länger dauernde Freiheitsstrafe an Härte verliere, da sich 
der Delinquent mit der Zeit an die Freiheitsentziehung ge- 
wöhne.') Aber selbst vorausgesetzt, dass bei längerer 
Freiheitsstrafe der Verbrecher aufliöre, sie als Uebel zu 
empfinden, so ist eine solche Abstumpfung gerade Beweis 
genug für die wachsende Intensität. Diese macht sich selbst 
dann geltend, wenn die Geldstrafe zu einer Freiheitsstrafe 
hinzutritt. Wird dem Verbrecher ausser seiner Freiheit zu- 
gleich eine Geldsumme entzogen, so hat er in Wahrheit 
.mehr verloren, als wenn er heute die halbjährige Freiheits- 
strafe anzutreten und erst in etlichen Jahren die Geld- 
summe zu zahlen hat. Nach seiner Entlassung aus dem Ge- 
fängnis hält es ihm zunächst schwer, him eiclienckü Verdienst 
zu erwerben, und in dieser Zeit hat das Geld für ihn weit 

') Vergl. Merkel in v. Holtzendorffs Handbuch des Strafrechts 

Üd. II. S. 585: John, Fortges. Verbreeheu S. 163 f. 
^ So Merkel a. a, 0. S. 585. 



üiyiiizea by 



127 



mehr Wert als später, wean er vielleicht zu Wohlstand ge- 
kommea ist. Auch Zahlung mehrerer Geldstrafen zugleich 
trifft ihn härter, als wenn er heute die eine, in Jahren die 
andere zu erlegen hätte. Denn inzwischen kann er mit dem 
Geld wirtschaften und einen Gewinn erzielen, der ihm sonst 
verloren geht. 

Aber ist die zunehmende Härte nicht in der Art des 
Vollzugs begründet? Schwindet sie nicht, wenn die Voll- 
streckung der Strafen in Zwischenräumen gesell i<'ht? Wäre 
dies der Fall, so mlisste allerdings an dem reinen Kumu- 
-lationsprinzip festgehalten werden, und es bedürfte lediglich 
einer Bestimmung in dem StrafvoUzugsgesetz. Doch wie 
verkehrt diese Ansicht ist, ergibt sich sofoi*t. sobald eine 
grosse Anzahl Strafen zusammentrifft. WDllte man dieselben 
bei dem, welcher durch acht Delikte je ein paar Monate 
Gefängnis verwirkt hat, auf einen Zeitraum von acht Jahren 
verteilen, so würde die Aussicht, immer wieder der Freiheit 
lK?raubt zu werden, die Strafe noch mehr schärfen. Zudem 
wäre es dem Verurteilten benommen, sich innerhalb der acht 
Jahre einen dauernden Erwerb zu beschaffen, was ihm nach 
Verbüssung der emfach kumulierten Strafen vielleicht schon 
nach der Hälfte jener Zeit möglich ist. 

Bei Zusammentreffen von Geldstrafen mit solchen und 
,mit Freiheitsstrafen ist es nicht viel anders. Denn wenn 
zwar die noch in Aussicht stehende Zahlung nicht in dem 
Mass wie die noch drohende Freiheitsstrafe die Intensität 
steigert, so wird doch durch die Gewissheit, die Sunune an 
einem späteren Termin zahlen zu müssen, die wirtschaftliche 
Freiheit in der Zwischenzeit gehemmt. Auch lässt sich die 
Zahlung, wenn sie noch als Strafe für die früher begangenen 
Delikte empfunden werden soU, nicht soweit hinausschieben, 
daiss bereits die durch die früheren Strafen entstandene Be- 
lastung des Verbrechers ausgeglichen wäre. 

Die Härte der kumuiirten Strafen verliert sich bei einer 
Vollstreckung in Pausen nur dann, wenn die späteren be- 
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dingt, etwa nach den Grundsätzen der „bedingten Verurtei- 
lung^, zu verbttssen wären. 

Kann weder das reine AbsorptLona- noch das reine 
Ennralationsprinzip Anwendung beanspruchen, so vermag 
dies nur eine Modifikation eines derselben.^) Bei dem Ab- 
sorptionsprinzip besteht dieselbe darin, dass -die Strafe für 
das schwerste Verbrechen in Anbetracht der übrigen ge- 
schärft wird. Wenn nun damit auch der Hauptfehler des 
reinen Absorptionsprinzips beseitigt und es nicht melir gleich- 
gültig ist, ob neben der schwersten Strafthat andere verübt 
sind, so sprechen doch gewichtige Bedenken auch gegen das 
modifizierte Absorpttonsprinzip. In Konsequenz desselben 
kann immer nur auf eine Strafe erkannt werden. Dabei 
bleiben aber die anderen verwirkten Strafen mit Unrecht 
unberücksichtigt. Femer ist die Schärfung der ausge- 
sprochenen Strafe ungerecht, da die Delikte, welche sie 
bewirken sollen, in keinem inneren Zusammenhang mit dem 
Verbrechen stehen, dessen Strafe erkannt wird.^ 

Ein solcher ist allerdings behauptet worden, insofern 
nämlich durch die Begehung der ü*üheren Verbrechen die 
Schuld der späteren gemindert werden soll. Gessler^) hat 
das damit begründet^ dass in jedem Verbrechen zweierlei 
zum Ausdruck komme: eine Aufleliining- erstens gegen die 
Rechtsordnung und zweitens gegen eme bestimmte Norm. 
Die Auflehnung gegen die Rechtsordnung, mdnt er, könne 
nur einmal und zwar bei der Strafe des ersten Deliktes in 
Rechnung konamen. Die Strafe für das spätere werde also 
durch das Vorhandensein des früheren gemindert. Das ist 

') Eine Verbindung Ton Absorptions- und Komolationsprinzip in der 
Weise, dass nach jenem das sabjektive, nach diesem das objektive Mo- 
ment der Strafe zu bestimmen sei, hat John a. a. 0. S. 165 f. vorge- 
sehlagen. Seine Ansicht wird allgemein Torworlen. S. Rosenblatt 
a. a. 0. S. 57; Meyer, Lehrbuch S. 4d8. 

*) Habermaas a. a. 0. S. 97. ^ S. auch Wftobter, Voriemingen 
S. 28S f. 

^ Oes Bier in Goltdammers Archiv Bd. IX S. 162. 
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unrichtig. Die Auflehnimg gegen die Rechtsordnimg ist an 
sidi Überhaupt nicht strafbar und offenbart sich in jedem 

Verbrechen von neuem in selbständiger Weise. Es ist mithin, 
wenn drei gleich schwere Delikte verübt sind, die Verschul- 
dung dreimal so gross als bei einem derselben, und sie er- 
fordert eine dreimal so grosse Strafe. Das steht aber mit 
der Absorption nicht in Einklang und rechtfertigt als alleinigen 
Ausgangspunkt das Kumulationsprinzip, 

Nur von der Regel qiiot delicta tot poenae gelangt man 
zum Ziel.^) Das Richtige ist also zunächst die jedem Ver- 
brechen gebührende Strafe herauszufinden und zu erkennen. 
Aber weil die Kumulation weder thatsächlich durchführbar 
noch rechtlich möglich ist. muss ausserdem auf die Strafe 
erkannt werden, welche zur Vollstreckung kommen soll. 
Dieselbe ist eine Gesamtstrafe d. h. eine solche für alle be- 
gangenen Verbrechen. Sie ist grösser als die schwerste der 
verwirkten Einzelstrafeu, aber geringer als ihre Summe. 
Den Punkt, bis zu welchem die letztere verringert werden 
muss, kann man nicht für alle Fälle gleichmässig bestimmen. 
Es wSre z. B. verkehrt, einen gewissen Bruchteil von der 
Summe abzuziehen, da man damit der Individualität der 
konkreten Strafthat nicht gerecht würde.-) 

Es muss ein Strafrahmen für die Gesamtstrafe auf- 
gestellt werden. Das Minimum desselben bildet die der 
schwersten Einzelstrafe nftchst höhere Strafgrösse und das 
Maximum desselben die auf die nächst niedere StrafgrOsse 
yermiuderte Sunune der Einzelstrafen. Die Gesamtstrafe 

^) Dies ist hentö die weit flberwiegeBde Assieht. VergL Wächter, 
Voriesmigeii 8. 284; t. Liszt, Lehibueh S. 288; v. Bari a. a. 0. S. 86. 

^ Unrichtig ist es bei jeder Einzelstrafe, wie v. Buri a. a. 0. 
S. 74 ff. wül, einen Abaiig in ^blick auf das Znsammetitreffen der Ver- 
brecben zu machen. Denn die Büdcsichtnahme anf die flbrigen Ver» 
brechen ist erst möglich, wenn die Strafe fOr das einselne Verbreoben 
aus diesem selbst bestimmt ist. Nadi v. Bnri konnte übeihaapt nicht 
Ton einer Gesamtstrafe, sondern nur Ton einem Nebeneinsader einzelner 
Strafen die Rede sein. 

Wacli«ttf«14» TerbmliciMkftDkiimiks. 9 
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selbst wird durch Hinaufgehen vom Minimum oder durch 

Herabgehen vom Ma^iiuLim gefunden. Das erstere ist das 
praktischere und einfachere, weil dadurch das ziffermässige 
Bereehnen der Summe der Einzelstrafen gespart wird. 

Sind diese gleichartig, so ist das modifizierte Eumulations- 
prinzip ohne Schwierigkeiten durchzuführen. Dagegen ent- 
stehen solche beim Zusaniinentreffen ungleicher Strafarten. 
Alsdann wird es fraf?lieli. welclier Art die Gesamtstrafe sein 
soll. Wie es unzulässig ist, um des Zusammentreftens 
mehrerer Verbrechen willen eine schwerere Strafart zu 
wählen, als durch irgend eines derselben verwirkt ist, so 
erscheint auch eine Umwandlung der einen Einzelstrafe in 
die Strafart der anderen höheren auf den ersten Blick nicht 
korrelct/ Denn bei dem einen Delikt liat der Wille des 
Gesetzgebers die höhere Strafart ausgeschlossen. Doch ist bei 
nälicrer Betraclitung ge^( u eine solche Umwandlung nichts 
einzuwenden, wenn nur die grössere Schwere der Strafe 
durch die verminderte Dauer ausgeglichen werden kann. 
So ist es z. B. zu billigen, dass der, der eine Zuchthatis* 
strafe verwirkt hat, auch die daneben verwirkte Gefängnis- 
strafe als eine um so kürzere Zuchthausstrafe erhält.^) 

Was nun unser positives Kecht anlangt, so steht das- 
selbe auf dem Boden des von uns verteidigten Prinzips.^) 
Obwohl es nach § 74 St. G.B. den Anschein hat, als gelte 
dieses nur bei schwereren Delikten, ergibt sich aus § 77 
St.G.B., dass es irrundsätzHch für das Zusammentreffen 
aller Delikte anzuwenden ist.^) Die Gesamtstrafe wird in 



*) Bern er, Lehrbuch § 146. nennt ersteres Schärtuugs- und letzteres 
Milderungspriuzip. Diese Bezeichnungen sind irreführend. Denn es han- 
delt sich nicht um zwei besondere Prinzipien. Zudem fühlt die eine zur 
Verwechselung mit dem auch Scbärfungsprinzip benannten modifizierten 
Absorptionsprinzip. 

*) Vergl. V. Buri a. a. 0. S. 87. 

^ S. Wächter, Vorhsungrii S. v. Liszt, Lehrbuch S. 288. 
Binding, Handbuch ä. 585. 
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der oben entwickelten Weise gebildet, nachdem ungleich- 
artige Sta*afen ssuvor in die verwirkte schwerste Strafart ver- 
wandelt sind. 

Doch ist das Prinzip nur mit grossen Durchbrechungeu 
durchgeführt. Es greift nicht Platz: 

1) wenn neben Todes- oder lebenslänglicher IFreiheits- 
strafe eine andere Strafe verwirkt ist. In diesem Falle ist 
auf die einzelnen Strafen gesondert zu erkennen, ohne dass 
zugleich eine Gesamtstrafe ausgesprochen wird. Von Ab- 
sorption kann keine Rede sein. Jede der einzelnen Staralen 
ist im Urteil zu erwähnen.^) 

2. wenn Fcstim^rshaft mit Gefängnis zusammentrifft. 
Während man dem zu Zuchthaus Verurteilten den Anspruch 
auf die custodia honesta abspricht, soll er dem GefiUigniei- 
ströfling belassen werden. Indessen dürfte dieser Anspruch 
nicht begründet erscheinen. 

3. wenn Haft neben eine andere Freiheitsstrafe tritt. 
Eine Umwandlung findet nicht statt, weil die sclion an sich 
kurze Haftstrale in ihrer Dauer zu sehr verkürzt würde. 
Auch dieser Grund ist nicht durohsdilagend. 

4. wenn Geldstrafe neben anderen Strafen zu verhängen 
ist. Eine nur schwache Erklärung dafür, dass mit ihr keine 
Gesamtstrafe gebildet wiid, gibt der Umstand, dass sie nach 
dem bestehenden Becht in bestimmten, verhältnismässig 
kleinen Summen besteht. Würde sie dagegen, wie bisweilen 
vorgeschlagen wird, eine Quote des Eiiikommeiis uusmcicheu, 
so müsste der Gesetzgeber auch hier die Bildung einer Ge- 
samtstrafe zulassen. 

Nach dem Wortlaut des § 74 niußs insoweit eine Ausnahme zu 
Gunsten des reinen Kumulationsprinzips aogenonunen werden. S. v. Lisst, 
Lehrbach S. 289 und die Zitate daMlbet 



0» 



üiguizeü by 



Schluss. 



Vergleichen wir die gewonnenen Resultate mit dem 
positiven Recht, so erhellt, dass die yielgeschmfthten Be- 
stimmungen des Strafgesetzbuchs nicht in dem Grade ab- 

änderungsbodürttig sind, die gemeiue Meinung aiiüiiiuut. 

Sie stehen auf dem Boden eines völlig zutreifeudeu 
Handlungsbegriffs, der die positive wie negative, vollendete 
wie versuchte Handlung gleicherweise umfasst. Und weder 
eine Mehrheit von Thätigkeiten noch von Erfolgen stört 
ihren einheitlichen Charakt(T. Da die Eiulieit der Handlung 
Grund genug ist, die Annahme einer Verbrechensmehrheit 
auszuschliessen und die Einheit der Strafe zu rechtfertigen, 
so kann die Fassung des § 73 St. G.B. als eine im ganzen 
glücküche bezeichnet werden. Dies um so melir, da sie 
nicht auf den Fall mehrmaliger Verletzung desselben Straf- 
gesetzes ausgedehnt und auf die echte Gesetzeskonkurrenz 
beschränkt ist. Dass es aber insofern einer Vorschrift be- 
durfte, kann nicht bezweifelt werden. Denn sonst würde 
der Richter nicht gehalten sein, gerade das schwerste der 
verletzten Gesetze anzuwenden, von denen jedes an sich 
gleichen Anspruch hierauf hat. Welches das schwerste Ge- 
setz ist, sagt der Gesetzgeber nicht expressis verbis, es 
scheint aber auch keiner Bestininmng zu bedürfeu, da als 
scUwei'stes allgemein dasjenige gilt, welches das höchste 
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Maxmnim androht Eine Aenderung in dieser Richtung ist 

nicht erwünscht. 

Um so mehr kann eine Ergänzung des Gesetzes in Frage 
kommen, um dea Einfluss der mitrerletzten minder schweren 
Gesetsse auf die Bestrafung zu regeln, und um festzustellen, 

erstens ob unter das Strafminimum derselben herabgegangen 
und zweitens, ob eine uur in ihnen angedrohte Nebenstrafe 
ausgesprochen werden kann. Das erstere ist kaum praktisch. 
Denn wenn die Handlung mehrere Erfolge enthält, wird in 
der Kegel eine Strafe Uber diesem Minimum verwirkt sein. 
Wo dies aber ausnahmsweise nicht der Fall sein sollte, ist 
eine gesetzliche Vorsclirift verlehlt. Dagegen erscheint in 
Bezug auf die Nebenstrafen eine Zusatzbestüumung zu § 73 
St.6.B., gerechtfertigt. Alsdann mttsste dessen erster Teil 
aber auch unzweideutig erkennen hissen, dass er nur von 
der Hanptstrafe spricht, vielleicht dui'ch ausdrückliche 
Betonung: 

„Wenn eine^) Handlung mehrere Strafgesetze ver- 
letzt, so kommt bei Bestimmung der Hauptstrafe nur 

dasjenige Gesetz, welches die schwerste Strafe, und bei 
uiigleicheu Stratarten dasjenige Gesetz, welches die 
schwerste Straf art androht, zur Anwendung.^ 

Hinsichtlich des auf die Nebenstrafen bezüglichen Zu- 
satzes möchte Hcinemauns'^j Vorschlag gegenüber im Aii- 
schluss an § 76 St. G.B. folgende Fassung vorzuziehen sein: 

„Die Verurteilung zu einer Nebenstrafe ist nicht 

ausgeschlossen, wenn sie auch nur nach einem der ver- 
letzten Gesetze zulässig oder geboten ist.^ 

Bei der Mehrheit strafbarer Handlungen hat unser Gesetz- 
geber gleichfalls einen zutreflenden Stdiidpiinkt eingenommen. 
Er hat es nicht für ausgeschlossen erachtet, dass auch eine 

Der besonderen Hervorhebung der Handlimgseinhdit durch dea 
Aiisdrack „eise und dieselbe'' bedarf es nicht. 

Heinemana, Die Lehre von der Idealkonkurrenz S. 140. 
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Mehrheit von Handlungen in ein Verbrechen aof gehen kann^ 

und einerseits die gesetzliche Einheit anerkannt, andererseits 
(liiö fortgrosetzte Yerbreclion nicht nepert. An dem Fehlen 
eines besonderen Gesetzes Uber das lortgesetzte Verbrechen 
haben wir nichts zu rttgen* Denn da die einzelnen Btraf- 
baren Handlungen, welche das fortgesetzte Verbrechen bilden, 
in ei neu Erfolg zusainmenfliessen , reicht die Bestimmung 
für die Verbrechensart, die es enthält, vollkommen aus. 

Auch Beghff und Bestrafung des praktisch wich- 
tigsten Falls der Verbrechensmehrheit bei Handlungsmehr* 
heit, der Realkonkurrenz, ist im allgemeinen zu billigen. 
Doeli hätte das Prinzip der modifiziertcD Kuinulaiioii ent^ 
sckiedener und konsequenter zum Ausdruck gebracht werden 
müssen. Der § 74 St. G.B. durfte nicht nur von Verbrechen 
und Vergehen, sondern musste schlechthin von strafbaren 
Handlungen sprechen. Durch den Zusatz ,,8elbst8tKndig** 
wän» (>s klar gewesen, dass er bloss solche verbrecherische 
Handlungen im Auge habe, welche besondere stratrechtliche 
Berücksichtigung verdienen. Femer durfte die Bildung der 

* 

Gesamtstrafe nicht nur bei gewissen zeitigen Freiheitsstrafen, 

sondern musste auch bei Zusammentreffen aller Arten zeitiger 
Freiheitsstrafen und i)ei Zusammentrellcn von Gcldstiafen mit 
Geld- und anderen Strafen eintreten.') Die lebenslängliche 
Freiheits- und die Todesstrafe musste ohne weiteres, sobald 
sie mit anderen zusammentrifft, als Gesamt-, freilich nicht als 
absorbierende Strafe, erscheinen. In Gemässheit dieser Er- 
wägungen würde statt des ersten und teilweise dritten Ab- 
satzes des § 74 folgender Wortlaut vorzuschlagen sein: 

„Gegen denjenigen, welcher mehrere selbstständige 
strafbare Handlungen (Verbrechen i. w. S.) begangen 
und dadurch mehrere Strafen verwirkt hat^ ist auf eine 
Gesamtstrafe zu erkennen. 



') V. Buri a. a. 0. S. 116; in Bezug aut die Geldstrafe Haber, 
maas a. a. 0. S. 99. 
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Das Mass dieser Gesamtstrafe miiss das Mass d^r 

verwirkien schwersten Strafe überstei^jen und darf die 
Summe der verwirkten Einzelstrafeu uicht erreicken. 

Bei Zusammentreffen yon Todesstrafe mit anderen 

Strafen ist jene allein als Gesamtstrafe zu verhängen. 

Das gleiche gilt bei Zusammentreiten von lebens- 
länglicher Freiheitsstrafe mit anderen Strafen.'* 

Die Ausuahmcü von dem modifizierten Kumulation.sprinzip. 
welche §§ 75, 77 und 78 Öt.G.B. enthalten, erscheinen nach 
unseren Ausführungen entbehrlich. Dagegen würde es 
weiterer Normen Über das Verhältnis der Haft zu schwererer 
Freiheits- und der Geldstrafe zu Freiheitsstrafen, sowie über 
die Umwandlung der einen in die and(Me Strafe bedürfen. 

Was die Yerurtriluag zu Nebenstralen anlangt, so müsste • 
sie allgemein zulässig sein, sobald dieselben neben einer 
der verwirkten Hauptstrafen verwirkt sind. Insofern hätte 
der § 76 eine weitere Fassung zu oihalten, entsprechend dem 
Torgeschlagenen Zusatz zu § 73. 

Schliesslich wollen wir die Ueberschrift des Abschnitts, 
auf deren Abänderung Heinemann^) grosses Gewicht legt, 
nicht unerwähnt lassen. Von erheblicher Bedeutung er- 
scheint uns aber eine Aenderung nicht zu sein. Will man 
sie an der Ueberschrift des Abschnitts, so wie or jetzt be- 
steht, Yomehmen, würde sich empfehlen, „Zusammentreffen 
mehrerer Strafgese^e und mehrerer strafbarer Handlungen*^ 
zu sagen. Als Ueberschrift für die Regeln der Gesetzes- 
konkurrenz würde der erste Teil geniigen. Heinemann 
hat hierfür „Von der gleichzeitigen Anwendung mehrerer 
Strafgesetze'' vorgeschlagen. Dem ist nicht zuzustuumen, 
da bei der Bemessung der Strafe gerade nur eins zur An- 
wendung kommt. 

Alles in allem ergibt sich, dass die Hestimmungen des 
positiven Rechts über die Verbrechenskonkurrenz wohl einen 

^) Ueiueiuana a. a. O. S. 139. 
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Ausbau im einzeliien erfordeni, dass es aber idcbt Not tbut^ 
an ihren Gmndfesten zu rfitteln. Was aber von Grund aiiH 

reformbedürltig ist. das ist die in Theorie und Praxis lUilicli<' 
Auslegung des Gesetzes, die nacli den Worten eines er- 
fabrenen Praktikers^) allein an den Unzuträglicbkeiten in 
unserer Materie die Schuld trägt. 

>) Reiffei, Gericbtssaid Bd. 39. S. 686. 
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